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179. Sitzung 

Bonn, den 5. Mai 1965 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 15.01 Uhr 

Vizepräsident Dr. Dehler: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren! Vor dem Bundeshaus 
weht heute das blaue Tuch mit dem Kranze der 
zwölf goldenen Sterne, die Europaflagge,' so wie an 
allen öffentlichen Gebäuden des Bundes, der Län-
der und der Gemeinden in der Bundesrepublik und 
so wie in 17 anderen europäischen Staaten. Heute 
vor fünfzehn Jahren wurde das Statut für den Euro-
parat unterzeichnet und' damit der Europarat ge-
gründet. Sein Minister-Komitee hat auf Anregung 
der Beratenden Versammlung beschlossen, in den 
Mitgliedstaaten den 5. Mai künftig als „Europa-
tag" zu begehen. 

Die Idee eines vereinten Europas hat zuerst im 
Europarat Gestalt gewonnen. Aus dein fürchter-
lichen Zusammenbruch vor zwanzig Jahren war der 
Wille gewachsen, daß die europäischen Staaten 
niemals mehr gegeneinander stehen dürfen und 
daß alle Kräfte des Zusammenwirkens lebendig 
gemacht werden müssen. Große fruchtbare Anre-
gungen sind in Straßburg entstanden. Fast ein hal-
bes Hundert europäische Konventionen sind dort 
erarbeitet worden, gekrönt von der Europäischen 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, gesichert durch die Europäische 
Kommission für Menschenrechte und durch den 
Europäischen Gerichtshof. 

Wir Deutschen verdanken dem Europarat Ent-
scheidendes, daß wir uns aus der Tiefe unseres 
Sturzes erhoben haben. Es ist Wirklichkeit ge-
worden, was Winston Churchill auf dem europäi-
schen Kongreß in Den Haag am 7. Mai 1948 für 
alle, die es miterlebt haben, unvergeßlich gefordert 
hat: 

Europa braucht alle diese Franzosen, alle diese 
Deutschen. Darum begrüße 'ich hier die deut-
sche Delegation, die wir eingeladen haben, in 
unserer Mitte Platz zu nehmen. Für uns besteht 
das deutsche Problem darin, das wirtschaft-
liche Leben Deutschlands wiederherzustellen 
und den alten guten Ruf des deutschen Volkes 
wieder zu Ehren zu bringen. . . . Es ist die 
stolze Aufgabe der Siegermächte, die Deut

-
schen bei der Hand zu nehmen und zurückzu-
führen in die europäische Familie. 

In Straßburg sind wir wieder in die europäische 
Familie aufgenommen worden, dort sind Haß und 
Groll und Vorurteil gegen uns abgebaut worden, 
dort ist das wahre deutsche Gesicht wieder sicht-
bar geworden, dort haben wir Freunde in dem Be-
wußtsein europäischer Gemeinschaft gefunden. 

Die europäische Erfüllung liegt als Aufgabe noch 
vor uns. Der „Europatag" ist kein Tag der Feier, 
sondern ein Tag der Verpflichtung. Nichts zeugt 
mehr dafür als die Tatsache, daß zu dieser Stunde 
36 Abgeordnete dieses Hauses — unsere Europäer 
— als Mitglieder der Beratenden Versammlung des 
Europarates in Straßburg tagen. 

Für unsere Jugend sei der „Europatag" eine 
Mahnung, stets der bindenden Kraft der europäischen 
Geschichte und der großen europäischen Kultur als 
Unterpfand einer glücklichen Zukunft der europäi-
schen Völker eingedenk zu sein.  

Ich habe zunächst die Freude, einigen Kollegen 
die Glückwünsche des Hauses zu Geburtstagen in 
den letzten Wochen auszusprechen. 

Herr Kollege Ritzel ist am 10. April 72 Jahre alt 
geworden, 

(Beifall) 

Herr Kollege Horn am 15. April 74 Jahre, 

(Beifall) 

Herr Kollege Dr. Supf am 25. April 70 Jahre, 

(Beifall) 

Herr Kollege Wieninger am 28. April 60 Jahre 

(Beifall) 

und Herr Kollege Dr. Oberländer am 1. Mai eben-
falls 60 Jahre. 

(Beifall.) 

Ich habe noch einige Bekanntmachungen. Es liegt 
Ihnen eine Liste betreffend Überweisung von Vor-
lagen der Bundesregierung, die keiner Beschluß-
fassung bedürfen, an die zuständigen Ausschüsse 
gemäß § 76 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung vor. 
— Gegen die beabsichtigte Überweisung erhebt 
sich, so darf ich feststellen, kein Widerspruch. Damit 
sind überwiesen: 

Vorlage des Bundesministers des Innern und des Bundes-
ministers für wissenschaftliche Forschung betreffend Wissen-
schaftsförderung und Bildungsplanung — Bezug: Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 9. Dezember 1964 — (Druck-
sache IV/3304) 
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an den Ausschuß für Kulturpolitik und Publizistik — feder-
führend — und an den Haushaltsausschuß; 

Vorlage des Bundeskanzlers betreffend Bericht zur Frage  
der lohnbezogenen Abgaben — Bezug: Beschluß des Deut-
schen Bundestages vom 31. Januar 1962 — (Drucksache IV/ 
3230)  

an den Ausschuß für Sozialpolitik — federführend — und an 
den Ausschuß für Arbeit. 

Ich darf dann noch darauf hinweisen, daß der 
Herr Wehrbeauftragte künftig seinen Platz an der 
linken Seite der Plätze des Bundesrates einnehmen 
wird. — Ich freue mich, daß Herr Kollege Dr. 
Hoogen den Platz schon bezogen hat. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat wird der 

Entwurf eines Gesetzes über die Zusammen-
legung der Deutschen Landesrentenbank und 
der Deutschen Siedlungsbank (Drucksache 
IV/3229) 

auch dem Ausschuß für Heimatvertriebene — mit-
beratend — überwiesen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung wird 
die heutige Tagesordnung erweitert um die 

Beratung des Antrags der Fraktionen der  
CDU/CSU, SPD, FDP betreffend Wahl der  
Mitglieder der Rundfunkräte der Anstalten  
des öffentlichen Rechts „Deutsche Welle" und  
„Deutschlandfunk" (Drucksache IV/3350). 

— Das Haus ist damit einverstanden; es ist so be-
schlossen. 

Zweckmäßigerweise werde ich über den Antrag, 
der Ihnen auf Drucksache IV/3350 vorliegt, gleich 
abstimmen lassen. Ich nehme an, daß das Haus zu-
stimmt. — Ich höre keinen Widerspruch; es ist 
entsprechend dem Antrag beschlossen. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Sitzungsbericht aufgenommen. 

Die folgenden Amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 9. April 1965 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz über Vorsorgemaßnahmen zur Luftreinhaltung  
Ausländergesetz  
Gesetz über die Berechnung strafrechtlicher Verjährungs-
fristen  
Bundes-Tierärzteordnung  
Gesetz über die Anzeige der Kapazitäten von Erdöl-Raffi-
nerien und von Erdöl-Rohrleitungen  
Gesetz zur Anderung des Straßenverkehrsgesetzes  
Zweites Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf dem  
Gebiet der Seeschiffahrt  
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Aufgaben des  
Bundes auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt  
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das gerichtliche  
Verfahren in Binnenschiffahrts- und Rheinschiffahrtssachen  
Gesetz über die Umsatzsteuerstatistik für das Kalenderjahr  
1964  
Fünftes Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes  
Zweites Gesetz zur Änderung des Abschöpfungserhebungs-
gesetzes  
Gesetz zu dem Zollabkommen von Brüssel vom 1. März 1956 
über Carnets E. C. S. für Warenmuster nebst Unterzeich-
nungsprotokoll  
Gesetz zu dem Zollübereinkommen von Brüssel vom 6. De-
zember 1961 über das Carnet A. T. A. für die vorüberge-
hende Einfuhr von Waren  
Gesetz zum Schiffssicherheitsvertrag vom 17. Juni 1960 
Gesetz zu dem Übereinkommen vom 20. März 1958 über die 
Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung  
der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen 

 und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung  
Gesetz zu dem Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 
zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der  
Legalisation  

Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes des  
Körperschaftsteuergesetzes, des Gewerbesteuergesetzes, des  
Bewertungsgesetzes, des Steuersäumnisgesetzes, der Reichs-
abgabenordnung und anderer Gesetze (Steueränderungs-
gesetz 1965)  

Gesetz über die Beweissicherung und Feststellung von Ver-
mögensschäden in der sowjetischen Besatzungszone Deutsch-
lands und im Sowjetsektor von Berlin (Beweissicherungs- und  
Feststellungsgesetz — BFG).  

Zum Steueränderungsgesetz 1965 hat der Bundesrat ferner 
eine Entschließung gefaßt, die als Anlage 2 diesem Protokoll bei-
gefügt ist. 

Zum Gesetz über die Beweissicherung und Feststellung von Ver-
mögensschäden in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und im Sowjetsektor von Berlin (Beweissicherungs- und Fest-
stellungsgesetz-BFG) hat der Bundesrat ferner eine Entschlie-
ßung gefaßt, die als Anlage 3 diesem Protokoll beigefügt ist. 

Zum Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen auf  
dem Gebiet der Weinwirtschaft hat der Bundesrat am 9. April 
1965 beschlossen, zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß 
gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes einberufen wird. 
Sein Schreiben ist als Drucksache IV/3294 verteilt. 

Dem Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowje-
tischen Besatzungszone Deutschlands und dem sowjetisch besetz-
ten Sektor von Berlin hat der Bundesrat in seiner Sitzung am 
9. April 1965 nicht zugestimmt. Sein Schreiben ist als Druck-
sache IV/3308 verteilt. Die Bundesregierung hat beschlossen, zu 
diesem Gesetz die Einberufung des Vermittlungsausschusses zu 
verlangen. Ihr Schreiben ist als Drucksache IV/3309 verteilt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 30. April 1965 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung der  
Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bade-
meisters und des Krankengymnasten  
Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg 
und Gewaltherrschaft (Gräbergesetz)  
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zu § 4 Absatz 4 des Alt-
sparergesetzes  
Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes  
Gesetz zur Beseitigung von Härten in den gesetzlichen Ren

-

tenversicherungen und zur Änderung sozialrechtlicher Vor

-

schriften (Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — RVÄndG)  

Zum Gesetz zur Beseitigung von Härten in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen und zur Änderung sozialrechtlicher Vor-
schriften (Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — RVÄndG) hat 
der Bundesrat ferner eine Entschließung gefaßt, die als Anlage 4 
diesem Protokoll beigefügt ist. 

Der Bundesminister der Finanzen hat unter dem 9. April 1965 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Folger, Dr. Kreyssig, 
Seuffert und Genossen betr. Gefährdung der Trinkwasserversor-
gung der Gemeinden Ober- und Unterschleißheim und anderer  
Gemeinden — Drucksache IV/3221 — beantwortet. Sein Schrei-
ben ist als Drucksache IV/3292 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat unter dem 12. April 1965 
die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. Subventionen — 
Drucksachen IV/3253 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache IV/3310 verteilt. 

Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts hat unter dem 
15. April 1965 die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. 
Europäisches Farbfernsehen — Drucksache IV/3261 — beantwor-
tet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/3311 verteilt. 

Der Stellvertreter des Staatssekretärs im Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat unter dem 20. 
April 1965 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ertl, Wächter, 
Peters (Poppenbüll), Reichmann und Genossen betr. Ausrottung  
der Dasselfliegenplage — Drucksache IV/3280 — beantwortet. 
Sein Schreiben wird als Drucksache IV/3321 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat unter dem 27. April 1965 
die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. Vermögenswirk-
same Ausgaben im Bundeshaushaltsplan 1965 — Drucksache IV/ 
3284 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/3324 
verteilt. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat unter dem 29. April 1965 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Martin, Schmidt (Gellersen), Frehsee, Dröscher, Mar-
quardt, Saxowski und Genossen betr. Lage der deutschen Mast-
geflügelwirtschaft — Drucksache IV/3286 — beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache IV/3341 verteilt. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat unter dem 30. April 1965 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Schmidt (Gellersen), Frehsee, Bading, Seither und 
Genossen betr. Wettbewerbsverzerrungen bei landwirtschaft-
lichen Produkten im Raum der EWG — Drucksache IV/3285 — 
beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache IV/3343 verteilt. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat unter dem 3. Mai 1965 die Kleine Anfrage der Abgeordne-
ten Wächter, Weber (Georgenau), Dr. Effertz, Reichmann und 
Genossen betr. Anspruch der Pächter von landwirtschaftlichen  
Betrieben auf staatliche Förderungsmittel — Drucksache IV/3301 
— beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache IV/3345 ver-
teilt. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat unter dem 28. April 
1965 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kliesing (Hon-
nef), Dr. Jaeger, Rasner und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Lage der Unteroffiziere in der Bundeswehr  — 
Drucksache IV/3268 — beantwortet. Sein Schreiben wird als 
Drucksache 1V/3347 verteilt. 
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Vizepräsident Dr. Dehler 	  
Der Bundesminister für Verkehr hat am 31. März 1965 unter 

Bezug auf den Beschluß des Bundestages vom 28. September 
1956 über die Vergabe der Aufträge durch die Eurofima berich-
tet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/3281 verteilt. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat am 28. April 1965 
unter Bezug auf den Beschluß des Bundestages am 4. Juni 1964 
über die Herbeiführung der Zuständigkeit des Internationalen 
Gerichtshofes für die Bundesregierung Deutschland für die in 
dem Fakultativprotokoll über die obligatorische Beilegung von 
Streitigkeiten genannten Streitfälle berichtet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache IV/3344 verteilt. 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat am 1. April 1965 
über die Erledigung des in der 165. Sitzung des Bundestages am 
18. Februar 1965 dem Haushaltsausschuß überwiesenen Ä nde-
rungsantrag der Fraktion der FDP zur zweiten Beratung des Ent-
wurfs des Haushaltsgesetzes 1965 hier: Einzelplan 06 Kapitel 
06 02 Titel 987 - Kassenhilfe an die „Deutsche Welle" und den 
„Deutschlandfunk" für die Inbetriebnahme, Einrichtung und Ver-
waltung - Umdruck 575 - Mitteilung gemacht. Sein Schreiben 
ist als Anlage 5 diesem Protokoll beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers hat am 3. Mai 1965 ge-
mäß § 30 Absatz 4 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 die Nachträge zum Wirtschafts- und Stellenplan der Deut-
schen Bundesbahn für das Geschäftsjahr 1964 zur Kenntnisnahme 
übersandt. Sie liegen im Archiv zur Einsichtnahme aus. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat am 5. April 1965 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gegen` die 
zwischenzeitlich vom Ministerrat verabschiedete Verordnung des 
Rats zur Verlängerung der Verordnung Nr. 142/64/EWG über 
die Erstattung bei der Erzeugung von Getreide- und Kartoffel-
stärke bis zum 30. September 1965 - Drucksache IV/3252 — 
keine Einwendungen erhoben hat. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Richtlinie des Rats über Maßnahmen gegen die Einschlep-
pung von Schadorganismen der Pflanzen in die Mitglied-
staaten - Drucksache IV/3288  - 

an  den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 26. Mai 1965 

Richtlinie des Rats über die Einzelheiten der Übergangs-
maßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten 
des Einzelhandels (Gruppe ex 612 CITI) - Drucksache 
IV/3289  - 

an  den Wirtschaftsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 26. Mai 1965 

Verordnung des Rats über die Finanzierung der gemein-
samen Agrarpolitik, 
Bestimmungen zur Ersetzung der Finanzbeträge der Mitglied-
staaten durch eigene Mittel der Gemeinschaft, 
Entwurf des Vertrages zur Änderung der Artikel 201 und 
203 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft - Drucksache IV/3313  — 

an  den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend sowie an den Finanzausschuß und an den Ausschuß 
für auswärtige Angelegenheiten mitberatend mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 26. Mai 1965 

Verordnung des Rats über die auf dem Gebiet der Preise 
der Erzeugermitgliedstaaten anzuwendenden Maßnahmen 
und über die Festsetzung der gemeinsamen Schwellenpreise 
in den Mitgliedstaaten ohne eigene Erzeugung für Reis und 
Bruchreis für das Reiswirtschaftsjahr 1965/1966 - Druck-
sache IV/3314  — 

an  den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend und an den Wirtschaftsausschuß mitberatend mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 12. Mai 1965 

Richtlinie des Rats über die Einzelheiten der Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs-
verkehrs für selbständige forstwirtschaftliche Tätigkeiten 
Änderung des Allgemeinen Programms des Rats zur Auf-
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit - 
Drucksache IV/3316  - 

an  den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 26. Mai 1965 

Richtlinie des Rats über die Einzelheiten der Übergangsmaß-
nahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten des 
Bereichs „Persönliche Dienste" 
1. Restaurations- und Schankgewerbe (Gruppe 852 CITI) 

2. Beherbergungsgewerbe und Zeltplatzbetriebe (Gruppe 853 
CITI) 

(Artikel 54 Absatz 2, Artikel 57 Absatz 1, Artikel 63 Ab

-

satz 2 und Artikel 66 des Vertrages) - Drucksache IV/3317  — 

an  den Wirtschaftsausschuß mit der Bitte um Vorlage des Be-
richts rechtzeitig vor dem Plenum am 26. Mai 1965 

Richtlinie des Rats über die Verwirklichung der Niederlas

-

sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
selbständige Tätigkeiten des Bereichs „Persönliche Dienste" 
1. Restaurations- und Schankgewerbe (Gruppe 852 CITI) 

2. Beherbergungsgewerbe und Zeltplatzbetriebe (Gruppe 853 
CITI) 

(Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 EWGV) — 
Drucksache IV/3318 - 

an den Wirtschaftsausschuß mit der Bitte um Vorlage des Be

-

richts rechtzeitig vor dem Plenum am 26. Mai 1965 
Verordnung des Rats zur Ersetzung von Artikel 2 Absatz 3 
der Verordnung Nr. 141/64/EWG des Rats vom 21. Oktober 
1964 über die Regelung für Getreide- und Reisverarbeitungs-
erzeugnisse 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend und an den Außenhandelsausschuß mitberatend mit 
der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines Monats, wenn 
im Ausschuß Bedenken gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats betreffend gewisse Maßnahmen, die 
für das Wirtschaftsjahr 1965/1966 auf dem Gebiet der Ge

-

treidepreise anzuwenden sind 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend sowie an den Wirtschaftsausschuß und den Außen-
handelsausschuß mitberatend mit der Bitte um Berichterstattung 
innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen die 
Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats über eine von Artikel 17 der Verord-
nung Nr. 19 abweichende Regelung und die Anwendung 
des Artikels 11 Absatz 3 der Verordnung Nr. 16/64/EWG 
betreffend die vorherige Festsetzung der Abschöpfung für 
bestimmte Erzeugnisse 

an den Außenhandelsausschuß federführend und an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend 
mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines Monats, 
wenn im Ausschuß Bedenken gegen die Verordnung erhoben 
werden 

Verordnung des Rats zur Änderung und Ergänzung der 
Verordnungen Nr. 3 und 4 über die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer (Zahlung der Familienbeihilfen - Ver-
einfachung des Verfahrens zur Notifizierung der an den 
Anhängen vorgenommenen Änderungen - Änderung ver-
schiedener Anhänge) - Drucksache IV/3331  — 

an  den Ausschuß für Arbeit mit der Bitte um Vorlage des Be-
richts rechtzeitig vor dem Plenum am 26. Mai 1965 

Richtlinie des Rats zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Freimachungsgebühren für 
Briefe der ersten Gewichtsstufe und für Postkarten - Druck-
sache IV/3332  - 

an  den Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 23. Juni 1965 

Vorschlag der Kommission der EWG für ein gemeinschaft-
liches Vorgehen gegen die Wettbewerbsverzerrungen auf 
dem Weltschiffsbaumarkt 
Richtlinie des Rats über die Einführung einer gemeinschaft-
lichen Beihilferegelung zum Ausgleich der Wettbewerbsver-
zerrungen auf dem Weltschiffsbaumarkt - Drucksache IV/ 
3333 - 

an  den Wirtschaftsausschuß federführend und an den Ausschuß 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen mitberatend mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
23. Juni 1965 

Verordnung des Rats betreffend die Aufstellung einer ge-
meinsamen Liste zur Liberalisierung der Einfuhren aus 
Drittländern - Drucksache IV/3334  - 

an  den Außenhandelsausschuß federführend und an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend 
mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem 
Plenum am 23. Juni 1965 

Zweite Richtlinie des Rats zur Harmonisierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die Umsatz-
steuern; 
hier: Struktur und Anwendungsmodalitäten des gemein-
samen Mehrwertsteuersystems - Drucksache IV/3335  - 

an  den Finanzausschuß federführend und an den Wirtschaftsaus-
schuß mitberatend mit der Bitte um Vorlage des Berichts recht-
zeitig vor dem Plenum am 23. Juni 1965 

Richtlinie des Rats über die Verwirklichung der Nieder-
lassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
selbständige Tätigkeiten der Nahrungs- und Genußmittelge-
werbe und der Getränkeherstellung (Hauptgruppen 20 und 
21 der CITI) 

Richtlinie des Rats über die Einzelheiten der Übergangs-
maßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten 
der Nahrungs- und Genußmittelgewerbe und der Getränke-
herstellung (Hauptgruppen 20 und 21 der CITI) - Druck-
sache IV/3336 - 

an den Wirtschaftsausschuß mit der Bitte um Vorlage des Be-
richts rechtzeitig vor dem Plenum am 23. Juni 1965 

Richtlinie des Rats über die Verwirklichung der Niederlas-
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die 
selbständigen Tätigkeiten des Einzelhandels (Gruppe ex 612 
CITI) - Drucksache IV/3337  - 

an  den Wirtschaftsausschuß mit der Bitte um Vorlage des Be-
richts rechtzeitig vor dem Plenum am 23. Juni 1965. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden Vor-
lagen überwiesen: 

Achtzehnte Verordnung zur Änderung des Deutschen Zoll-
tarifs 1965 (Balsamterpentinol und Kolophonium) - Druck-
sache IV/3297  - 

an  den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 23. Juni 1965 

Einundzwanzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1965 (Angleichungszölle-Neufestsetzung) - Druck

-

sache IV/3307 - 
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an den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 23. Juni 1965 

Verordnung zur Senkung von Binnen-Zollsätzen (Pauschalie-
rung) — Drucksache IV/3326 — 

an  den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um fristgemäße 
Behandlung 

Zwanzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen Zoll-
tarifs 1965 (Bananen, Wein und Rohtabak) — Drucksache 
IV/3339 — 

an  den Außenhandelsausschuß federführend und an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 23. Juni 1965. 

Wir kommen dann zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde (Drucksachen IV/3348, IV/3340, 
IV/3342) . 

Ich rufe zunächst auf die Dringlichkeitsfragen des 
Herrn Kollegen Erler aus dem Geschäftsbereich des 
Auswärtigen Amts — Drucksache IV/3348 —, und 
zwar zunächst die Frage 1: 

Welche Auskünfte hat die Bundesregierung über das Ausmaß 
des Einverständnisses zwischen der französischen Regierung und 
dem sowjetischen Außenminister Gromyko anläßlich dessen Be-
such in Paris über die Deutschlandfrage erhalten? 

Darf ich den Herrn Minister des Auswärtigen 
bitten! 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ant-
wort auf die erste Frage des Herrn Kollegen Erler 
lautet wie folgt: 

Die Bundesregierung ist von der französischen 
Regierung über den Verlauf des Besuches des 
sowjetischen Außenministers in Paris und die bei 
dieser Gelegenheit geführten Gespräche unterrichtet 
worden. Eine abschließende Unterrichtung erfolgte 
im Rahmen der deutsch-französischen Konsultations-
besprechungen am 3. Mai dieses Jahres. Es ist nicht 
üblich, über Einzelheiten einer derartigen vertrau-
lichen Unterrichtung in der Öffentlichkeit Erklärun-
gen abzugeben. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage? 
— Bitte, Herr Abgeordneter Erler! 

Erler (SPD) : Herr Minister, mit welchem Ergeb-
nis haben vor dem Besuch des sowjetischen Außen-
ministers in Paris Konsultationen nach dem deutsch-
französischen Vertrag zwischen der französischen 
Regierung und der Bundesregierung über die vor-
aussichtlichen Gesprächsthemen dieses wichtigen 
Besuches stattgefunden? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Es haben keine speziell diesen Besuch angehenden 
Konsultationen stattgefunden, denn die Thematik 
dieses Besuches gehört weitgehend zu der üblichen 
Konsultationsthematik. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Erler. 

Erler (SPD) : Herr Minister, gibt es Grund für die 
Annahme, daß ein Zusammenhang zwischen dem 
Besuch des sowjetischen Außenministers in Paris 
und der Haltung des französischen Vertreters im 
Botschafterlenkungsausschuß bei der Formulierung 
einer Deutschlanderklärung besteht? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nein, das möchte ich eigentlich klar verneinen; denn 
der Standpunkt, den die französische Regierung in 
der Botschafterlenkungsgruppe einnimmt, deckt sich 
mit dem Standpunkt, den sie seit einiger Zeit ver-
tritt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Minister, wenn bei der 
doch möglichen Voraussicht der Bedeutung dieser 
Gespräche keine Konsultationen stattgefunden ha-
ben, dann muß ich fragen: Haben Sie sich um solche 
Konsultationen bemüht? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Mommer, das System unserer Kon-
sultationen ist zeitlich so dicht, daß alle laufenden 
Fragen dabei erörtert werden — wenn Sie daran 
denken, daß monatlich jeweils abwechselnd hier 
und in Paris die zwischen uns anliegende Proble-
matik behandelt wird —, so daß kein Anlaß be-
stand, etwa eine besondere Konsultation mit die-
sem Ziel anzuregen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Dr. Schäfer zu 
einer Zusatzfrage. 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Minister, ist das so zu 
verstehen, daß Sie den bevorstehenden Besuch des 
russischen Außenministers nicht zum Anlaß genom-
men haben, über die dort zur Diskussion stehenden 
Fragen eine Konsultation herbeizuführen? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich kann nur wiederholen, was ich schon gesagt 
habe. Die Thematik dieses Besuchs deckt sich weit-
gehend mit der seit langem bekannten Konsulta-
tionsthematik. Es lag kein besonderer Grund vor, 
eine zusätzliche Konsultation wegen dieses Besuchs 
abzuhalten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Jahn zu einer Zusatzfrage. 

Jahn (SPD) : Hat die Bundesregierung mögliche 
Entwicklungen der Gespräche zwischen der franzö-
sischen Regierung und dem russischen Außenmini-
ster zum Gegenstand der Konsultationen gemacht? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Die Frage deckt sich mit der voraufgegangenen. 
Meine Antwort lautet ebenso. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Dann die Frage 2 — 
des  Herrn Abgeordneten Erler —: 

Ist insbesondere der Bundesregierung bekannt, weshalb die 
französische Regierung nur die Behauptung des sowjetischen 
Außenministers über ein angebliches Einverständnis in bezug 
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auf das Bestehen zweier deutscher Staaten korrigiert, hingegen 
zu den Behauptungen des sowjetischen Außenministers über ein 
angebliches Einverständnis in bezug auf die deutsche Ostgrenze 
und bestimmte Fragen des militärischen Status der Bundes-
republik Deutschland nicht Stellung genommen hat? 

Bitte, Herr Minister. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Die Antwort auf diese Frage lautet wie folgt: Ohne 
auf Ihre Frage im einzelnen einzugehen, möchte 
ich zur Sache selbst folgendes sagen. Frankreich hat 
sich ebenso wie die USA und Großbritannien in 
Art. 7 des Deutschlandsvertrags dahin gehend ge-
bunden, daß die endgültige Festlegung der Gren

-

zen Deutschlands bis zu einer frei vereinbarten 
friedensvertraglichen Regelung für ganz Deutsch-
land aufgeschoben werden muß. Ich habe keinen 
Anlaß zu der Annahme, daß die französische Regie-
rung von dieser Haltung bei dem jüngsten Gromy-
ko-Besuch in Paris abgewichen ist. 

Was  die militärische Frage betrifft, so ist es  rich-
tig, daß die französische Regierung ebenso wie die 
sowjetische Regierung gegen die Projekte, die un-
ter den Namen MLF und ANF bekannt sind, ein-
gestellt ist. Die französische Regierung hat jedoch 
mehrfach hervorgehoben, daß diese Übereinstim-
mung völlig verschiedenen Motiven entspringt. 

Erler (SPD) : Herr Minister, wäre es dann nicht 
zweckmäßig, angesichts der entgegenstehenden Er-
klärungen des Herrn Gromyko, die nur in einem 
Punkte von der französischen Regierung berichtigt 
worden sind, auf eine Klarstellung durch die fran-
zösische Regierung auch zu dem Punkt der Grenzen 
und zu dem Punkt des militärischen Status der Bun-
desrepublik Deutschland zu dringen? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Wir werden sicher die beiden behandelten Fragen 
demnächst noch einmal anschneiden. Ich kann Ihnen 
sagen, daß sie in der von mir eingangs erwähnten 
Konsultation vom 3. Mai schon behandelt worden 
sind. 

Erler (SPD) : Teilt die Bundesregierung die Be-
sorgnis, daß es den deutschen Interessen abträglich 
ist, wenn bestimmte sowjetische Wünsche in bezug 
auf den Status Deutschlands vorab geregelt werden, 
bevor man auch die Wiedervereinigung Deutsch-
lands damit verbinden kann? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich darf hier vielleicht zwischen den zwei Punkten 
unterscheiden. Was den einen angeht, habe ich schon 
von einer klaren gemeinsamen westlichen vertrag-
lichen Festlegung gesprochen. In dem anderen Punkt 
bin ich der Meinung, daß man sehr, sehr behutsam 
sein sollte, irgendwelche Statusfragen dieser Art 
vorzeitig anzuschneiden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Schäfer zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Minister, ist Ihre Er-
klärung, daß demnächst darüber gesprochen werden 
soll, so aufzufassen, daß das bei dem Zusammen- 

treffen zwischen dem französischen Staatspräsiden-
ten und dem deutschen Bundeskanzler auf der Tages-
ordnung stehen wird? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich will das noch einmal präzisieren. Ich sagte schon, 
daß der Ablauf des Besuchs einschließlich der Presse-
konferenz des sowjetischen Außenministers bereits 
auf der gerade genannten Beamtenkonsultations-
ebene am 3. Mai behandelt worden ist und dabei 
der bekannte deutsche Standpunkt dargelegt worden 
ist. Wahrscheinlich wird der Besprechung, die der 
französische Staatspräsident und der Herr Bundes-
kanzler haben werden, noch eine Besprechung der 
Außenminister vorausgehen. Es liegt auf der Hand, 
daß auf den Gromyko-Besuch und die Ergebnisse 
des Gromyko-Besuchs auch bei diesen Besprechun-
gen zurückgekommen werden wird. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schäfer. 

Dr. Schäfer (SPD) : Sind Sie nicht mit mir der 
Auffassung, daß es nicht ausreichend ist, die Kon-
sultation solcher hochpolitischen Fragen auf einer 
Beamtenkonferenz abzustimmen, sondern daß hier 
wirklich die Chefs der Regierungen miteinander 
sprechen müssen? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich glaube, Herr Kollege Schäfer, wir müssen folgen-
des auseinanderhalten. Diese monatlichen Bespre-
chungen — auf hoher Beamtenebene, wie Sie wissen 
— dienen der gründlichen Information, dem Aus-
tausch der Argumente und jeweils natürlich auch 
der Vorbereitung der sich anschließenden Minister

-

Staatspräsidenten- bzw. Bundeskanzlerbesprechun-
gen. Diese Themen sind so wichtig, daß sie nicht nur 
einmal, sondern mehrfach behandelt werden. Das 
versteht sich, glaube ich. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Mommer zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Monomer (SPD) : Herr Minister, haben Sie 
nicht doch Anlaß zu der Vermutung, daß sich die 
französische Regierung nicht an die Verpflichtungen 
aus verschiedenen internationalen Verträgen hält, 
daß nämlich die deutsche Grenzfrage der friedens-
vertraglichen Regelung vorbehalten werden soll, 
wenn Sie feststellen müssen, daß die Äußerungen 
Gromykos zu der Zwei-Staaten-Theorie dementiert 
wurden, nicht aber seine Äußerungen zu der deut-
schen Grenzfrage und zu Problemen des militäri-
schen Status? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Zunächst einmal möchte ich, weil Sie danach gefragt 
haben — ich habe nicht genau in Erinnerung, wie 
Sie das formuliert haben — folgendes sagen. Was 
den französischen Staatspräsidenten angeht, so gibt 
es nach meiner Kenntnis keine Äußerung von ihm, 
in der er sich für eine Regelung der deutschen Ost-
grenzen unabhängig von dem Abschluß eines Frie- 
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densvertrages ausgesprochen hätte. Meines Wissens 
gibt es keine dem entgegenstehende Erklärung. Das 
ist der eine Punkt. 

Was das Dementi oder, sagen wir einmal, was die 
Klastellung des Quai d'Orsay zu gewissen Ausfüh-
rungen von Außenminister Gromyko angeht, so hat 
sich das auf jenen Punkt gerichtet, dem die fran-
zösische Regierung ganz mit Recht eine spezielle 
Bedeutung zugemessen hat. 

Im übrigen darf man, glaube ich, nicht übersehen, 
daß der Stand der französisch-sowjetischen Bespre-
chungen und ihre Ergebnisse sich im Kommuniqué 
widerspiegeln, und weder die Grenzfrage noch die 
Frage atomarer Bewaffnung hat im Kommuniqué 
eine Erwähnung gefunden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Noch eine Frage, 
bitte, Herr Abgeordneter Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Minister, beunruhigt 
es Sie nicht, daß Herr Gromyko zwar nach Gesprä-
chen in Paris Äußerungen tun konnte wie die, die 
hier zur Debatte stehen, daß das aber nicht der Fall 
war nach Gesprächen, die er in London oder in 
Washington geführt hat? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Offen gestanden, Herr Kollege Mommer, kann ich 
mich nicht an alle Äußerungen meines sowjetischen 
Kollegen erinnern. Daß er diese Äußerungen in Paris 

I) getan hat, läßt sicherlich erkennen, daß er an diesen 
Fragen dort ein ganz spezielles Interesse gehabt hat. 

Ich möchte aber noch einmal sagen: Im Kommu-
niqué — und das ist doch wohl für den beiderseits 
akzeptierten Standpunkt von einer gewissen Be-
deutung — findet sich nicht ein Wort darüber. 

(Abg. Dr. Mommer: Das ist das, was man 
nach draußen sagt!) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Majonica zu einer Zusatzfrage. 

Majonica (CDU/CSU) : Herr Minister, halten Sie 
es für möglich, daß deshalb kein Dementi der fran-
zösischen Regierung auf die Behauptung Gromykos 
auf der Pressekonferenz in der sowjetischen Bot-
schaft erfolgt ist, weil die französische Regierung 
noch im Juni des vergangenen Jahres als Ant-
wort auf den Chruschtschow-Ulbricht-Vertrag vom 
12. Juni 1964 ganz eindeutig erklärt hat, daß die 
gegenwärtigen Grenzen keine Grenzen, sondern 
Demarkationslinien seien und ihre endgültige Rege-
lung erst in einem Friedensvertrag erfolgen müsse? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Diese Feststellung, die Sie gerade zitiert haben, 
trifft zu, und das erklärt möglicherweise das Ver-
halten der französischen Regierung zu diesem Zeit-
punkt; ich möchte nicht mißverstanden werden: zu 
dem Zeitpunkt des Presseinterviews oder der 
Pressekonferenz von Gromyko in Paris. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Sänger zu einer Zusatzfrage. 

Sänger (SPD) : Herr Minister, wenn ich Sie recht 
verstanden habe, sagten Sie, daß es noch keine 
Äußerung des französischen Staatspräsidenten gebe, 
in der er die Oder-Neiße-Linie als Rechtens an-
erkenne. Darf ich die Frage stellen, ob Sie sich 
nicht an die verschiedensten Äußerungen erinnern, 
die dann durch Erklärungen des Quai d'Orsay und 
wesentlicher Beauftragter der französischen Regie-
rung unterstützt worden sind, ausgesprochen, glaube 
ich, zum erstenmal — ich muß aber aus dem Gedächt-
nis zitieren — am 26. Juni 1959, wonach die beste-
henden Grenzen — und damit war die Oder-Neiße-
Linie gemeint — als die endgültigen Westgrenzen 
Polens anerkannt würden? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich glaube, daß das so, wie Sie gerade geschlossen 
haben: „anerkannt werden", nicht zutrifft, sondern 
daß diese Äußerungen alle dahin gehen, daß die 
Grenzen bei einer friedensvertraglichen Regelung 
aus diesen oder jenen Gründen so festgelegt werden 
sollten. 

Herr Kollege Majonica hat gerade eine fran-
zösische Erklärung vom 12. Juni 1964 zitiert, in der 
expressis verbis auf den Friedensvertrag abgehoben 
worden ist. Ich bleibe bei dem, was ich gesagt habe: 
Es gibt keine Äußerung des französischen Staats-
präsidenten, die von der vertraglichen Festlegung 
abweicht, daß nämlich eine Regelung der deutschen 
Ostgrenzen unabhängig von dem Abschluß eines 
Friedensvertrages vorgenommen werden soll. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Sänger. 

Sänger (SPD) : Herr Minister, darf ich Sie so ver-
stehen, daß Sie sich 'ausdrücklich darauf beziehen, 
daß eine endgültige Regelung nicht außerhalb des 
Friedensvertrages erfolgen solle, daß aber der fran-
zösische Standpunkt für den Fall des Friedensver-
trages feststehe? 

(Unruhe und Zurufe von der CDU/CSU. — 
Ab. Rasner: Das war keine kluge Frage!) 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich möchte das nicht so uneingeschränkt unter-
schreiben. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Die Festlegung der Grenzen erst im Falle des Frie-
densvertrages schließt natürlich nach unserer Mei-
nung eine vorherige Festlegung darauf aus, und 
solche Festlegungen bei unseren Freunden zu ver-
meiden, ist natürlich das Ziel der deutschen Politik. 

(Abg. Rasner: Deshalb: das war keine 
kluge Frage!) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. zu Guttenberg zu einer Zusatzfrage. 
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Freiherr zu Guttenberg (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, ich möchte Sie fragen, ob sie einen wirklichen 
Unterschied sehen zwischen der Haltung der fran-
zösischen Politik einerseits — in der Frage des mili-
tärischen und insbesondere des nuklearen Status 
der Bundesrepublik — und der Haltung unserer an-
deren wesentlichen Partner in dieser Frage. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ja, in dieser Frage gibt es, Herr Kollege zu Gutten-
berg, leider erhebliche Unterschiede. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Jahn zu einer Zusatzfrage. 

Jahn (SPD) : Herr Minister, wird die Bundes-
regierung bei den weiteren Konsultationen mit der 
französischen Regierung darauf hinwirken, daß die 
französische Regierung ihren Standpunkt in der 
Grenzfrage mit der Auffassung der übrigen Alliier-
ten in Übereinstimmung bringt? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Jahn, ich möchte als Antwort darauf 
das wiederholen, was von dieser Stelle aus schon 
seit Jahren, glaube ich, zu diesem Thema gesagt 
worden ist — auch von dem früheren Bundes-
kanzler Dr. Adenauer —: daß wir den Wunsch an 
unsere Freunde haben — und das sage ich jetzt 
einmal ganz allgemein —, von irgendwelchen 
öffentlichen Festlegungen in dieser so schwierigen 
Frage abzusehen, um nicht eine Vorbelastung von 
Friedensverhandlungen herbeizuführen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Jaksch zu einer Zusatzfrage. 

Jaksch (SPD) : Herr Minister, wäre es nicht die 
Aufgabe der Bundesregierung, an zuständiger Stelle 
in Paris mit ganz besonderem Nachdruck darauf hin-
zuweisen, daß die jüngsten Erklärungen der Ver-
einigten Staaten hinsichtlich der friedensvertrag-
lichen Regelung der deutschen Ostgrenzen sich sehr 
vorteilhaft von den Erklärungen des Herrn General 
de Gaulle unterscheiden? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Jaksch, wir werden sicherlich pein-
lichst vermeiden, einem Alliierten gegenüber die 
Vorzüge eines anderen Alliierten zu rühmen. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Jaksch. 

Jaksch (SPD) : Wäre es nicht gerade die Ver-
pflichtung der Bundesregierung, unseren Alliierten 
gegenüber den deutschen Standpunkt mit Nachdruck 
zu vertreten? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Jaksch, in dem letzten stimmen wir  

überein: das ist unsere Aufgabe. Wir müssen es 
aber mit viel diplomatischem Takt und Geschick 
wenigstens versuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Majonica zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Majonica (CDU/CSU) : Herr Minister, halten Sie 
es für im deutschen Interesse liegend, wenn durch 
Fragen im Deutschen Bundestag die Äußerungen 
befreundeter Staatsmänner unbedingt in einem für 
den deutschen Standpunkt negativen Sinne hier 
fixiert werden sollen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Unruhe und 
Widerspruch bei der SPD.) 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Majonica, ich gehe davon aus, daß 
hier niemand irgend jemanden in einer den deut-
schen Intere ssen abträglichen Weise so oder so 
festlegen möchte, sondern ich fasse alles, was hier 
gesagt wird, ais ein Stück der gemeinsamen Be-
mühungen um die beste Regelung der  deutschen 
Probleme auf. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Dann rufe ich aus dem Geschäftsbereich des Aus-
wärtigen Amtes, Drucksache IV/3340, die Frage III/1 
— des Herrn Abgeordneten Sänger — auf: 

Ist die Bundesregierung in der Lage, Auskunft über die Besitz-
verhältnisse des Verlages der „Saarbrücker Zeitung" zu geben, 
und zwar insbesondere über Anteile nichtdeutscher Eigentümer, 
die angeblich aus deutsch-französischen Vereinbarungen entstan-
den, die bei der Rückgliederung des Saarlandes getroffen wor-
den sein sollen? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Die Antwort auf die Frage des 
Herrn Kollegen Sänger lautet wie folgt: 

Die Bundesregierung ist nicht in der 'Lage, Aus-
künfte über die Besitzverhältnisse des Verlages 
der „Saarbrücker Zeitung" zu geben. Im Rahmen 
der bei der Rückgliederung des Saarlandes abge-
schlossenen Vereinbarungen zwischen der franzö-
sischen Regierung und der Regierung der Bundes-
republik Deutschland sind keine Bestimmungen 
über die Regelung der Besitzverhältnisse an der 
„Saarbrücker Zeitung" getroffen worden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sänger. 

Sänger (SPD) : Herr Minister, ich muß aus Ihrer 
Antwort also entnehmen, daß eine Anlage zum 
Luxemburger Abkommen, die hierzu eine Formu-
lierung enthält, offenbar nicht zutreffen soll, nach 
der die Besitzanteile an der „Saarbrücker Zeitung" 
von der Landesregierung des Saarlandes reprivati-
siert werden müssen? 
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Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nach dem, was mir gesagt worden ist, Herr Kollege 
Sänger, ist das nicht zutreffend. Aber ich bin gern 
bereit, mich wegen dieser Frage noch genauer zu 
informieren. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage! 

Sänger (SPD) : Würden Sie die Freundlichkeit 
haben, Herr Minister, darauf achten zu lassen, ob 
die Informationen zutreffen, daß französische Wirt-
schaftskreise sehr intensiv bemüht sind, sich An-
teile der „Saarbrücker Zeitung" zu erwerben? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich will dieser Frage gern weiter nachgehen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Die Fragen III/2 bis 
III/5 werden zurückgestellt. Ich rufe die Frage III/6 
— des Herrn Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen 
— auf: 

Aus welchen Gründen verzögert sich die Vorlage eines Rati-
fizierungsgesetzes über das Zusatzabkommen zum deutsch-
italienischen Kulturabkommen, das schon am 12. Juli 1961 abge-
schlossen worden ist? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Das am 12. Juli 1961 unterzeichnete Zusatzabkom-
men zum deutsch-italienischen Kulturabkommen be-
darf nach deutschem Recht zur innerstaatlichen 
Durchführung keines Ratifizierungsgesetzes. Es ge-
nügt seit dem Änderungsgesetz vom 28. Februar 

4 1964 eine Rechtsverordnung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf. Diese Rechtsverordnung ist 
am 24. März 1965 von der Bundesregierung verab-
schiedet worden. Der Bundesrat hat am 30. April 
1965 zugestimmt. Die Verordnung wird voraussicht-
lich noch in dieser Woche veröffentlicht und tritt 
mit der Veröffentlichung in Kraft. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Schmitt-Vockenhausen zu einer Zusatzfrage. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Die in der deut-
schen Öffentlichkeit geäußerten Befürchtungen dürf-
ten damit wohl behoben sein? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich gehe davon aus. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Minister. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesschatzministers. 

Ich rufe auf die Fragen XIII/1 und XIII/2 — des 
Abgeordneten Moersch —: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Beteiligun-
gen des Bundes an wirtschaftlichen Unternehmen in privatrecht-
liche Stiftungen umzuwandeln, um aus deren Erträgen Wissen-
schaft und Forschung zu fördern? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, schon in Kürze 
die jetzt verbleibenden 51 % Kapitalanteile des Bundes an der 
VEBA in eine Stiftung zur Förderung der Wissenschaft und 
Forschung umzuwandeln? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant

-

wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Dr. Dollinger vom 28. April 1965 
lautet: 

Zu Frage XIII/1: 

Die Bundesregierung sieht nicht die Möglichkeit, Beteiligun-
gen des Bundes an wirtschaftlichen Unternehmen in privatrecht-
liche Stiftungen umzuwandeln, um aus deren Ertragen Wissen-
schaft und Forschung zu fördern. Entsprechend den Regierungs-
erklärungen vom 29. 11. 1961 und vom 18. 10. 1963 hält die 
Bundesregierung nach wie vor an ihrer Absicht fest, die soziale 
Privatisierung mit dem Ziel der Förderung der Vermögensbil-
dung breiter Bevölkerungskreise fortzusetzen. Die heute noch 
im Eigentum des Bundes stehenden wirtschaftlichen Beteiligun-
gen sollen diesem politischen Ziel nutzbar gemacht werden, 
sofern und sobald im Einzelfall die Voraussetzungen dafür ge-
geben und geschaffen sind. Die von Ihnen angeregte Umwand-
lung der wirtschaftlichen Unternehmen des Bundes in privat-
rechtliche Stiftungen würde dagegen die Privatisierung dieser 
Unternehmen endgültig ausschließen. Die Bundesregierung hält 
daher den von Ihnen vorgeschlagenen Weg zur Förderung von 
Wissenschaft und Forschung nicht für gangbar. 

Zu Frage XIII/2: 

Der Umwandlung der im Bundesbesitz verbleibenden Mehr-
heitsbeteiligung an der Vereinigten Elektrizitäts- und Berg-
werks-Aktiengesellschaft (VEBA) in eine Stiftung zur Förde-
rung von Wissenschaft und Forschung stehen grundsätzlich die-
selben Überlegungen entgegen. Hinzu kommt, daß nach Auf-
fassung der Bundesregierung der Mehrheitseinfluß des Bundes 
auf die VEBA nicht aus der Hand gegeben werden sollte. Ich 
verweise insoweit auf die Ausführungen, die ich hierzu in 
meinem Antrage an den Deutschen Bundestag vom 18. 12. 1964 
(Bundestagsdrucksache IV/2861) wegen der Teilprivatisierung der 
VEBA gemacht habe. Mit. der Umwandlung der dem Bunde 
verbleibenden Mehrheitsbeteiligung der VEBA in eine privat-
rechtliche Stiftung würde sich der Bund jedoch seines Ein-
flusses auf die VEBA begeben. 

Ich rufe die Fragen XIII/3 und XIII/4 — des Herrn 
Abgeordneten Opitz — auf: 

Trifft es zu, daß im Berliner Olympiastadion bisher nur des-
halb keine Flutlichtanlage installiert werden konnte, weil sich 
das Bundesschatzministerium trotz eines vorliegenden günstigen 
Angebotes einer Wiesbadener Firma nicht zu einer Auftrags-
erteilung entschließen konnte, obwohl die Vorarbeiten bereits 
seit 1961 laufen und obwohl der Deutsche Bundestag schon 1963 
die notwendigen Mittel bereitgestellt hat?  

Erachtet es die Bundesregierung als zweckmäßig, wenn für ein 
solches in Frage XIII/3 genanntes Projekt insgesamt elf Gut-
' achten eingeholt werden, wie es im Falle Berlin geschehen ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Die abschließende Prüfung des Ange-
bots der Wiesbadener Firma hat ergeben, daß bei 
der von ihr vorgesehenen Flutlichtanlage mit nur 
zwei Lichtmasten in lichttechnischer Hinsicht zu 
große Risiken bestehen und ,daß die wegen dieser 
Risiken erforderliche Haftung für den Vertrags-
partner nicht zumutbar ist.  Der Bundesschatzminister 
hat sich deshalb entschließen müssen, ein neues 
Projekt mit vier Lichtmasten ausarbeiten zu lassen, 
welches die lichttechnischen Forderungen der vom 
Bundesschatzminister bestellten Gutachter und der 
Bundesbauverwaltung erfüllt. Die Ausschreibung 
hat vor Ostern begonnen, die letzten Ausschrei-
bungsunterlagen sind am 28. April 1965 an die Fir-
men versandt worden. 

Zu Ihrer Bemerkung, Herr Abgeordneter Opitz, 
die Vorarbeiten liefen bereits seit 1961, möchte ich 
feststellen, daß mit der Planung einer Flutlichtan-
lage erst im Mai 1963 begonnen wurde. Die vorher-
gehenden Untersuchungen bezogen sich lediglich auf 
eine Verstärkung der bestehenden Beleuchtungsan-
lage. 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1963 im Mai 1963 
einer Bindungsermächtigung von 650 000 DM für 
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Staatssekretär Kattenstroth 
künftige Rechnungsjahre zugestimmt. Alle daraufhin 
abgestellten Bemühungen, im Rahmen dieser Mittel 
eine lichttechnisch einwandfreie Flutlichtanlage zu 
schaffen, die auch in gestalterischer Hinsicht dem 
Bauwerk gerecht wird, sind jedoch gescheitert. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Opitz. 

Opitz (FDP) : Herr Staatssekretär, ist es richtig, 
daß der Gutachter des Bundes, Professor Schulz, 
von neun Gutachtern des Senats von Berlin wider-
legt worden  ist?  

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Ich darf damit auf Ihre nächste Frage 
kommen, mit der Sie wissen möchten, ob elf Gut-
achten erstattet worden sind. Der Bundesschatz

-

minister hat nur zwei lichttechnische Gutachter be-
auftragt. Der Herr Senator für Jugend und Sport 
in Berlin hat von sich aus drei Gutachter beauftragt. 
Von weiteren Gutachtern ist mir nichts bekannt. Die 
Meinungsverschiedenheiten der Gutachter beziehen 
sich auf lichttechnische Fragen. Die von  der  Bundes-
regierung beauftragten Gutachter haben zum Aus-
druck gebracht, es sei notwendig, daß das Licht von 
vier Seiten komme, damit kein Schatten entstehe. 
Das scheint mir der Hauptstreitpunkt zu sein. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Opitz! 

Opitz (FDP) : Herr Staatssekretär, ist es denn 
richtig, daß bereits am 16. Juli 1964 Ihr Ministerium 
alle Angebote der konkurrierenden Firmen ab-
schließend geprüft hatte und Sie an diesem Tage die 
Unterlagen der zuständigen Berliner Dienststelle 
Ihres Ministeriums mit der Weisung zur Auftrags-
erteilung an eine Wiesbadener Firma zugeleitet 
hatten? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Nein, das ist nicht im Juli 1964, son-
dern im 'Dezember  1964 geschehen. Daraufhin hat 
die Bundesbauverwaltung pflichtgemäß erklärt, sie 
sei nicht in der Lage, den Auftrag zu erteilen, und 
zwar, wie ich vorhin gesagt habe, aus zwei Grün-
den: Der eine Grund ist, daß in lichttechnischer Hin-
sicht zu große Risiken bestünden, und der zweite 
Grund ist: die Haftung, die die Wiesbadener Firma 
zu übernehmen bereit war, sei zu groß und des-
wegen nicht zumutbar. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage! 

Opitz (FDP) : Herr Staatsekretär, es stimmt aber 
doch, daß 'Sie sich mit dieser Auffassung in erheb-
lichem 'Widerspruch zum Berliner Senat befanden? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Es mag sein, daß der Herr Senator für 
Jugend und Sport eine andere Auffassung vertritt. 
Es dreht sich 'hier immerhin um die Ausgabe von 
650 000 DM, die vom Bundestag 'bewilligt worden 

sind. Wir haben die Verantwortung und müssen 
die Bestimmungen der Reichshaushaltsordnung be-
achten. Es gibt keinen Beamten und auch nicht 
einen Minister, der bereit ist, die Verantwortung 
dafür zu übernehmen, daß der Auftrag entsprechend 
dem Entwurf der Wiesbadener Firma erteilt wird. 

Ich würde es außerordentlich begrüßen, wenn die 
Möglichkeit bestünde, die vielen mit der Ange-
legenheit zusammenhängenden Fragen, die ja in das 
Sportpolitische hineingehen, im Haushaltsausschuß 
zu erörtern. Der Schriftwechsel würde von uns dort 
vorgelegt werden können. Ich glaube, es wäre nicht 
zweckmäßig, einige Auszüge aus dem Schriftwechsel 
hier im Plenum des Bundestages vorzutragen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dorn zu einer Zusatzfrage! 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich aus 
Ihren Ausführungen schließen, daß Sie — d. h. Ihr 
Haus durch Herrn Ministerialdirigenten Jahn — am 
10. Juli 1964 nicht Ihrer Berliner Dienststelle und 
auch nicht der Senatsverwaltung in Berlin mitgeteilt 
haben, daß einer Auftragsvergabe an die Wies-
badener Firma keine Bedenken mehr entgegen-
stünden? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Mir ist von einer solchen Erklärung 
nichts bekannt. 

Dorn (FDP) : Auch nicht, daß sie schriftlich vor-
liegt? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Mir ist nicht bekannt, daß eine- solche 
Erklärung schriftlich herausgegeben ist. Sonst hät-
ten wir nicht bis heute den Fragenkreis geprüft, 
und wir prüfen immer noch. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dorn zu einer weiteren Frage! 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen denn 
bekannt, daß am 15. Dezember 1964 die Sonder-
vermögens- und Bauverwaltung, das Bauamt Nord 
in Berlin — entsprechend Ihrer Mitteilung an den 
Senat, die Presse und den Deutschen Fußballbund 
— angewiesen wurde, die abschließenden Vertrags-
verhandlungen zum Bau der Zweimasten-Flutlicht-
anlage sofort mit der Wiesbadener Firma zu Ende 
zu führen? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, Sie haben recht, 
dieser Auftrag ist erteilt worden. Weshalb der Auf-
trag dann von der Bundesbauverwaltung nicht 
durchgeführt werden konnte, hat Herr Minister Dr. 
Dollinger in einem Schreiben an Herrn Abgeordne-
ten Urban am 8. April 1965 mitgeteilt. Die von 
Herrn Abgeordneten Urban für die Fragestunde am 
7. April 1965 gestellte Frage konnte nicht mehr 
beantwortet werden.  Die  Beantwortung ist des- 
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wegen schriftlich erfolgt. Ich kann sie vorlesen, 
aber ich möchte annehmen, daß das nicht erforder-
lich ist. 

Dorn (FDP) : Wie erklären Sie es sich dann — — 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dorn, Sie haben zwei Fragen gehabt. 

(Abg. Dorn: Eis sind drei Fragen gestellt!) 

— Wir sind jetzt bei der Frage XIII/4 des Herrn 
Abgeordneten Opitz. Zur Frage XIII/5 kommen wir 
noch. 

Zunächst Herr Abgeordneter Wellmann zu einer 
Zusatzfrage! 

Wellmann (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß außer drei Lichtsachverständigen — 
nämlich Professor Spieser (Zürich), Professor Roth

-

maier (Mannheim) und Diplom-Ingenieur Setzekorn 
(Berlin)  — sich auch alle Fachgremien für die Zwei-
mast-Lichtanlagen ausgesprochen haben, nämlich 
die Berliner Sportverbände, der Senator für Jugend 
und Sport, der Deutsche Fußballbund, der Deutsche 
Leichtathletikverband, der Bundesminister des In-
nern und der Erbauer des Stadions, Professor 
March, und weshalb wollen Sie diesen Gutachten 
nicht folgen? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter Wellmann was 
Sie für die von Ihnen genannten Stellen erklären, 
trifft zu; es trifft aber im Endergebnis nicht zu für 
Herrn Professor March. Ich habe vorhin gesagt: der 
Gegensatz bezieht sich darauf, ob eine volle Aus-
leuchtung bei einer Zwei-Mast-Anlage möglich ist. 
Die Gutachter der Bundesregierung halten. es für 
erforderlich — ich habe das vorhin schon er-
klärt —, daß das Licht von vier Seiten kommt, da-
mit keine Schatten entstehen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Wellmann. 

Wellmann (SPD) : Herr Staatssekretär, wie ist es 
dann eigentlich möglich gewesen, daß der Senator 
für Jugend und Sport erst durch die Berliner Presse 
erfahren mußte, daß ein neues Gutachten über eine 
Vier-Mast-Anlage durch den Herrn Bundesminister 
angefordert worden ist, ohne daß der Senator für 
Jugend und Sport und die Sportverbände von dieser 
Tatsache unterrichtet worden sind? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter Wellmann, die 
Frage war in der Prüfung, und die Entscheidung, 
nämlich daß der Herr Bundesschatzminister nicht 
in der Lage sei, die Verantwortung für eine Auf-
tragserteilung, die in der Tat am 15. Dezember 1964 
vorgesehen war, zu übernehmen, ist endgültig erst 
am 6. April 1965 getroffen worden. Wenn der Bun-
desschatzminister die Verantwortung nicht überneh-
men kann, muß er eine neue Prüfung veranlassen 

oder, wie in diesem Fall, neu ausschreiben. Diese 
Ausschreibung ist erfolgt. Wir hoffen, daß die Aus-
schreibungsergebnisse bald eingehen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Braun zu einer Zusatzfrage! 

Braun (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß zwei Firmen, die an dem Projekt eben-
falls interessiert sind, nämlich Siemens und die AEG, 
den Herrn Diplomingenieur Setzekorn, der ein Gut-
achten positiver Art für das Objekt Ott erstellt hat, 
veranlassen wollten, sein Gutachten zurückzuziehen, 
und ihm dafür 1500 DM im Monat zusätzlich zu sei-
nem sonstigen Honorar angeboten haben? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, das ist mir in der 
Tat unbekannt. 

Braun (SPD) : Meines Wissens ist dem Herrn 
Minister aber dieser Tatbestand durch den Senator 
für Jugend und Sport mitgeteilt worden. Ist Ihnen 
das bekannt, und — wenn ja — was ist in dieser 
Frage unternommen worden? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, das ist dem Bun-
desschatzministerium nicht bekannt. Ich würde es 
aber für richtig halten, diese von Ihnen gestellte 
Frage — es dreht sich um 650 000 DM öffentliche 
Mittel — ausführlich im Haushaltsausschuß zu 
erörtern, damit endlich die Frage geklärt wird, ob 
hier jemand nicht sauber gehandelt hat. 

Braun (SPD) : Ich bitte darum. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich rufe auf die 
Frage XIII/5 — des Herrn Abgeordneten Opitz —: 

Bedeutet die jetzt vorgenommene erneute Ausschreibung des 
in Frage XIII/3 genannten Projekts, daß gegen die Pläne der 
Wiesbadener Firma Ott schwerwiegende technische Bedenken 
geltend gemacht werden konnten? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Die Frage habe ich bereits bei Ihrer 
ersten Frage, Herr Abgeordneter Opitz, beantwortet. 

Zusätzlich weise ich darauf hin, daß nach den 
„Leitsätzen für die Beleuchtung von Sportanlagen", 
die vom Schweizerischen Beleuchtungskomitee ver-
öffentlicht worden sind und die als internationale 
Richtlinien angesehen werden können, die ,,Leuch-
ten grundsätzlich auf vier hohen Masten außerhalb 
der Spielfeld-Ecken montiert werden" sollen. 

Zwei-Mast-Anlagen sind bisher auf international 
anerkannten Spielfeldern nicht errichtet worden. 

Das Olympia-Stadion kann nicht als Versuchs-
objekt dienen. Der Erbauer des Olympia-Stadions, 
Herr Professor March, hat für solche Versuche auch 
nicht seine Zustimmung gegeben, und er hat 
Urheberrechte. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Opitz, zu einer Zusatzfrage! 
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Opitz (FDP) : Herr Staatssekretär, ist in abseh

-

barer Zeit damit zu rechnen, daß ganz klar und ent-
schieden auf die zum Teil erheblichen, auch schrift-
lich erhobenen Vorwürfe in der Verfahrenssache 
Olympia-Stadion geantwortet wird? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter Opitz, ich weiß 
nicht, ob Sie einen Schriftwechsel mit der Wies-
badener Firma meinen. Wenn Sie das meinen, dann 
muß ich Ihnen darauf erklären, daß möglicherweise 
nicht alle Fragen im Schriftverkehr geklärt werden 
können, sondern vielleicht andere Stellen ein-
geschaltet werden müssen. Ich bin aber bereit, auch 
dazu im Haushaltsausschuß Erklärungen abzugeben. 

Ich möchte es vermeiden, daß sich aus Fragen und 
meinen Antworten hier etwa Bestechungs-, Beleidi-
gungs- oder sonstige Verfahren ergeben. 

Jedenfalls ist der Vorwurf, der gegen einen Beam-
ten erhoben wurde, völlig unrichtig. Ich habe der 
Wiesbadener Firma geschrieben, sie möge mir mit-
teilen, wann und wie das gewesen sei. Die Firma 
ist nicht bereit gewesen, mir die Sache so klar dar-
zulegen, daß wir daraufhin eine richterliche Stelle 
hätten einschalten können. Der Vorwurf gegen den 
Beamten ist damit — für mich jedenfalls — 
erledigt. Ich habe keine Möglichkeit, gegen den 
Beamten ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Ich 
muß Ihnen auch sagen: Ich bin überzeugt, daß der 
Beamte korrekt gehandelt hat. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dorn zu einer Zusatzfrage. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, wie erklären 
Sie es sich, daß nach monatelangem Prüfen und 
nach all den vorliegenden Gutachten Ihr Haus am 
15. Dezember 1964 zu dem Schluß gekommen ist, 
daß der Auftrag nunmehr für eine Zwei-Masten-
Lichtanlage an eine bestimmte Firma erteilt werden 
konnte, diese Mitteilung der Öffentlichkeit bekannt-
gegeben worden ist und Sie nun plötzlich, nachdem 
Sie zu dieser Entscheidung gekommen waren, nicht 
mehr zu der Entscheidung stehen, obwohl damals 
schon ganz klare Anweisungen an Ihre Berliner 
Dienststelle gegeben worden waren? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, es sind, wie Sie 
mit Recht sagen, klare Anweisungen an die Ber-
liner Dienststelle gegeben worden. Bei der Durch-
führung der Weisung hat sich eindeutig ergeben, 
daß die Berliner Dienststelle nicht in der Lage ist, 
den Auftrag zu erteilen, erstens weil lichttechnische 
Bedenken bestehen, und zweitens weil man der 
Wiesbadener Firma die Haftung für dieses große 
Objekt nicht zumuten konnte. Wenn auch die Wies-
badener Firma bereit war, die Haftung zu überneh-
men, so würde, wenn später die Haftung akut ge-
worden wäre, doch sofort die Rechtsfrage aufge-
taucht sein, ob wir der Firma bei einem Objekt von 
650 000 DM nicht eine zu große Haftung zugemutet 
hätten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer weiteren 
Frage Herr Abgeordneter Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen denn 
nicht bekannt, daß diese Wiesbadener Firma bisher 
Großobjekte im internationalen Bereich in einer 
großen Anzahl durchgeführt hat und daß nach dem 
15. Dezember 1964 zu den lichttechnischen Fragen 
kein neues Gutachten mehr abgegeben worden ist, 
sondern nur die Gutachten bestanden, die Sie zu 
Ihrer Entscheidung am 15. Dezember gebracht haben? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, es ist bekannt, daß 
die Firma internationale Aufträge erfüllt hat, und 
es ist auch bekannt, daß sie sie gut erfüllt hat. Aber 
es ist kein Fall bekannt, in dem die Firma eine 
Zwei-Masten-Anlage gebaut hat. Und das ist hier 
das Problem! 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Wellmann zu einer Zusatzfrage. 

Wellmann (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
nicht das Gutachten von Professor March vom 
16. Juni 1964 bekannt, ,das mit dem folgenden Satz 
endet? 

Die Ottsche Lösung ergäbe mithin aus ihrer 
funktionellen Logik in gleicher Weise günstigste 
Möglichkeiten für die Erfüllung der  verschie-
denen Beleuchtungsaufgaben wie auch für die 
architektonisch sinnfällige Lage der Maste im 
Stadion-Organismus. 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Das Gutachten ist mir bekannt, Herr 
Abgeordneter. Ich darf Ihnen aber sagen, daß wir 
mit Herrn Professor March laufend in Verhandlun-
gen stehen. Dem jetzt erteilten Ausschreibungsauf-
trag, also dem darin enthaltenen Entwurf hat Herr 
Professor March mit Schreiben vom 13. April 1965 
zugestimmt, und er hat ,damit steine früheren Er-
klärungen ergänzt. Für uns ist jetzt nur das Schrei-
ben von Herrn Professor March vom 13. April 1965 
maßgebend. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Wellmann. 

Wellmann (SPD) : Herr Staatssekretär, habe ich 
Sie vorhin, als Sie mir ,auf meine Frage antworteten, 
richtig dahin verstanden, Professor March habe sich 
gutachtlich nicht zu der  Zwei-Mast-Lichtanlage ge-
äußert? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, ich bezeichne das 
Schreiben von Herrn Professor March vom Juni 
vorigen Jahres nicht als lichttechnisches Gutachten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Urban zu einer Zusatzfrage. 
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Urban (SPD) : Herr Staatssekretär, die Gutachter 
haben in ihrer speziellen Funktion zu der lichttech-
nischen Güte des Ottschen Entwurfs Stellung ge-
nommen, und nur eineinziges Gutachten, das von 
der Bundesregierung, von Ihrem Hause eingeholt 
wurde, ist negativ. Es drängt sich doch die Frage auf 
— und  die  bitte ich mir zu erklären —, warum zehn 
positive Gutachten zu diesem speziellen Komplex 
von der Bundesregierung verneint wurden und das 
eine als Grundlage jetzt auch der neuen Ausschrei-
bung den Firmen zugestellt wurde. Da es sich um 
eine begrenzte Ausschreibung handelt und nach 
Lage ,der Sache handeln muß, bitte ich, mir vielleicht 
auch noch Auskunft darüber zu geben, welche Fir-
men einbezogen wurden. 

Kattenstroth Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, beide von der 
Bundesregierung beauftragten Gutachter haben sich 
gegen die Zweimastanlage ausgesprochen. Sämtliche 
für die Angelegenheit zuständigen Herren der Bun-
desbauverwaltung einschließlich des Bundesschatz-
ministeriums haben sich auch dagegen ausgespro-
chen, weil sie die Verantwortung nicht dafür über-
nehmen könnten, daß das Olympia-Stadion gut aus-
geleuchtet werde. 

Die zweite Frage, die Sie stellen, kann ich wie 
folgt beantworten: Es sind für die lichttechnische 
Seite fünf Firmen am 28. April 1965 aufgefordert 
worden, sich an der beschränkten Ausschreibung zu 
beteiligen. Die Firmen haben eine Angebotsfrist bis 
zum 17. Mai. Alsdann hat die Bundesbauverwaltung 
die Angebote auszuwerten, und dafür werden etwa 
14 Tage nötig sein. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Liehr. 

Liehr (SDP) : Herr Staatssekretär, darf ich fragen, 
was Sie veranlaßt, das von Herrn Professor March 
unter dem 16. Juni 1964 eingereichte Schreiben, das 
überschrieben ist „Gutachten zum Bau einer Flut-
lichtanlage für das Olympiastadion" nicht als Gut-
achten zu werten? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, mein Mitarbeiter, 
Herr Ministerialdirigent Jahn, sagt mir, es sei ein 
architektonisches Gutachten, es sei aber nicht das 
Gutachten, das wir in lichttechnischer Hinsicht als 
Bundesbauverwaltung benötigten. Wir müssen § 14 
der Reichshaushaltsordnung beachten. Dafür reicht 
das Gutachten — wenn es diese Überschrift trägt, 
was mir nicht bekannt war — nicht aus. Für uns sind 
nur die künstlerischen Vorstellungen von Herrn 
Professor March wesentlich. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Braun zu einer Frage, bitte! 

Braun (SPD) : Eine Frage, Herr Staatssekretär: Ist 
Ihnen bekannt, daß das Gutachten des Professors 
Schulz, auf das Sie sich in Ihrem Ministerium stüt-
zen, engste Beziehung zum Hause Siemens in Er- 

langen hat, und halten Sie es für möglich, daß viel-
leicht Wahlkreisfragen bei der Vergebung des Auf-
trags in bezug auf dort ansässige Abgeordnete eine 
Rolle spielen könnten? 

(Abg. Rasner: Das ist eine üble Verdächti

-

gung, Herr Kollege!) 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, ich muß mit  Ent-
schiedenheit zurückweisen, daß etwa hier Wahl-
kreisgesichtspunkte für die Entscheidung des Bun-
desschatzministers maßgebend gewesen wären. Im 
übrigen wäre ich 'sehr dankbar — und ich betone das 
noch einmal —, wenn die Möglichkeit bestünde, 
über alle Fragen im Haushaltsausschuß ausführlich 
zu sprechen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das ist natürlich ein 
schwerer Vorwurf, der hier erhoben wird; er kann 
nicht in der Fragestunde, sondern müßte ander-
weitig behandelt werden. — Bitte, Herr Kollege 
Braun! 

Braun (SPD) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß die bisherige Firma Ott, die schon beinahe be-
auftragt war, wieder in das Ausschreibungsver-
fahren für die neue Anlage mit einbezogen ist, ge-
nauso wie die Firmen Siemens, AEG und auch 
Osram? 

Kattenstroth, Staatssekretär im Bundesschatz-
ministerium: Herr Abgeordneter, es sind nicht alle 
von Ihnen genannten Firmen einbezogen. Die Wies-
badener Firma ist einbezogen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Ich rufe die Frage I aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung — Frage des 
Herrn Abgeordneten Cramer — auf: 

Billigt die Bundesregierung die Werbung des Bundesverteidi-
gungsministeriums in der „Wildente", um Freiwillige für die 
Raketentruppe des Heeres anzuwerben? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Die Anzeigenwerbung der Bun-
deswehr, Herr Abgeordneter, erfolgt seit jeher 
durch Vermittlung von Werbeagenturen. Diese 
streuen die Anzeigen über eine große Zahl verschie-
dener Publikationsorgane. Dazu gehört u. a. auch 
die Zeitschrift „Wildente". Bisher hat das Bundes-
ministerium der Verteidigung keine Veranlassung 
gehabt, diese Zeitschrift von der Veröffentlichung 
einer allgemeinen Werbeanzeige für die Unteroffi-
zierlaufbahn auszunehmen, wobei ich noch zusätz-
lich bemerken möchte, daß diese Zeitschrift bisher 
unregelmäßig — im Jahre 1964 z. B. nur mit einem 
Heft — erschien. 

Es läßt sich nicht vermeiden, daß einzelne Aus-
gaben eines Presseorgans mitunter in Aufmachung 
und Inhalt nicht der Auffassung des Bundesmini-
sters der Verteidigung entsprechen. Das gilt z. B. 
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Staatssekretär Gumbel 
für die Märzausgabe 1965 der Zeitschrift „Wild-
ente". Es besteht jedoch keine Möglichkeit, einzelne 
Nummern einer Zeitschrift gezielt von der Ver-
öffentlichung von Werbeanzeigen für die Bundes-
wehr auszunehmen, so daß in Kauf genommen wer-
den muß, daß eine Anzeige auch einmal in einer 
einzelnen Ausgabe erscheint, die nicht die Zustim-
mung des Bundesministers der Verteidigung findet. 

(Zurufe von der SPD: Ach!) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
Werbeanzeigen für die Bundeswehr nur in solchen 
Publikationsorganen erscheinen sollen, deren In-
halt den allgemein anerkannten demokratischen 
Grundsätzen entspricht. Wenn die „Wildente" die 
in ihrem letzten Heft eingeschlagene Linie beibe-
halten wird, wird sie von der Anzeigenvergabe 
ausgeschlossen werden. 

(Zuruf von der SPD: Ich denke, das können 
Sie nicht?) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Cramer zu einer Zusatzfrage. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß diese Zeitschrift „Die Wildente" allge-
mein als eine Zeitschrift mit rechtsradikaler Tendenz 
gilt? 

Gumbel Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich lese diese 
Zeitschrift nicht. Ich bin  mir auch nicht 'bewußt, daß 
ich mich damit etwa eines Versäumnisses schuldig 
mache. Ich muß mich also auf das verlassen, was mir 
darüber berichtet worden ist. Mir ist nicht gesagt 
worden, daß es sich um eine rechtsradikale Zeit-
schrift handele. Mir wurde vielmehr gesagt, es sei 
eine Zeitschrift, die sich an die ehemaligen Ange-
hörigen der PK wendet, der Propaganda-Kompanie. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, stehen Ihnen 
in der Bundesrepublik nicht genügend Zeitungen 
mit entsprechender Streuung zur Verfügung, in 
denen Sie Ihre Werbeanzeigen unterbringen 
können? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Sicher. Ich sagte ja schon, daß wir 
nicht nur in der „Wildente" Werbeanzeigen auf-
geben. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Moersch zu einer Zusatzfrage. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist dem 
Bundesministerium der Verteidigung bekannt, daß 
Publikationen nur dann als Zeitschriften bezeichnet 
werden können, wenn sie periodisch erscheinen, 
und daß, da es sich hier offensichtlich um ein un-
regelmäßig oder nur einmal im Jahr erscheinendes 

Organ handelt, der Begriff der Zeitschrift gar nicht 
zutreffen kann? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Ich möchte mich darüber nicht 
streiten, Herr Bundestagsabgeordneter. „Die Wild-
ente" bezeichnet sich als ein Mitteilungsblatt, das in 
unregelmäßiger Folge erscheint. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Moersch. 

Moersch (FDP) : Ist veranlaßt, daß die das Bun-
desverteidigungsministerium vertretende Agentur 
über diese Zusammenhänge auf dem Zeitschriften-
markt aufgeklärt wird, daß es sich nämlich bei Zeit-
schriften um regelmäßig erscheinende Organe han-
deln muß? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Ich werde das weitergeben, Herr 
Abgeordneter. 

(Abg. Moersch: Das wäre nett!) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Jahn zu einer Zusatzfrage. 

Jahn (SPD) : Glauben Sie, Herr Staatssekretär, 
daß die Steuergelder, die hier für Werbezwecke aus-
gegeben werden, in solchen Blättern im allgemeinen 
und in solchen nicht einmal periodisch erscheinen- 
den Blättern im besonderen sinnvoll angelegt sind? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Es handelt sich um eine Werbung, 
wie sie in vielen Zeitschriften betrieben wird, auch 
in Zeitschriften, die sich nicht unmittelbar an den in 
Betracht kommenden Personenkreis, also an junge 
Leute, wenden. Sonst würden wir, Herr Abgeord-
neter, ja nur in Jugend- oder Schülerzeitschriften 
Anzeigen aufgeben können. Es hat erfahrungsgemäß 
einen Nutzen, sich auch indirekt an die in Betracht 
kommenden Personenkreise zu wenden. Unter die-
sem Gesichtspunkt bitte ich, diese Werbung zu ver-
stehen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Jahn. 

Jahn (SPD) : Sie betrachten offenbar die ehemali-
gen Angehörigen der PK als in Frage kommende 
Kreise. Das war aber nur eine Bemerkung. Jetzt 
meine Frage: Wird die Bundesregierung in Zu-
kunft dafür Sorge tragen, daß die Werbeagenturen, 
die hier beauftragt werden, ganz allgemein, bevor 
sie ihre Aufträge geben, der Bundesregierung be-
kanntgeben, mit welchen Zeitschriften sie sich in 
Verbindung setzen, damit gesichert wird, daß politi-
sche Fehlinvestitionen hier in Zukunft unterbleiben? 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Vorwärts" !) 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich bin in 
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Staatssekretär Gumbel 
meiner grundsätzlichen Antwort bereits auf diese 
Frage eingegangen. Ich würde sie bejahen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Ich rufe auf die Frage II/1 — des Abgeordneten 
Josten — aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Gesundheitswesen: 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung bisher mit der 
Polio-Impfung zum Schutz gegen die Kinderlähmung gemacht? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: Herr Präsident, ich bitte, 
die Fragen II/1 und II/2 gemeinsam beantworten 
zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Einverstanden. Dann 
rufe ich auch die Frage II/2 — des Abgeordneten 
Josten — auf: 

Wie sind die Vergleichszahlen von Kinderlähmungsfällen 
gegenüber den Jahren vor den Schutzimpfungen? 

Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: Mit der Impfung zum Schutz 
gegen die Kinderlähmung haben wir in der Bundes-
republik überaus gute Erfahrungen gemacht. An-
fang 1962 ist mit der Schluckimpfung begonnen wor-
den. Sehr bald danach sind die Erkrankungen stark 
zurückgegangen. Der Rückgang hat auch in den fol-
genden Jahren angehalten, so daß der Erfolg der 

» Schutzimpfungen eindeutig feststeht. 

Ich darf die Vergleichszahlen der letzten Jahre 
nennen: Im Jahre 1959 sind 2114 Erkrankungen ge-
meldet worden, 1960 4198, 1961 4673, 1962, also in 
dem Jahr, in dem mit der Schluckimpfung begonnen 
wurde, 296, 1963 241 und im Jahre 1964 54. 

Herr Abgeordneter, setzen Sie dazu bitte die 
Zahl aus dem Jahre 1952 — dieses Jahr war einer 
der Höhepunkte der Poliomyelitis in der Bundes-
republik — in Vergleich. Damals mußten wir 
9700 Erkrankungen, 776 Todesfälle und allein über 
1500 Gelähmte verzeichnen. Demgegenüber darf ich 
noch einmal die letzte Zahl aus dem Jahre 1964 wie-
derholen: 54 Erkrankungen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Josten! 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
man auf Grund der von Ihnen soeben genannten 
Zahlen annehmen, daß mit der Schluckimpfung gegen 
die Kinderlähmung diese Erkrankung praktisch be-
seitigt wurde? 

Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: Ich glaube nicht, daß man 
das annehmen darf, Herr Abgeordneter. Ich möchte 
auch dringend davor warnen, zu glauben, die 
Krankheit sei endgültig besiegt. Ich glaube, daß ich 
das nicht nur als Verwaltungsbeamter sagen muß, 
sondern daß mir auch jeder Arzt darin recht geben 
würde. Es hängt sehr stark von dem Grad und der 

Dauer der Immunität ab, ob eine Seuche endgültig 
besiegt ist. In beidem, glaube ich, kann man sich 
noch nicht festlegen. Ich möchte diese Warnung nicht 
nur deshalb aussprechen, weil wir noch keine aus-
reichenden wissenschaftlichen Erkenntnisse besit-
zen, sondern auch deshalb, weil ich vermeiden 
möchte, daß die Bereitschaft zur freiwilligen Impfung, 
der wir diesen Erfolg verdanken, irgendwie nach-
lassen könnte. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird 
also diese Angelegenheit von seiten Ihres Ministe-
riums weiter sorgfältig beobachtet? 

Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: Nicht nur von seiten meines 
Ministeriums, sondern auch von seiten der ärztlichen 
Wissenschaft und Forschung und der ärztlichen 
Praxis, aber vor allem auch des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes der Länder, in dessen Hand die 
Schutzimpfung lag. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist dem 
Ministerium bekannt, wie es um Schutzimpfungen 
gegen Kinderlähmung in der sowjetisch besetzten 
Zone aussieht? 

Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: In der Sowjetzone, Herr 
Abgeordneter, gibt es einen Impfzwang auch für 
Kinderlähmung. Dementsprechend sind die Erkran-
kungen in den letzten Jahren auch dort äußerst 
gering. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schmidt. 

Dr. Schmidt (Offenbach) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, können Sie mir sagen, in welcher Form 
die Bundesregierung zu dem Erfolg der Schluck-
impfaktion der Länder beigetragen hat? 

Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: Der Vollzug der Schutz-
impfung, sagte ich, liegt in der Hand der Gesund-
heitsämter der Länder und der Kommunen. Die Bun-
desregierung hat gesetzgeberisch die Schutzimpfung 
gegen die Kinderlähmung durch eine Novellierung 
des Bundesseuchengesetzes im Jahre 1961 ermög-
licht. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage. 

Dr. Schmidt (Offenbach) (SPD) : Hat sich die Bun-
desregierung auch in finanzieller Hinsicht an den 
Aufwendungen der Länder beteiligt? 
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Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: Herr Abgeordneter, das ist 
nicht möglich, denn die Kosten des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes werden von den Trägern der Ge-
sundheitsämter übernommen. Die Bundesregierung 
hat sich aber beteiligt durch Zuschüsse an die Deut-
sche Vereinigung zur Bekämpfung der Kinderläh-
mung und eine Reihe von Forschungsinstituten, 
deren dankenswerte Bemühungen zu dem Erfolg 
der Schutzimpfung wesentlich beigetragen haben. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Jahn zu einer Zusatzfrage. 

Jahn (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie der 
Auffassung, daß die Bundesregierung neuerdings 
Gesetze erläßt? 

Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: Verzeihen Sie; das ist eine 
faute de parler. Selbstverständlich ist es der Bund 
gewesen; das ist klar. 

Jahn (SPD): Aber die Frage war ja wohl auch 
deswegen berechtigt, Herr Staatssekretär, weil Sie 
ausdrücklich auf das Tätigwerden der Bundesregie-
rung Bezug genommen und dann auf das Gesetz ver-
wiesen hatten, das wohl, wenn ich mich recht er-
innere, immer noch in diesem Hause erlassen wird. 

Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: Ganz gewiß! Ich möchte aber 
meinen, daß es mindestens eine Vorlage der Bun-
desregierung war. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Professor Bechert. 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Staatssekretär, können 
Sie eine Angabe darüber machen, in welcher Höhe 
die Zuschüsse an diese Vereinigung zur Bekämpfung 
der Poliomyelitis gegeben wurden, verglichen mit 
den Aufwendungen, die die Länder gemacht ha-
ben? — Nur die Größenordnung! 

Bargatzky, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Gesundheitswesen: Ich kann nicht einmal unge-
fähre Angaben machen, Herr Professor, weil ich im 
Augenblick nicht über die Zahlen verfüge. Ich bin 
aber gern bereit, sie Ihnen schriftlich mitzuteilen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär. 

Ich rufe auf die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern! Frage IV/1 — des 
Herrn Abgeordneten Cramer —: 

Zu welchem Ergebnis haben die am 18. März 1965 begon-
nenen Verhandlungen zur Neuregelung der Altersversorgung 
der Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Dienst geführt? 

Bitte, Herr Minister. 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Die Ver-
handlungen führten zu dem Ergebnis, daß die Ar

-

beitnehmer des öffentlichen Dienstes künftig unter 
Kostenbeteiligung der Arbeitgeber und der Arbeit-
nehmer eine Versorgung in Anlehnung an beam-
tenrechtliche Bestimmungen erhalten sollen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Minister, ist damit auch die 
dynamische Anpassung dieser Renten sicherge-
stellt? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Wir sind 
noch gar nicht beim rechtsgültigen Abschluß. Erst 
wenn der beendet  ist,  könnten wir uns über Dyna-
mik unterhalten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage 
des Herrn Abgeordneten Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Minister, sehen Sie eine 
Möglichkeit, in Verbindung mit dieser Frage 
gleichzeitig oder nebenher auch die Bezüge der 
früheren Marinearbeiter und Heeresarbeiter, also 
MAUK und HAUK zu regeln und sie der Dynamik 
anzupassen? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich bin 
erstens für Maßnahmen für die Gegenwart und für 
die  Zukunft und nicht für die Vergangenheit, und 
zweitens bin ich in der Politik für Dynamik, aber 
nicht in solchen Fragen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Die Frage IV/2  — 

des  Abgeordneten Fritsch — ist zurückgestellt. 
Frage IV/3 — des Abgeordneten Seuffert —: 

Hält es die Bundesregierung mit dem Sinn des Rechtsschutzes 
in Verwaltungssachen für vereinbar, daß die Behandlung von 
Widersprüchen (§ 68 ff. Verwaltungsgerichtsordnung) von der 
Zahlung von Kostenvorschüssen abhängig gemacht wird? 

Bitte, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Seuffert, diese Kostenvorschüsse werden nach 
Landesrecht erhoben und haben die Zustimmung 
des Bundesverwaltungsgerichts und des Bundes-
verfassungsgerichts gefunden, und selbstverständ-
lich teilt die Bundesregierung die Auffassung die-
ser beiden höchsten Gerichte. 

Seuffert (SPD) : Herr Minister, halten Sie  es  wirk-
lich für angebracht — abgesehen von den Erwä-
gungen über die Rechtslage —, daß in der Tat die 
Behandlung von Rechtsmitteln in öffentlichen Ver-
fahren von der Zahlung von Vorschüssen abhängig 
gemacht wird? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege, Sie sind Anwalt, ich war es ;  wir verstehen 
beide etwas von Kostenvorschüssen. Ich bin der 
Meinung, daß das ganze Prozeßrecht von Kosten-
vorschüssen durchzogen ist.  Entscheidend ist,  daß 
jemandem, der aus sozialen und wirtschaftlichen 
Gründen nicht in der Lage ist, einen Rechtsstreit 
mit Kostenvorschuß zu finanzieren, ein solcher 
Vorschuß erlassen wird. 
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Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage 
des Herrn Abgeordneten Seuffert. 

Seuffert (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen ein an-
derer Fall in einem öffentlich-rechtlichen Streitver-
fahren bekannt — etwa im Steuerstreitverfahren 
oder im Verfahren gegen Strafbefehle usw. —, in 
dem die Behandlung von Rechtsmitteln von Vor-
schüssen abhängig gemacht wird? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich möchte 
sagen: ich teile die Auffassung des Bundesverfas-
sungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts. 
Diese Gerichte sind mir in dieser Frage autoritativ 
genug. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich rufe dann die 
Frage des Abgeordneten Jahn aus der Drucksache 
IV/3342 auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, im Entwurf des Vierten Ge-
setzes zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrecht-
licher Vorschriften in Übereinstimmung mit der Entschließung 
der 32. Justizministerkonferenz eine Änderung des § 53 Abs. 2 
Bundesbesoldungsgesetz dahin vorzuschlagen, daß Richter in der 
Eingangsgruppe ihrer Laufbahn bereits von der 6. Dienstalters-
stufe an das Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 14 erhalten 
können? 

Bitte, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Der Entwurf 
wird in der nächsten Kabinettssitzung verabschiedet. 
Ich kann deshalb die Frage nicht beantworten, weil 
ich der Entscheidung nicht vorgreifen möchte. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Jahn. 

Jahn (SPD) : Aber Sie können sicher Ihre persön-
liche Meinung dazu sagen, Herr Minister, — oder? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Vielleicht 
ist das etwas zu viel, was Sie vorschlagen. 

Jahn (SPD) : Soll das heißen, daß Sie zu dieser 
Frage keine haben? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Durchaus! 
Wenn ich sage „zu viel", heißt das: nicht alles, aber 
vielleicht einiges. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Minister. 

Wir beenden damit die Fragestunde. 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Beratung der Sammelübersicht 44 des Aus-
schusses für Petitionen (2. Ausschuß) über 
Anträge von Ausschüssen des Deutschen Bun-
destages zu Petitionen (Drucksache IV/3305). 

Es liegt der Antrag des Ausschusses vor, die An-
träge, die dort aufgeführt sind, anzunehmen. Darf 
ich das Einverständnis des Hauses annehmen? — Es 
erhebt sich kein Widerspruch; dann ist nach dem 
Antrag des Ausschusses beschlossen. 

Ich rufe dann den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Förderung der Vermö-
gensbildung der Arbeitnehmer (II. Vermögens-
bildungsgesetz — II. VermBG) (Drucksache 
IV/2814) ; 

 aa) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
(Drucksache IV/3276), 

bb) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit (21. Ausschuß) (Drucksache IV/3224 
[Ausschußantrag Nr. 1 ]) ; 

(Erste Beratung 158. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur För-
derung der Vermögensbildung der Arbeit-
nehmer (Drucksache IV/2687) ; 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit (21. Ausschuß) (Drucksache IV/3224 
[Ausschußantrag Nr. 2]); 

(Erste Beratung 158. Sitzung). 

Ich danke den Berichterstattern. 

Wird Ergänzung eines der Berichte gewünscht? — 
Bitte, Herr Abgeordneter Müller (Remscheid). 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Hohe 
Haus ist im Begriff, die zweite Lesung eines Geset-
zes zu beginnen, das vom Inhalt her und gemessen 
an dem Interesse weitester Kreise der deutschen 
Öffentlichkeit eine neue Phase deutscher Sozial-
politik einleiten kann. 

Vor Ihnen liegt der Schriftliche Bericht des Aus-
schusses für Arbeit, der am 22. Januar dieses Jah-
res von Ihnen beauftragt wurde, Form und Inhalt 
der heutigen Beratungen vorzubereiten. Dieser Be-
richt mit der Darstellung der Einzelberatungen 
kann naturgemäß nur die Beratungen über die Sach-
entscheidungen widerspiegeln. Darauf möchte ich 
jetzt nicht eingehen, sondern insoweit auf den 
Schriftlichen Bericht verweisen. Was dieser Schrift-
liche Bericht aber trotz aller Bemühungen um die 
richtige Beurteilung in der Sache nicht widerspie-
geln kann, sind der Ernst, die verantwortungs-
bewußte Diskussion und das Wissen um die Bedeu-
tung dieser gesellschaftspolitischen Entscheidung, 
weil die Vermögensbildung in breiter Streuung des 
Eigentums die Grundlage sozialer Gerechtigkeit und 
eine unumgängliche Voraussetzung für eine gute 
gesellschaftliche Ordnung und für die politische Sta-
bilität unseres Volkes ist. 

Die Sozial-Enzyklika „Mater et Magistra" des 
Papstes Johannes XXIII., die Eigentumsdenkschrift 
der evangelischen Kirche und die gemeinsamen 
Empfehlungen zur Eigentumspolitik evangelischer 
und katholischer Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftler waren dem Ausschuß wichtige Richtpfeiler 
in der weit über die einzelne Sachentscheidung hin- 
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ausgehenden Diskussion: Persönliches Eigentum als 
Grundlage einer freiheitlichen Wirtschafts- und So-
zialordnung, 

Eigentum als Voraussetzung eigener Verantwortung 
in der Gemeinwohlgerechtigkeit, 

Eigentum in der Sicherung der persönlichen Freiheit 
des einzelnen und seiner Familie und als Mittel der 
Unabhängigkeit gegenüber den Auswirkungen wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Macht. 

Die Empfehlungen der kirchlichen Persönlich-
keiten zur Eigentumspolitik stellten heraus, daß es 
Aufgabe der Eigentumspolitik ist, die Wirtschafts-
ordnung so zu gestalten, daß den vermögensschwa-
chen Schichten der Bevölkerung, insbesondere den 
Arbeitnehmern, die Vermögensbildung erleichtert 
wird. 

Diese gesellschaftspolitischen Gedanken und das 
Wissen um den Auftrag des Grundgesetzes, den 
freiheitlichen sozialen Rechtsstaat weiter auszu-
bauen, bildeten die Grundstimmung für die Diskus-
sionen und die Beratungen im Ausschuß für Arbeit, 
der sich zunächst einmal die Frage stellen mußte, 
warum das in der dritten Legislaturperiode verab-
schiedete und zur Zeit geltende Gesetz zur Ver-
mögensbildung der Arbeitnehmer nicht den vom 
Parlament gewünschten Erfolg gehabt habe. Es 
wurde in der Diskussion deutlich, daß das Parla-
ment nur den Rahmen abstecken konnte und die in 
der Gesellschaftsordnung wirkenden Kräfte das Ge-
setz mit Leben erfüllen mußten. Diese Aufgabe der 
Gruppen der Gesellschaft bei der Anwendung des 
Gesetzes ist — das wurde mit großem Bedauern 
ausgesprochen — entweder nicht erkannt oder nur 
unzureichend erfüllt worden. Bei der als richtig er-
kannten Aufgabe — so wurde gesagt — gelte es 
nun, neue Wege zu gehen und den Erfolg des Ge-
setzes über die Vermögensbildung der Arbeitneh-
mer zu sichern. 

Lassen Sie mich aus der Fülle der Argumente und 
Vorschläge der Ausschußberatungen nur zwei Ge-
sichtspunkte herausstellen. 

Als wesentlicher Grund für die unbefriedigende 
Anwendung der bisherigen Vermögensbildungsge-
setze wurde festgestellt, daß die Sozialpartner von 
der unmittelbaren Verantwortung ausgenommen 
waren. Zwar hätten die Arbeitgeber als einzelne und 
die Betriebsräte als Vertreter der Belegschaften 
schon bisher die Möglichkeit zu frei vereinbarten 
betrieblichen Regelungen gehabt, sie aber nicht oder 
nur ungenügend genutzt. Nun gelte es, wie in den 
beiden Gesetzentwürfen vorgesehen, die Verbände 
der Sozialpartner in ihrer Eigenschaft als gesetzliche 
Ordnungsfaktoren anzusprechen, um ihnen die Mög-
lichkeit zu geben, in verantwortlicher Ausübung 
ihrer Funktion in der Ausfüllung der ihnen vorn 
Staat gesicherten freiheitlichen sozialen Autonomie 
vermögenswirksame Leistungen durch Tarifverträge 
zu vereinbaren. 

Ein zweites Problem wurde mit gleichem Ernst 
diskutiert. Die gesellschaftspolitischen Bemühungen 
um eine Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand 
könnten auf die Dauer nur Erfolg haben, wenn der 
Wille zum Eigentum als wichtigste Voraussetzung 

einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung gestärkt 
werde. In dieser sozialpädagogischen Aufgabe seien 
alle Gruppen und Kräfte angesprochen, die in der 
Vertretung und der Bildung der Arbeitnehmerschaft 
tätig seien. Der Staat kann und soll nur den Rah-
men zimmern. Aufgabe der im Staate freiheitlich 
wirkenden gesellschaftlichen Gruppen ist es, den 
Rahmen zu füllen. 

Der Berichterstatter fühlte sich verpflichtet, diese 
Grundgedanken der Diskussion darzustellen, weil 
das der Bedeutung dieses Gesetzes angemessen er-
scheint. Im übrigen verweist er auf den Schriftlichen 
Bericht und den Antrag des Ausschusses, dem Ge-
setz in der vorliegenden Ausschußfassung die Zu-
stimmung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Wir treten dann in die Einzelberatung ein. Ich 
rufe auf § 1. Ich darf wohl Ihre Zustimmung fest-
stellen, daß wir zunächst eine allgemeine Beratung 
vornehmen. Das ist ausnahmsweise möglich. Ist das 
Haus damit einverstanden, daß wir eine allgemeine 
Beratung vorschieben? 

(Widerspruch.) 

— Dann rufe ich auf den § 1. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Schmidt (Kempten) . 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Müller hat soeben noch einmal in sehr bewegten 
Worten die Bedeutung der heutigen Stunde darge-
legt. Er hat noch einmal vorgetragen, daß wir heute 
darüber entscheiden wollen, wie eine breitere Ver-
mögensbildung gestaltet werden kann und muß, wie 
wir den Rahmen schaffen wollen, in dem wir dem 
östlichen Kollektiv eine breite Eigentumsbildung 
entgegenstellen. Er hat eingangs erklärt, daß es 
notwendig ist, um das Interesse breitester Kreise, 
das an diesem Nachmittag hängt, auch wirklich zu 
befriedigen, eine ernste und verantwortungsbewußte 
Diskussion zu führen. 

Meine Damen und Herren, ich muß diese ernste 
und verantwortungsbewußte Diskussion mit einigen 
Bemerkungen einleiten, die sich aus folgenden Grün-
den als notwendig erwiesen haben. Es hat sich ge-
zeigt — und auch der Ausschußbericht zeigt dies 
auf —, daß bei der Diskussion in den Ausschüssen 
wesentliche Dinge außer acht gelassen wurden, daß 
ein Teil der Problematik leider nicht angesprochen 
wurde, daß beispielsweise — das möchte ich hier 
gleich schon einmal anschneiden — die von ver-
schiedenen Seiten aufgetauchten verfassungsrecht-
lichen Bedenken im Ausschuß überhaupt nicht dis-
kutiert und im Bericht überhaupt nicht erwähnt wur-
den. 

Weiterhin haben die bei den von uns allen gefor-
derten sozialpolitischen Maßnahmen notwendigen 
und bisher üblichen Anhörungen von Sachverstän-
digen in den Ausschüssen dieses Mal zu unserer 
Überraschung nicht stattgefunden; entsprechende 
Anträge wurden abgelehnt. 
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Diese beiden Tatsachen, das Übergehen gewisser 
Probleme im Ausschuß und die Ablehnung der An-
hörung von Sachverständigen, haben dazu geführt, 
daß der leider nicht ganz ausgegorene und durch-
dachte Gesetzentwurf, der uns vorgelegt wurde, in 
den Ausschüssen nicht richtig durchleuchtet worden 
ist. Er ist somit heute mit Problemen belastet, er ist, 
möchte ich sagen, unausgereift und läßt schwerwie-
gende Fragen unbeantwortet und kann gefährliche 
Auswirkungen haben. 

Es erscheint der Freien Demokratischen Fraktion 
unverantwortlich, Sie alle zur Entscheidung über 
dieses Gesetz aufzurufen, wenn Sie nicht vorher 
wissen, welch riskanten Zukunftswechsel Sie mit 
der Zustimmung zu der jetzigen Ausschußfassung 
ausstellen würden. 

Ich sagte schon: die Beratungen waren für meine 
Freunde zu rasch. Beispielsweise hat der Finanz-
ausschuß, der als mitberatender Ausschuß tätig war, 
die Frage der Haushaltsbelastung an den Haushalts-
ausschuß verwiesen. Im Haushaltsausschuß wurde 
aber die Gesamtfrage überhaupt nicht erörtert. Die 
Frage der Verfassungsmäßigkeit wurde nirgends 
geprüft, obwohl sie von uns angeschnitten worden 
war und wir um eine Diskussion, eine Klärung, 
gebeten hatten. Man mußte den Eindruck gewinnen, 
vor allem bei den Anträgen auf Anhörung von Sach-
verständigen, die bedauerlicherweise auch in den 
mitberatenden Ausschüssen abgelehnt wurden, daß 
bei den Initiatoren eine gewisse Sorge bestand, hier 
könnte ein Wahlgeschenk an den Tatsachen zer-
brechen, wenn durch die Beratungen mit Sachver-
ständigen im Ausschuß klar würde, daß das Ziel, 
das wir alle wollen und das ein Teil dieses Hauses 
auf diesem Wege erreichen will, nicht erreicht wer-
den kann. 

Wir Freien Demokraten sahen uns aus diesem 
Grunde genötigt, von uns aus Sachverständige an

-zuhören, Sachverständige aus allen Bereichen, die 
von diesem Gesetz betroffen sind, darüber hinaus 
Wissenschaftler von Format wie Professor Forst-
hoff als Verfassungsrechtler, Professor Schmölders, 
Professor Albers als Finanzrechtler und andere. 

Ehe ich auf diese Bedenken eingehe, möchte ich 
hier noch einmal eines klarstellen. Ich glaube, das 
muß gesagt werden, wenn nachher eine Entschei-
dung fallen soll. Wir alle wollen das breit ge-
streute Eigentum als Abwehr gegen östliche Kol-
lektiverscheinungen; wir alle wollen eine breitere 
Basis der Vermögensbildung, als sie sich in den 
letzten Jahren entwickelt hat, und wir alle wollen 
auch bei dieser Vermögensbildung keine Eingriffe 
in bestehendes Eigentum; wenigstens ist das von 
allen Fraktionen dieses Hauses immer bestätigt 
worden. Wir Freien Demokraten glauben nun, daß 
diese drei Ziele auf dem Weg, der das Ergebnis 
der Ausschußberatungen ist, nicht erreicht werden 
können. 

Wir befürchten, daß dabei schwere Eingriffe in 
unsere Verfassung geschehen könnten,. Wir be-
fürchten eine Gefährdung unserer Geldwertstabili-
tät; ich werde nachher noch auf die Einzelheiten 
kommen. Wir befürchten eine schwere Erschütte

-

rung unserer Wirtschaftsstruktur. Wir befürchten 
einschneidende Einschränkungen unseres Haus-
haltsrechts für die Zukunft. Wir haben erkennen 
müssen, daß diese Ausschußfassung leider auch we-
sentliche unsoziale Züge zeigt und damit gar nicht 
dem Ziel gerecht wird, das sie erreichen soll. 

(Beifall bei der FDP.) 

Darüber hinaus darf von unserer Sicht her am 
Rande erwähnt werden, daß das in der Ausschuß-
fassung vorhandene kollektivistische Prinzip des 
Sparens die bisherige Sparbereitschaft, den Spar-
willen breitester Kreise negiert, diese Selbstverant-
wortung als nicht vorhanden hinstellt und damit 
einen gewissen bedenklichen sozialpolitischen 
Rückschritt, ich möchte beinahe sagen, in Richtung 
auf Gotha und Aalen darstellt. 

(Beifall bei der FDP. — Oho-Rufe bei der 
SPD.) 

Schließlich sind wir uns auch noch nicht darüber 
klar, wie dies alles mit dem in Übereinstimmung 
zu bringen ist, was der Herr Bundeskanzler im Ok-
tober 1963 in seiner Regierungserklärung gesagt 
hat. Ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsiden-
ten zitieren. Der Herr Bundeskanzler sagte damals: 

Vergessen wir nicht, daß eine moderne und 
freiheitliche Gesellschaftspolitik den Menschen 
in dem Bewußtsein des Wertes und der Würde 
seiner Persönlichkeit stärken will. Dieses Bild 
hat unserer Sozialpolitik als Richtschnur zu 
dienen. . . . Immerhin aber kann nicht über-
sehen werden, daß die Fähigkeit und die Be-
reitschaft zu eigenverantwortlicher Vorsorge in 
enger Beziehung und Abhängigkeit von Art 
und Umfang der kollektiven Sicherheit stehen 
. . . wird es nützlich sein, innerhalb unserer 
Sozialordnung der individuellen Verantwor-
tung breiteren Raum zu geben. 

Meine Damen und Herren, was hier geschieht, ist 
eine Einengung der individuellen Verantwortung. 

Ein weiteres: noch am 15. Oktober 1964 im Rah-
men der Haushaltsdebatte hat der Herr Bundes-
kanzler — ich darf wieder zitieren, Herr Präsident 
— erklärt: 

Die Bundesregierung lehnt ein Verfügungsrecht 
der Tarifpartner über die Verwendung eines 
Teils des Lohnes ab. 

Meine Damen und Herren, und was tut die Aus-
schußfassung? Sie gibt ein Verfügungsrecht. Auch 
hier Widersprüche, nichts als Widersprüche. 

Nun gut, die Mehrheit des Hauses kann mit einer 
— wie es dieser Tage in einer Diskussion einmal 
genannt wurde — „sozialdemokratischen Union" 
und mit deren Willen die bisherige Einstellung der 
Bundesregierung zur Eigentumspolitik verändern. 
Wollen Sie das aber tun, ohne vorher die noch 
offenen Fragen geklärt zu haben, ohne vorher zu 
wissen, ob nicht doch verfassungsrechtliche Schwie-
rigkeiten bestehen, ob nicht unsere Währung in 
Gefahr kommen kann, ob nicht unsere Wirtschaft in 
einen noch härteren Konkurrenzkampf und in einen 
noch härteren Konkurrenzkampf und in strukturelle 
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Sorgen gestürzt werden kann? Meine Damen und 
Herren, Sie werden sagen: Das sind schwere Vor-
würfe. Mir bleibt nur übrig, den Beweis dafür zu 
erbringen. Wir hätten es lieber gesehen, die Klä-
rung — der Gegenbeweis — wäre bei den Sachver-
ständigenvernehmungen in den Ausschüssen erfolgt. 
Wir haben mehrmals den Antrag gestellt. Er wurde 
mehrmals abgelehnt. Die Bedenken, die ich Ihnen 
vortragen muß, wurden von uns mehrmals ange-
meldet. Es wurde keine Möglichkeit zur Klärung ge-
schaffen. Auf Grund unseres Hearings haben wir die 
Klärung der Bedenken versucht, und wir haben 
Ihnen allen Gelegenheiten gegeben, das betreffende 
Protokoll auf diese Fragen und Bedenken hin durch-
zulesen. 

Lassen Sie mich mit diesen Fragen beginnen. 
Zunächst einmal das Wesentlichste: Wo besteht Ge-
fahr, daß Verfassungsgrundsätze durch die Vorlage 
des Ausschusses angegriffen sind, Verfassungs-
grundsätze, an denen wir nicht ohne weiteres vor-
beigehen können? Diese Frage müssen wir zu-
mindest klären, wir müssen feststellen: wo liegt 
wirklich ein Angriff auf die Verfassung vor? 

Das beginnt bereits mit Art. 2 des Grundgesetzes. 
In Art. 2 des Grundgesetzes wird die Freiheit der 
Persönlichkeitsentfaltung garantiert. Mit dieser Vor-
lage wird aber die Persönlichkeitsentfaltung einge-
schränkt, denn es wird hiermit ein Teil des Lohnes 
festgelegt, auch wenn ein einzelner oder wenige 
diese Festlegung nicht wollen. 

Eine weitere Frage, die sehr schwerwiegend ist 
und die einer Klärung durch das Verfassungsgericht 

B) oder durch Verfassungsrechtler bedürfte: Wo liegt 
eigentlich im Grundgesetz die Kompetenz für den 
Bundestag zur Verabscheidung eines solchen Ge-
setzentwurfes? Sie werden doch wohl nicht be-
haupten, daß Vermögensbildung so, wie sie immer 
begründet worden ist und wie auch wir sie sehen, 
eine Materie des Arbeitsrechtes ist und daß für 
sie Artikel 74 Ziffer 12 zutrifft. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich glaube kaum, daß wir einen Anhaltspunkt für 
eine solche Kompetenz finden. Eine andere Möglich-
keit innerhalb der Art. 72 bis 75 dies Grundgesetzes 
habe ich bei mehrfachem Studium leider nicht fin-
den können. Auch unser Hearing hat kein anderes 
Ergebnis gebracht. 

Ein anderer Punkt! Art. 9 Abs. 3 gibt die 'Grund-
lage für die Tarifautonomie, also das Recht, zur 
Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen Vereinigungen • zu bilden. Es 
müßte die Frage geklärt werden, ob vermögens-
wirksame Leistungen zu den Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen gehören. Doch wohl kaum, nach-
dem sie ertrags- und leistungsunabhängig sind und 
dazu noch verwendungsgebunden werden. Es liegt 
ein Urteil ides  Bundesarbeitsgerichts vor, das das 
Verbot der  Lohnverwendungsabreden ausspricht. 
Hier liegt zumindest eine Diskrepanz vor. Auch da 
müßte die Frage geklärt werden, wieweit hier ver-
fassungsrechtliche Schwierigkeiten gegeben sind. 

Ein weiterer Punkt! Diese Vermögensbildung soll 
— das ist, glaube ich, unser aller Meinung — öffent

-

lichen Zwecken, allen dienen. Damit stellt sie eine 
öffentliche Last dar. Kann der Gesetzgeber nach dem 
Grundgesetz eine öffentliche Last, eine öffentliche 
Aufgabe durch Leistungen 'anderer, die er bestimmt, 
einfach ausbauen? Ich verweise hier auf Art. 134 
der Weimarer Verfassung; seine diesbezügliche 
Deutung ist vom Bundesverfassungsgericht bejaht 
worden. Nach diesem Art. 134 würde ein derartiges 
Vorgehen, wie es das Gesetz vorsieht, einen ent-
eignungsgleichen Eingriff darstellen. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Art. 134, ein Urteil des Bundesverfassungsge-
richts! Meine Damen und Herren, ist es kein Ein-
griff in  das Eigentum, wenn — und darauf komme 
ich noch — gewisse Schwierigkeiten in Kreisen der 
Wirtschaft eintreten, die zu Eingriffen in das Eigen-
tum führen können? Das ist noch nicht geklärt. Wir 
werden uns darüber 'in der Diskussion noch unter-
halten müssen. 

Nach ,dem Grundgesetz ist es oberste Aufgabe des 
Parlaments, die Kontrollfunktion hinsichtlich des 
Schutzes der  Währung, aber auch hinsichtlich aller 
Haushaltsaufgaben zu behalten. Wir geben mit die-
sem Gesetz, wenn es so angenommen wird, diese 
Kontrollfunktion .in einem Teilbereich ab. 

Eine weitere Frage: Läßt es ,das Grundgesetz zu, 
daß wir ungleiche Tatbestände schaffen, daß wir mit 
diesem Gesetz Verstöße gegen den Gleichheits-
grundsatz dadurch vornehmen, daß von ,diesen ver-
mögenswirksamen Leistungen Arbeitnehmer ausge-
schlossen bleiben, nämlich diejenigen, die nicht 
sparen und nicht festlegen wollen, aber auch die

-

jenigen, die — wie es zur Zeit noch in manchen 
Bereichen der Fall ist — ohne Tarifvertragsmöglich-
keiten sind? 

Schließlich bleibt es problematisch, ob eine Allge-
meinverbindlichkeitserklärung eines Tarifvertrages, 
in dem nach diesem Gesetz vermögenswirksame 
Leistungen vereinbart würden, überhaupt möglich 
ist. Es wird ja nicht nur über die Höhe, sondern 
auch über die  Verwendung der im Tarifvertrag be-
schlossenen vermögenswirksamen Leistungen ge-
sprochen. 

Diese ,sieben Verfassungsbedenken haben uns 
veranlaßt, Ihnen noch einmal diese Problematik 
vorzutragen. Wir müssen uns überlegen, ob wir 
heute hier ,diesen Schritt tun können, ohne diese 
Fragen zu klären und ,eines Tages vielleicht vom 
Bundesverfassungsgericht belehrt zu werden, daß 
wir unsere Gesetzgebungskompetenz überschritten 
haben. 

Darüber hinaus gibt es schwerwiegende Beden-
ken, die unsere Währung und unsere Haushalts-
entwicklung betreffen. Es gibt vor allem schwer-
wiegende Unterschiede in der Beurteilung, die nicht 
geklärt worden sind. Es ist beispielsweise nicht ein-
mal geklärt — und damit geht es ja los —, was nun 
eigentlich der Begriff „Arbeitsentgelt besonderer 
Art" darstellt. Bisher war dieser Begriff lediglich 
in einem ganz anderen Zusammenhang bekannt. Er 
ist hier als Bezeichnung für diese vermögenswirk-
same Leistung geprägt worden. Gehört sie zu den 
Lohnkosten, wie es nach dem bisherigen Gesetz 
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durch die 8%ige Pauschalbesteuerung der Fall war, 
oder ist sie, wie es im Wirtschaftsausschuß bespro-
chen wurde, ein Einkommen in Verbindung mit dem 
Arbeitsverhältnis? Oder ist — ich glaube, das trifft 
am ehesten zu — die Aussage des Kollegen Stingl 
richtig, die er beim 5. Königsteiner Gespräch dazu 
machte, indem er deutlich sagte — ich darf hier 
wieder zitieren, Herr Präsident —: 

Vermögenswirksame Leistungen sind Bestand-
teile der Lohnkosten der Betriebe. Bei Tarif-
verhandlungen kann auch die vermögenswirk-
same Leistung nur im Rahmen der Möglich-
keiten der Betriebsergebnisse durchgesetzt wer-
den. 

Das ist eine klare Aussage. Sind diese Leistungen 
Lohnkosten, dann sind sie auch Bestandteil des Loh-
nes, und dann ergeben sich auch entsprechende Aus-
wirkungen in den Berechnungen. Bisher war das 
aber ungeklärt. Noch im Bericht hieß es: Arbeits-
entgelt besonderer Art. Die Auffassungen waren 
verschieden und sind nicht geklärt worden, Herr 
Professor Burgbacher. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordne-
ter Schmidt, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Behrendt? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Ja, bitte! 

Behrendt (SPD) : Herr Kollege Schmidt, da eine 
allgemeine Aussprache abgelehnt worden ist, frage 
ich Sie, ob Ihre Ausführungen allgemein sind oder 
ob sie zu § 1 des vorliegenden Gesetzentwurfs 
gehören? 

Vizepräsident Dr. Dehler: Die Frage muß ich 
beantworten, nicht Herr Abgeordneter Schmidt. 
Zweifellos gehören die Ausführungen zu § 1; denn 
§ 1 enthält ja die Bestimmungen, daß durch ver-
einbarte vermögenswirksame Leistungen der Arbeit-
geber die Vermögensbildung gefördert werden soll. 
Das ist das Problem an sich. In diesem Rahmen 
bewegen sich die Ausführungen des Abgeordneten. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Beh-
rendt, ich darf Ihnen außerdem noch dazu sagen, daß 
am Ende meiner Ausführungen ein Antrag stehen 
wird. 

Nun gehe ich weiter zu unseren anderen Beden-
ken und Sorgen, die nach unserem Dafürhalten hier 
vorgetragen werden müssen, weil jeder von Ihnen 
seine Entscheidung daran ausrichten soll. 

Gehen wir davon aus, daß es Lohnkosten sind und 
daß die Belastung sich entsprechend in der Wirt-
schaft auswirkt! Ich habe davon gesprochen, daß 
eines Tages 2 bis 3 % der Lohnsumme in ver-
mögenswirksame Leistungen fließen. 2 bis 3 % kön-
nen dort, wo die Lohnintensität in der unteren 
Ebene liegt, wenig sein. 2 bis 3 % können auch sehr 
viel sein, sie können mehr als die Hälfte des 
Ertrages sein dort, wo eben 70 und 80% Lohnkosten 
an der Tagesordnung sind. 

Nur zwei Zahlen dazu, damit Sie sehen, wie pro-
blematisch diese Dinge sind und wie wenig sie noch 
ausdiskutiert sind. Beim schnellsten Schiff unserer 
Wirtschaft — das ist die Mineralölindustrie — macht 
diese Belastung 0,045% des Umsatzes aus, und 
beim langsamsten Schiff unserer Wirtschaft — das 
sind die Friseure — macht sie 3,81% des Umsatzes 
aus. Diese Zahlen sind nicht von mir, sondern sie 
stammen von Instituten, die sie nachgeprüft haben. 
Sie können sich somit gern orientieren. Sie sehen 
also, welche Problematik eine solche sogenannte 
durchschnittliche 2- bis 3%ige Lohnkostenerhöhung 
in Wirklichkeit aufwirft. Diese Frage müßte sorg-
fältiger durchdiskutiert werden, als es bisher ge-
schehen ist. 

Noch problematischer wird es, wenn wir an die 
Eigenkapitalsquote im Rahmen der integrierten 
Wirtschaft denken. Ungeklärt ist, wieweit durch die 
unterschiedliche Belastung auf Grund der unter-
schiedlichen Lohnintensität und  durch die erfolgende 
Gewinneinschränkung die Eigenkapitalsquote be-
einträchtigt wird. 'Sie wissen, daß sie heute im 
Schnitt 40% beträgt. In anderen Industriestaaten 
wie England, Frankreich und USA macht sie bis zu 
60% aus. Die Frage, wieweit hier für lohnintensive 
Wirtschaftsbetriebe eine Schwächung dieser Eigen-
kapitalsquote existenzbedrohend sein kann, möchte 
ich nur andeuten. 

Ein Drittes. Ich habe anfangs schon davon ge-
sprochen, daß wir für die Zukunft unsere Haushalts-
möglichkeiten eventuell wesentlich einschränken. 
In den Beratungen der Ausschüsse ist es ja nicht 
einmal gelungen, die unterschiedlichen Meinungen 
zweier Ressorts der Bundesregierung auf einen 
Nenner zu bringen. Bis heute stehen zwei unter-
schiedliche Schätzungen im Raum. Das Bundes-
arbeitsministerium erwartet für das erste Jahr 
Steuerausfälle von insgesamt 170 Millionen DM. 

 Nach den 'Schätzungen des Bundesfinanzministe-
riums wird das erste Jahr der Inanspruchnahme 
etwa 445 Millionen DM kosten. Dieser wesentliche 
Unterschied konnte nicht geklärt werden. Ich will 
hier nur andeuten, welche unterschiedlichen Zahlen 
sich in der Endphase bei voller Inanspruchnahme 
daraus ergeben. Wie gesagt: das alles muß noch 
ausdiskutiert werden. 

Unsere Hearings halben immerhin drei verschie-
dene Belastungsendquoten ergeben. Alle drei sind 
von demselben Finanzwissenschaftler nach drei ver-
schiedenen Möglichkeiten der Entwicklung durchge-
rechnet worden. Wird die vermögenswirksame 
Leistung durch zusätzliche Leistung zur normalen 
Lohnzusatzquote und mit voller Preisüberwälzung 
erfolgen, so kostet die Sache in der Endphase — 
einschließlich des öffentlichen Dienstes, den wir ja 
hineinnehmen wollen — 2,15 Milliarden DM. Er-
folgt die vermögenswirksame Leistung innerhalb 
normaler Lohnerhöhungen und ohne Preiserhöhun-
gen, also ohne Preisüberwälzung, so sind es 
2,05 Milliarden DM. Wird es aber so sein — denken 
wir an die erste Lesung und an die verschiedenen 
Entwicklungen, die sich schon abzeichnen —, daß es 
sich einmal um zusätzliche Leistungen zur Lohnzu-
satzquote handelt und zum zweiten nur kleinere 
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Preisüberwälzungen kommen, also die Sache zum 
großen Teil vom Ertrag abgeht, dann muß nach 
Prof. Albers mit einem Steuerausfall von 4,65 Mil-
liarden DM gerechnet werden. Vom Bundesfinanz-
ministerium ist die Zahl von 4,14 Milliarden DM er-
rechnet worden. 

Solche unterschiedlichen Zahlen stehen im Raum. 
Über diese unterschiedlichen Haushaltsbelastungen 
werden Sie nachher entscheiden müssen. Sie werden 
sich entscheiden müssen, ob Sie diese Fragen vor-
her klären oder ob Sie va banque spielen wollen. 

In diesem Zusammenhang muß ich an den Bera-
tungen Kritik üben. In bezug auf die Summen, die 
hier zur Diskussion stehen, hat der Finanzausschuß 
des Deutschen Bundestages dem Haushaltsausschuß 
gegenüber erklärt — so steht es in dem Bericht an 
den Arbeitsausschuß er möge diese Dinge 
klären. Im Haushaltsausschuß ist in meiner An-
wesenheit lediglich darüber gesprochen worden, daß 
die Sache im ersten Haushaltsjahr, also 1965, nur 
65 Millionen DM kosten werde. Alle anderen Fra-
gen, die ich soeben aufgeworfen habe, wurden nicht 
diskutiert. Über 65 Millionen DM ist beschlossen 
worden, und 4,15 bis 4,65 Milliarden DM stehen am 
Ende zur Diskussion. Ich weiß nicht, ob man da von 
„durchdacht", ob man da von „völlig ausgereift" 
reden kann. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es gibt noch mehr Bedenken. In unserem Hearing 
ist ein Problem aufgetaucht, das ebenfalls untersucht 
werden müßte. Herr Professor Schmölders hat es 
aufgeworfen. Es geht um die Gefahr, daß die zu-
gegebenermaßen durch die Festlegung auf fünf 
Jahre für die Banken sehr interessanten Gelder zu 
einer Liquiditätsstärkung und damit zu einem neuen 
verstärkten Kreditimpuls führen können. Es wird 
immerhin damit gerechnet, und zwar auf Grund von 
Schätzungen von einer Seite — man sollte sie klä-
ren —, daß schon ein Geldzufluß von 2 Milliarden 
DM, der fünf Jahre festgelegt ist, im Endeffekt eine 
Kreditschöpfungsmöglichkeit von erneut 10 Milliar-
den DM ergibt. Ob das ganz im Rahmen der von 
uns allen angestrebten Bemühungen um eine anti-
zyklische Finanzpolitik liegt, sollte untersucht 
werden. 

Dann möchte ich auf eines zu sprechen kommen, 
was unserer Geldwertstabilität ebenfalls einen Ruck 
geben könnte. Es ist immer behauptet worden, diese 
Leistungen könnten ohne weiteres, ohne Preiserhö-
hungen, ohne Umwälzungen auf die Preise durch-
geführt werden. Nun, eines dürften wir in wenigen 
Wochen erleben, wenn nämlich der Tarifvertrag der 
Bauwirtschaft in Kraft tritt. Da hier eine große 
Nachfrage vorhanden ist, kann man an Überwäl-
zungen denken. 

Auch die Bundesregierung hat diese Möglichkeit 
zugegeben. In den Sozialpolitischen Informationen 
des Bundesministeriums für Arbeit vom 26. Novem-
ber wird wortwörtlich erklärt — ich darf zitieren, 
Herr Präsident—: 

Die Lohnintensität hängt mehr von der Eigenart 
der Branche als von der Betriebsgröße ab. 

— Das ist eine Sache, die uns bei § 12 interessieren 
dürfte. — 

Es  gibt allerdings einige Zweige mit handwerk-
lichen oder anderen Dienstleistungen, die einen 
extrem hohen Lohnanteil haben. Hier ist jedoch 
eine Überwälzung vermögenswirksamer Lei-
stungen verhältnismäßig leicht möglich, weil 
die Nachfrage bei wachsendem Wohlstand dies 
erlaubt. 

Das heißt also — in einer Fragestunde, in der ich die 
Frage angeschnitten habe, wurde dies bestätigt —: 
dort, wo es nicht ohne weiteres geht — ich erinnere 
an die Friseure —, soll es über Preiserhöhungen 
gemacht werden. 

Meine Damen und Herren, ist es eine wirksame 
Vermögensbildung, wenn gerade diejenigen, denen 
wir die Möglichkeit breiterer Vermögensbildung 
geben wollen, zunächst einmal im Laufe des Jahres 
über all die Bereiche der Dienstleistung, die ja jeden 
einzelnen und jede Familie betreffen, eine Preis-
erhöhung in Kauf nehmen müssen, die, insgesamt 
gesehen, vielleicht genau das ausmacht, was man 
am Ende des Jahres über das Vermögensbildungs-
gesetz im Rahmen der Sparanlage bekommt? 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Kollege 
Schmidt, Herr Abgeordneter Leber möchte eine 
Frage stellen. 

Leber (SPD) : Herr Kollege Schmidt, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß die Arbeitgeber, die den ersten 
Tarifvertrag abgeschlossen haben, nämlich die Bau-
unternehmer, in ihren Reihen fest bemüht sind und 
ihren Mitgliedern entsprechende Empfehlungen ge-
geben haben, die vermögenswirksamen Leistungen 
nicht über die Preise weiterzugeben, und bei Ihren 
Ausführungen das Gefühl bekommen müssen, daß 
es eigentlich moralisch und selbstverständlich ist, 
daß das dennoch geschieht? Animieren Sie nicht die 
Leute dazu, das zu tun? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Leber, 
mir ist wohl bekannt, daß diese Anregung gegeben 
worden ist. Allerdings habe ich bisher im Laufe der 
letzten Jahre nie erlebt, daß gerade auf dem Bau-
sektor irgendeine Leistung innerhalb des Voran-
schlages blieb, sondern alles wurde daraufgestockt. 
Man konnte sogar bei entsprechenden Bauvorhaben 
nach einem Jahr oder zwei Jahren eine Rechnung 
präsentiert bekommen, auf der stand: Diese und 
jene Erhöhungen sind dazugekommen, deshalb 
mußte soundsoviel draufgeschlagen werden. 

Ich habe leider aus diesen langjährigen Erfahrun-
gen, die jeder Bausparer macht, der ein Häuschen 
bauen will, den Eindruck, daß das so weitergeht, 
wenn die Nachfrage vorhanden ist. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Schmidt, gestatten Sie dem Herrn Abgeordneten 
Mischnick eine Zwischenfrage? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte schön. 
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Mischnick (FDP) : Herr Kollege Schmidt, ist Ihnen 
bekannt, daß der Vertreter des Kollegen Leber beim 
Königsteiner Gespräch auf die Frage, ob eine Über-
wälzung möglich ist, geantwortet hat: „Wenn es un-
sere Tarifpartner für möglich halten, habe ich volles 
Verständnis dafür"? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Danke schön, Herr 
Kollege Mischnick, daß Sie mich daran erinnert ha-
ben. Ich habe es ebenfalls gelesen. Auch Sie, Herr 
Leber, haben damit Erfahrungen in Ihrem Bereich. 
Man muß die Dinge so nüchtern sehen, wie sie sind. 
Wo eine Nachfrage groß ist, wird die Überwälzung 
erfolgen. Wo es nicht möglich ist, die Leistung aus 
dem Gewinn, aus dem Ertrag zu erbringen, muß sie 
überwälzt werden. Dort ist aber gerade die Basis, 
an der jeder, dem wir eine breitere Eigentumsgrund-
lage geben wollen, jeden Tag mit dem Bezahlen dran 
ist, nämlich bei den Dienstleistungen. Wollen Sie 
diese Gefahren für die Preisstabilität und die Geld-
wertstabilität unausdiskutiert lassen, indem Sie heute 
Ihre Zustimmung zu diesem Gesetz geben? Ich 
möchte gar nicht darauf eingehen, daß zwar groß 
erklärt worden ist, es kämen einmal alle Arbeitneh-
mer in den Genuß dieses Gesetzes, daß aber die Un-
gleichheit schon mit dem § 15 anfängt. Wenn Sie das 
Gesetz beschließen wollen, müssen alle herein. Wir 
sind der Meinung: wenn Sie es tatsächlich wollen, 
können Sie niemand davon ausschließen. Dann muß 
man sich bei § 15 schon etwas anderes überlegen. 
Man muß sich aber auch überlegen, wie die daraus 
entstehenden Kosten zu decken sind. Immerhin liegt 
eine Aussage des Präsidiums des Deutschen Städte-
tags vor — und das soll das letzte Zitat sein, das 
ich bringe —, das wortwörtlich erklärt — Herr Prä-
sident, Sie gestatten —:  

Die deutschen Städte und Gemeinden sind nicht 
in der Lage, ohne vorherige Finanzreform die 
Belastungen aus einem tariffähig gemachten 
312-DM-Gesetz zu tragen. 

Sie sind nicht in der Lage! Der Vertreter des Deut-
schen Städtetages hat uns bei der Anhörung erklärt, 
daß die Kostenaufbringung nur durch Anhebung der 
Hebesätze für die Gewerbesteuer und die Grund-
steuer möglich wäre. Das wäre eine weitere Preis-
erhöhung, wenn Sie es so nennen wollen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Schmitt -Vockenhausen möchte eine Frage stellen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Abgeord-
neter Schmidt, nachdem Sie hier den Deutschen 
Städtetag zitieren und glauben, daß die Städte und 
Gemeinden für die Vermögensbildung nichts tun 
können, darf ich fragen, warum die FDP ,den Ent-
schließungsantrag eingebracht hat, daß umgehend 
dem Bundestag berichtet werden  soll,  welche Mög-
lichkeiten bestehen, vermögenswirksame Leistungen 
entsprechend dem Zweiten Vermögensbildungsge-
setz für !die Angehörigen des öffentlichen Diensteis 
zu gewähren. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Schmitt, 
Sie wissen ja noch nicht, welchen Antrag ich stellen 
werde. Vielleicht wissen Sie es auch schon. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Entschuldigen Sie, Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, ich darf einiges dazu sagen. Erstens sind 
wir in der zweiten Lesung. Entschließungsanträge 
werden zur dritten Lesung gestellt. Ad zwei: wir 
haben die trübe Erfahrung gemacht — •ich habe 
genügend davon gesprochen —, daß wir leider Got-
tes mit sehr sachlichen und notwendigen Argumen-
ten gegen zu viele taube Ohren reden. Wir müssen 
uns darüber Gedanken machen, was dann ,geschieht, 
wenn all die  Argumente, wenn all die Ungereimt-
heiten, die noch im Gesetz enthalten sind, nicht dazu 
führen, daß ,ein neues Durchdenken erfolgt. Was 
geschieht dann? Dann allerdings, Herr Kollege, sind 
wir der Meinung, muß jeder herein, jeder, der als 
Unselbständiger tätig ist.  

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Leber möchte eine Frage stellen. 

Leber (SPD) : Herr Kollege Schmidt, darf ich 
wenigstens aus dem Vorliegen des Entwurfs schlie-
ßen, daß Sie, nachdem Sie für die dritte Lesung 
einen solchen Entwurf vorbereitet haben, damit 
rechnen, daß das Gesetz in zweiter Lesung gegen 
Ihren Willen angenommen wird? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Das ist noch eine 
Frage, Herr Kollege Leber. Ich bin gleich fertig. Wir 
werden dann sehen, was das Haus auf Grund der 
von uns vorgetragenen Bedenken, auf Grund der 
Probleme, die noch offenstehen, tun wird. 

Meine Damen und Herren! Ich habe eingangs bei 
der Darlegung unserer Befürchtungen noch ein 
Weiteres angeschnitten, was, glaube ich,  mit das 
Tragischste ist. Wir mußten nämlich feststellen — 
das ist nicht ausgeräumt worden —, daß dieses Ge-
setz in einem seiner Paragraphen ausgesprochen 
unsoziale Züge trägt, und zwar ist das der Para-
graph, der die Nachversteuerung betrifft. Ich will 
jetzt nicht im einzelnen darauf eingehen, sondern 
nur folgendes sagen: Wenn Sie so beschließen, dann 
wird derjenige bestraft, ,der heute keine Steuern 
zahlt — das sind 25 % der Arbeitnehmer —, wenn 
er, weil er in der Familie Sorgen hat, nicht in  der 

 Lage ist, die fünf Jahre durchzuhalten. Den be-
strafen Sie. Der muß nämlich 20% Steuern nach-
zahlen. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

— Jawohl, das muß er zahlen, selbstverständlich, 
wenn er sonst nicht unter die Steuer fällt. Sie geben 
demjenigen eine Bevorzugung und einen Anreiz, 
dieses Gesetz auszunützen, der auf Grund seines 
Einkommens mit Sozialleistungen und allem ins-
gesamt über 30% zahlt, der aber, wenn er das Geld 
vorzeitig zurückholt, nur 20% Steuern nachzahlen 
muß. Hier liegt der Anreiz zum Mißbrauch für die 
einen. Die anderen, denen Sie eine breite Vermögens- 
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bildung gewähren wollen, bestrafen Sie mit dieser 
Art der Nachversteuerung. 

(Beifall bei der FPD.) 

Nun, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
zum Schluß kommen. Ich habe mich bemüht, hier 
noch einmal deutlich die Bedenken vorzutragen und 
auch im Detail etwas zu erläutern, die uns von 
Anfang an bewegt haben und deren Diskussion und 
Klärung im Ausschuß wir gewünscht hätten. Den-
noch wurde diese Anhörung abgelehnt, und zwar 
angeblich deshalb, weil eine eingehende Diskussion 
in der Öffentlichkeit erfolgt sei — ich glaube, die 
Diskussion hat in diesem Hause zu erfolgen und 
nicht in der Öffentlichkeit —, 

(Beifall bei der FDP) 

weil alle denkbaren Gesichtspunkte erörtert wor-
den seien — über verfassungsmäßige Gesichts-
punkte ist in diesem Hause überhaupt nicht ge-
sprochen worden — und weil Sachverständige keine 
anderen Angaben hätten machen können. Wer das 
Protokoll unseres Hearings gelesen hat, hat immer-
hin feststellen können, daß die Meinungen der 
Sachverständigen sich sehr unterscheiden von den 
Meinungen, die bisher in den Ausschüssen bespro-
chen wurden. Die Ablehnung der Diskussion, der 
Klärung, scheint mir und meinen politischen Freun-
den überhaupt nur verständlich, wenn wir anneh-
men, daß bestimmte Kräfte, die die Initiatoren die-
ses Weges der Vermögensbildung sind, in einer Art 
Wahlkurzschluß, so möchte ich beinahe sagen, bereit 
sind, einen Zeitzünder zu schaffen, der erst in der 
Zukunft seine problematischen Auswirkungen zeigen 
wird. 

Sie alle, meine Damen und Herren, hatten An-
spruch auf die Darlegung dieser Probleme; denn sie 
alle sollen über den Entwurf entscheiden. Ich habe 
Ihnen diese Bedenken noch einmal vorgetragen, um 
Sie vor einem Sprung in diesen Dschungel der 
Widersprüche und Ungereimtheiten zu warnen. In 
dieser Warnung, meine Damen und Herren, sahen 
und sehen wir Freien Demokraten unsere Mitver-
antwortung für dieses Gesetz, wenn wir auch dessen 
Tendenz ablehnen. Wer diesem Gesetz in der jetzi-
gen Ausschußfassung zustimmt, muß sich darüber 
klar sein, daß das Gesetz so lange verfassungsrecht-
lich problematisch, gefährlich für unsere Geldwert-
stabilität, existenzbedrohend für breite Kreise unse-
rer Wirtschaft — insbesondere für den lohninten-
siven Mittelstand —, kaum tragbar für unsere zu-
künftige Haushaltssituation und unsozial gegenüber 
Einkommensschwächeren und Kinderreichen ist, so-
lange diese aufgezeigten Bedenken nicht aus-
geräumt sind. 

Um diese Klärung herbeizuführen, meine Damen 
und Herren, stelle ich namens der FDP-Fraktion 
den Antrag, den Entwurf Drucksache IV/2687, den 
Entwurf Drucksache IV/2814 sowie den Ausschuß-
bericht Drucksache IV/3224 gemäß § 32 der Ge-
schäftsordnung an den Ausschuß für Arbeit — fe-
derführend — und  die  anderen damit befaßten Aus-
schüsse — mitberatend — zurückzuverweisen. Ich 
bitte Sie, diesem Antrage Ihre Zustimmung zu ge-
ben, damit in der Öffentlichkeit nicht wieder, wie 

schon einmal, der böse Eindruck entsteht, daß par-
teipolitische Entscheidungen wider den besseren 
Sachverstand gefällt werden, auch wenn dies heute 
nicht expressis verbis erklärt wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Über diesen Antrag 
werden wir zweckmäßigerweise nach der Aus-
sprache zu § 1 abstimmen. — Zunächst hat Herr 
Abgeordneter Scheppmann das Wort. 

Scheppmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Zu den soeben 
gemachten Ausführungen des Herrn Kollegen 
Schmidt möchte ich zunächst folgendes sagen. Ich 
will mit meinen Ausführungen nicht allzuviel Zeit 
in Anspruch nehmen, weil praktisch alles das, 
was Herr Schmidt hier erzählt hat, Gegenstand der 
Diskussion in  den Ausschüssen gewesen ist. Ich 
möchte aber folgendes feststellen: Solange ich dem 
Deutschen Bundestag angehöre — und das sind 
jetzt fast 12 Jahre —, erlebe ich erstmalig, daß vor 
der zweiten Lesung eine solche Rede gehalten wird, 
eine Erklärung abgegeben und eine Auslegung vor-
genommen wird, die praktisch das ganze Gesetz 
betrifft und mit einer Kritik an allen Ausschußar-
beiten verbunden ist, die ich einfach als unerhört 
bezeichnen und entschieden zurückweisen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne-
ten der SPD. — Buh-Rufe bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Einen Augenblick, 
Herr Abgeordneter Scheppmann! Ich kann nicht an-
erkennen, daß die Rede des Herrn Abgeordneten 
Schmidt der Geschäftsordnung widerspricht. Sie war 
möglich. Es war zulässig, im Rahmen des § 1 zu 
dem Gesamtproblem, das in diesem Gesetzentwurf 
steckt, Stellung zu nehmen. 

Sie wollen eine Zwischenfrage stellen, Frau Ab-
geordnete Dr. Diemer-Nicolaus? — Lassen Sie die 
Frage zu, Herr Abgeordneter Scheppmann? 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Kollege 
Scheppmann, nachdem Sie ausgeführt haben, es sei 
alles im Ausschuß behandelt worden: Können Sie 
mir sagen, in welcher Sitzung und in welchem Aus-
schuß die verfassungsrechtlichen Probleme bespro-
chen und behandelt wurden? 

(Zuruf von der SPD: Das war für uns von 
vornherein klar! — Lachen bei der FDP. — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das ist im Ju

-

stizministerium behandelt worden von 
Ihrem damaligen Justizminister!) 

Scheppmann (CDU/CSU) : Ich werde auf diese 
Frage, die Sie gestellt haben, zurückkommen. 

Zunächst einmal möchte ich folgendes sagen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Vor-
lage, ist von dem Deutschen Bundestag in seiner 
158. Sitzung am 22. Januar 1965 dem Ausschuß für 
Arbeit zugewiesen worden. Hier ist sie in erster 
Lesung behandelt worden. Sie ist dann dem Aus- 
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schuß für Arbeit federführend zugewiesen worden; 
sie ist dem Wirtschaftsausschuß mitberatend zuge-
wiesen worden. Ich darf Ihnen sagen, daß sich inzwi-
schen sechs Ausschüsse des Deutschen Bundestages 
mit dieser Materie beschäftigt haben. Wir haben 
eine ganze Fülle von Schreiben bekommen. Alles 
das, was Herr Schmidt hier soeben vorgetragen hat, 
ist uns schriftlich zugegangen. Diese Fragen haben 
wir eingehend geprüft und sind zu der Auffassung 
gekommen, daß es nicht notwendig ist, Sachver-
ständige anzuhören. Herr Schmidt, Sie werden sich 
sehr gut erinnern, daß die Mehrheit des Ausschusses 
die Anhörung von Sachverständigen deshalb nicht 
gewünscht hat, erstens, weil sich sechs Bundestags-
ausschüsse damit beschäftigt haben und weiterhin, 
weil sich die Bundesregierung und die zuständigen 
Ministerien damit befaßt haben, so daß wir genü-
gend Material, genügend Unterlagen, genügend Auf-
klärung auch über die verfassungsrechtlichen Pro-
bleme vorliegen hatten, um uns darüber ein Urteil 
bilden zu können und hier in die Beratungen einzu-
treten. 

Sie haben von vornherein gesagt, daß Sie nicht 
mitmachen wollen. Sie haben ja auch jetzt in Ihren 
Schlußsätzen schon darauf hingewiesen, daß Sie 
nicht mitmachen wollen. Das haben wir längst ge-
wußt, daß Sie es nicht wollen. Bleiben Sie bei dieser 
Auffassung! Das Gesetz wird dennoch verabschiedet 
werden. Das möchte ich Ihnen ganz deutlich sagen, 
daß wir gar nicht gewillt sind, Ihre Meinung in die-
ser Form, wie Sie sie hier vorgetragen haben, ein-
fach entgegenzunehmen und uns Ihren Anweisungen 
ohne weiteres zu fügen. Wir sind es nicht gewohnt, 
solche Dinge entgegenzunehmen. 

Wir werden diesen Antrag, den Sie gestellt haben, 
nämlich auf Zurückverweisung an die Ausschüsse, 
ablehnen. Wir werden nachher in die Einzelberatung 
der Paragraphen eintreten. Dort werden wir über 
die Dinge sprechen und Rede und Anwort stehen, 
warum wir Ihre Auffassung nicht teilen und warum 
wir Ihre Anträge, die Sie zu diesem Gesetzentwurf 
eingebracht haben, ablehnen werden. 

Damit möchte ich es vorläufig bewenden lassen. 
Wir werden alles weitere nachher in der Einzel-
diskussion über die Paragraphen bereden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Wollen Sie noch 
eine Zwischenfrage beantworten? 

Als nächster hat Herr Professor Burgbacher das 
Wort. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe nicht die Ab-
sicht, die Diskussion in der Weite und Breite und 
Länge, wie sie begonnen hat, fortzusetzen. Ich halte 
es aber für notwendig, einige wenige Bemerkungen 
zu den Ausführungen des Herrn Kollegen Schmidt zu 
machen. 

Wer die Sozialgeschichte in der Bundesrepublik 
kennt, der ist bei dessen Bemerkungen lebhaft an 
die Ausführungen erinnert, die im alten Reichstag 
im vorigen Jahrhundert bei der Einführung der 
Sozialversicherungsgesetze und Anfang dieses Jahr

-

hunderts bei der Einführung des Rechtes der Tarif-
partner gemacht wurden. Auch da herrschte bei den 
Kreisen, deren geistige Ahnen die der FDP sind, die 
gleiche Stimmung wie heute, wobei ich mir erlaube, 
darauf hinzuweisen, daß die Entwicklung seit der 
Einführung der Sozialgesetzgebung und des Rechts 
der Tarifpartner auf diesen Gebieten alles andere 
als unglücklich zu nennen ist. Wir können uns sogar 
nicht mehr vorstellen, wie es ohne das in der moder-
nen Wirtschaft wäre. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich kann verstehen, wenn man Bedenken äußert; 
wegen der Wichtigkeit des Gesetzes, wegen des 
neuen Weges kann man das verstehen. Aber dann 
— Herr Kollege Schmidt, seien Sie mir nicht böse 
— sollte man sie nicht so vortragen, daß sich sozu-
sagen implizite ergibt: Die Mehrheit des Hauses 
sind lauter Rindviecher, und nur wir bei der FDP 
haben -den Stein der Weisen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das kann man nicht gut machen. Man kann nicht 
der Mehrheit dieses Hauses unterstellen, sie hätte, 
sagen wir einmal, mehr oder weniger verantwor-
tungslos gehandelt. Und was den „Wahlkampf-
kurzschluß" betrifft — nun,' Herr Kollege Schmidt, 
ich habe nicht den Eindruck, daß Sie Ihre Ausfüh-
rungen in der Annahme gemacht haben, Sie würden 
Ihr Wahlergebnis dadurch schädigen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Schmidt? 

(Abg. Dr. Burgbacher: Bitte!) 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Professor, darf 
ich annehmen, daß Sie mit mir der Meinung sind — 
nachdem auch Sie verstehen können, daß man Be-
denken äußern kann —, daß es besser gewesen 
wäre, diese Dinge in Sachverständigenanhörungen 
oder in den Ausschüssen so zu klären, daß das heute 
hier nicht notwendig gewesen wäre? 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt,  Sie  wollen das zwar nicht gelten lassen, 
aber ich muß eis wiederholen: Es sind ganz wenige 
Gesetze in  diesem Hohen Hause, in der Öffentlich-
keit, in  der Fachwelt, in  der  juristischen Welt, in 
der Wirtschaftswelt, im Wirtschaftsrecht, im Sozial-
recht vor der Beschlußfassung so 'eingehend disku-
tiert worden wie dieses Gesetz. 

(Zuruf von der FDP: Und so umstritten ge

-

wesen!) 

Daß man zu einem neuen Weg Mut haben muß, 
meine Herren, ist selbstverständlich, 

(Zurufe von der FDP) 

und ich hoffe, daß dieses Hohe Haus ihn hat. 

Die Frage der Verfassungsmäßigkeit 'ist von der 
Bundesregierung geprüft worden. Das Bundes-
justizministerium hat dem Bundeskabinett oder dem 
Bundeskanzler mitgeteilt, daß keinerlei verfassungs- 
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rechtliche Bedenken bestehen. Im übrigen erinnern 
Sie sich vielleicht, daß wir auch einmal die Frage 
hatten, ob das bisherige Gesetz mit dem Ausschluß 
der Tariffähigkeit verfassungswidrig wäre. Damals 
sind Sie  nicht auf ,die Barrikaden gegangen, um die 
Verfassung vor Mißbrauch zu bewahren. 

Offensichtlich sind die Meinungen über :die Ver-
fassungsmäßigkeit geteilt. Wir alle haben ja den 
Aufsatz von Professor Herschel bekommen, der sich 
mit .dem sehr interessanten und sicherlich ernst zu 
diskutierenden Aufsatz des Professors Forsthoff be-
faßt und für seine Person zur vollkommenen Be-
jahung der  Verfassungsmäßigkeit kommt. 

Nun finde ich .es aber ein wenig stark, dieses 
Gesetz mit einer Bedrohung der Geldwertstabilität 
gleichzusetzen. Ich bin der Meinung: das genaue 
Gegenteil ist der Fall, und zwar aus folgendem 
Grunde — ich kann das nicht ausführlich machen, 
man könnte ein Semester ,darüber lesen, mit und 
ohne Erfolg, je nach dem,  wie man zuhört —: Der 
Markt bestimmt die Lohnhöhe. Noch nicht einmal 
die Tarifpartner bestimmen sie wirklich. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Der Markt bestimmt die Lohnhöhe, und wir haben 
in der Bundesrepublik eine Lohnhöhe, die im Durch-
schnitt 20 % über der  Höhe der Tariflöhne liegt. 
Wie kann man  denn jetzt die Stirn haben — ich 
bitte um Entschuldigung, wenn ich es so formuliere, 
ich meine es wissenschaftlich —, zu behaupten, 2 % 
bis 3 % gesparten Lohnes gefährdeten die Wäh-
rungsstabilität, während man gleichzeitig den Kon-
sumlohn frei herumlaufen läßt? Der Markt wird 
weiter ,die Lohnhöhe bestimmen, und das soll er 
auch. Denn wir bekennen uns zu den  Gesetzen des 
Marktes nicht nur vom Standpunkt der Wirtschaft 

 aus, sondern müssen uns auch vom Standpunkt des 
Menschen, des  Arbeitnehmers aus zu den Gesetzen 
des Marktes bekennen. Die Gefahr ist doch in Wahr-
heit die, ,daß die Löhne, weil sie ,dem Markt folgen 
und folgen sollen, wenn sie alle in den Konsum 
gehen, die Preisstabilität auf den Konsumgüter-
märkten gefährden, da die Steigerung des Brutto-
sozialprodukts in  einem hohen Maße auf den Nicht-
konsumgütermärkten liegt. Wir wollen mit diesem 
gesellschaftspolitischen Gesetz über die Vermögens-
bildung auch ein wirtschaftspolitisches Gesetz ver-
abschieden. Wir wollen dadurch, daß Teile des  Loh-
nes, und zwar kleine Teile, gespart und dem Kapital-
markt zugeführt werden, den Druck auf die Kon-
sumgüter mindern, die Preisstabilität auf diesem 
Gebiet sichern und gleichzeitig den Kapitalmarkt so 
befruchten, daß die notwendigen Investitionen nicht 
wie bisher über  den  Preis erfolgen müssen. Das ist 
die volkswirtschaftliche Grundlage für dieses Ge-
setz, das sehr kräftig auf zwei Beinen steht: auf 
dem gesellschaftspolitischen der Eigentumsbildung 
und auf dem wirtschaftspolitischen der Stabilisierung 
der Preise und der  Förderung des Kapitalmarktes. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Zu den Ausführungen des Kollegen Schmidt ist zu 
sagen, daß er die Wirtschaftsdynamik überhaupt 
nicht in Betracht gezogen hat. Er hat eine Photo-
graphie eines möglichen Zustandes gegeben, ohne 

zu berücksichtigen, daß die Wirtschaft weitergeht.  
Ein Beispiel: Wenn jemand von diesem Platze aus 
vor zehn Jahren gesagt hätte: in wieder zehn Jah-
ren werden die Löhne 70 bis 100 % über den heuti-
gen liegen, dann wäre er aus dieser Sicht heraus 
entweder als ein Vollidiot oder als ein Totengräber 
der Wirtschaft bezeichnet worden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Die Tatsache aber, daß es möglich gewesen ist, unter 
Weiterentwicklung der Wirtschaft, unter Weiterent-
wicklung des Bruttosozialprodukts, unter Weiter-
entwicklung ,des sozialen Standards diesen Weg zu 
gehen, sollte doch allen Kritikern an 2 bis 3 % der 
Lohnsumme zu denken geben, ob es sich lohnt, da-
bei in Weltuntergangsstimmung zu machen. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Im übrigen haben die Tarifpartner jetzt schon das 
Recht, wenn sie wollen und wenn ihre Mitglieder es 
mitmachen. Es ist ja nicht etwa so, daß dieses Ge-
setz die Tarifpartner zwingt. Es gibt allerdings den 
Tarifpartnern eine Anregung, das zu machen, da-
durch, daß diese vermögenswirksamen Teile steuer-
lich und sozialrechtlich privilegiert werden. Und im 
übrigen ist auch gar nicht einzusehen, daß das den 
Tarifpartnern verboten sein soll, die über einen der 
wichtigsten Faktoren, das gesamte Masseneinkom-
men, entscheiden, die das Recht haben, über Urlaub, 
Urlaubsgeld, und was weiß ich alles, zu entschei-
den, über weit größere Positionen in der volkswirt-
schaftlichen Kostenrechnung, als dieses Gesetz sie 
bedeutet. Soll es denn so viel sinnvoller sein, daß 
die Tarifpartner durch Verlängerung des Urlaubs 
5 % Lohnerhöhung beschließen können, während 
ein Sparprozeß von 2 bis 3 % verboten sein soll? 
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Entschul-
digung, überfordern Sie nicht den einfachen gesun-
den Menschenverstand! 

Außerdem haben wir durch Gesetze — einschließ-
lich der Arbeitgeberbeiträge — bereits über 24% 
des Masseneinkommens in Form von Sozialver-
sicherungsbeiträgen verfügt. Ich habe nicht gehört, 
daß das irgendwie verfassungswidrig oder sonst zu 
beanstanden wäre. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmid.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Mischnick (FDP) : Herr Kollege Burgbacher, stim-
men Sie mir nicht darin zu, daß eine Belastung mit 
24 % Sozialabgaben und mindestens 19 % Steuern 
schon ausreichend ist? 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Ich gebe Ihnen so-
gar zu — und zwar gebe ich jetzt nicht für meine 
Freunde, sondern für mich eine Erklärung ab — 

(Lachen bei der FDP) 

— ja, ich bin dazu nicht beauftragt —, daß ich mit 
 Vergnügen an allen Maßnahmen mitwirken würde, 

die eine Reduktion der 24 % zur Folge hätten, weil 
ich die Hoffnung habe, daß die dann ersparten Be-
träge einem Hobby von uns oder von mir, nämlich 
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Dr. Burgbacher 
der Vermögensbildung aller, zugute kommen könn-
ten. 

Sie haben nach § 32 der Geschäftsordnung den 
Antrag auf Rücküberweisung gestellt. Ich beantrage 
für meine Freunde, diesen Antrag abzulehnen, und 
wäre dankbar, wenn wir jetzt in die sachliche Arbeit 
eintreten könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Dr. Diemer -Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Burg-
bacher, zu Ihren volkswirtschaftlichen Ausführungen 
werde ich nicht Stellung nehmen. Daß ich jetzt das 
Wort ergreife, liegt an den Ausführungen von 
Ihnen, Herr Kollege Scheppmann, und an den Ein-
gangsausführungen von Ihnen, Herr Kollege Burg-
bacher. 

Wenn bei der Beratung dieses Gesetzes die ver-
fassungsrechtlichen Probleme behandelt worden 
wären, dann hätte ich das eigentlich als Mitglied 
des Rechtsausschusses, der auch dann, wenn ein 
Gesetz nicht an ihn überwiesen wird, zu der ver-
fassungsrechtlichen Seite von den anderen Aus-
schüssen immer gehört wird, erfahren müssen. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Siehe 
Werbefernsehen!) 

— Herr Kollege Möller, für mich gilt nicht das 
Werbefernsehen, für mich gilt das, was hier im 
Hause und im Rechtsausschuß verhandelt wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

Als ich den Schriftlichen Bericht bekam, habe ich 
ihn mir sehr sorgfältig durchgesehen. Denn in der 
Zwischenzeit liegen doch von einem international 
anerkannten Fachmann, der auch in Deutschland 
außerordentlich geschätzt ist, und zwar als Staats-
rechtler und als Verwaltungsrechtler, von Herrn 
Professor Forsthoff aus Heidelberg, Ausführungen 
vor, in denen er dieses II. Vermögensbildungsgesetz 
als in vielfältiger Hinsicht mit dem Grundgesetz in 
Widerspruch stehend erklärt. Die einzelnen Punkte, 
die er angreift, wurden von Herrn Kollegen Schmidt 
vollkommen richtig wiedergegeben. . 

Der Bundestag sollte doch, wenn von maßgeb-
lichen Wissenschaftlern verfassungsrechtliche Be-
denken, und zwar nicht nur en passant, sondern in 
einem ganz sorgfältig begründeten, sehr langen und 
ausführlichen Aufsatz, dargelegt werden, über diese 
Bedenken nicht einfach hinweggehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Herr Kollege Scheppmann, es genügt uns Abgeord-
neten nicht und kann uns nicht entlasten, wenn 
Referenten von einem Ministerium erklären, der 
Gesetzentwurf sei auf die Verfassungsmäßigkeit ge-
prüft und nicht zu beanstanden. Es ist unsere Auf-
gabe und unsere Pflicht, dann ein Gutachten des 
Rechtsausschusses zu den verfassungsrechtlichen 
Fragen einzuholen, wie es in anderen Fällen bei 
viel weniger bedeutenden Gesetzen und viel weni

-

ger Beanstandungen der Verfassungsmäßigkeit ge-
schieht. Aus diesem Grunde ist nicht nur die Zu-
rückverweisung an die Ausschüsse notwendig, wie 
es Herr Kollege Schmidt beantragt hat, sondern 
außerdem notwendig, daß auch der Rechtsausschuß 
gutachtlich dazu gehört wird. 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Frau Kol-
legin, ist es nicht üblich, daß eine Regierungsvorlage 
an das Haus bereits durch den Bundesjustizminister, 
damals durch den Herrn Bundesjustizminister 
Bucher, geprüft wird? 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Selbstver-
ständlich, Herr Kollege. Aber, Herr Kollege Schmidt, 

 ist es nicht unsere Aufgabe als Abgeordnete, wenn 
danach von Wissenschaftlern Bedenken erhoben 
werden, von uns aus zu prüfen, oh  die Auffassung, 
die seitens der Regierung zuerst vorgetragen wurde, 
richtig ist oder nicht? 

(Beifall bei der FDP.) 

Hier geht es darum, daß die Auseinandersetzung 
mit den Problemen nicht erfolgt ist. 

Herr Kollege Burgbacher, noch eine kleine Be-
merkung. Sie haben so schön gesagt, die Tarifpart-
ner könnten ja schon jetzt auch ohne das Gesetz 
etwas Derartiges beschließen. Herr Kollege Burg-
bacher, ich würde Ihnen doch sehr empfehlen, den 
Aufsatz von Professor Forsthoff zu lesen. Er be-
streitet, daß die Tarifpartner überhaupt eine der-
artige Tarifautonomie haben. Ob  diese Auffassung 
richtig ist oder nicht: auf alle Fälle müßte man sie 
hier  behandeln und darüber beraten, um festzu-
stellen, wer nun recht hat. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Ich wollte Sie fra-
gen, ob Sie als Mitglied des Rechtsausschusses den 
Antrag auf 'verfassungsrechtliche Überprüfung im 
Rechtsausschuß gestellt haben. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Entschuldi-
gen Sie, Herr Kollege Burgbacher! Ich gehöre kei-
nem der Ausschüsse an, die damit befaßt waren, 
sondern habe jetzt erst davon erfahren. Ich gehöre 
dem Rechtsausschuß zwar an; aber ein solcher An-
trag muß in den Fachausschüssen gestellt werden, 
und es wurde von meinen Fraktionskollegen ein 
Antrag auf Anhörung der Sachverständigen einge-
bracht, um diese Frage zu klären. Leider vergebens! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Burgbacher. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Darf ich Sie fragen, 
ob Sie denn die Gutachten von Professor Weber 
(Göttingen) und Professor Herschel (Bonn) gelesen 
haben.  

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Kollege 
Burgbacher, wenn ich mich auf den Aufsatz von 
Herrn .Professor Forsthoff bezogen habe, so be-
deutet das noch nicht, daß ich mir diese Ausfüh- 
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rungen in allem zu eigen mache, sondern ich 
halbe — — 

(Aha-Rufe bei der SPD.) 

— Nein, nein, Herr Kollege Jahn! Ich hätte es für 
richtig gehalten, wenn  man  in einem derartigen 
Fall Professor Forsthoff gehört hätte, der die Ver-
fassungsmäßigkeit verneint, und wenn man auf der 
anderen Seite solche Wissenschaftler gehört hätte, 
die die Verfassungsmäßigkeit bejahen. Wir können 
uns nämlich nur dann als Abgeordnete ein abschlie-

ßendes Urteil bilden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Diese Möglichkeit einer wirklichen Urteilsbildung 
ist uns bisher vorenthalten worden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Noch eine Zwi-
schenfrage! — Bitte, Herr Kollege. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Frau Kollegin, ist 
Ihnen bekannt, daß es mindestens einen Tarifver-
trag gibt, und zwar der Stadtwerke von Flensburg 
mit der DAG und der ÖTV, der diese vermögens-
wirksamen Leistungen schon enthält, der aber lei-
der nicht die Vergünstigungen erfährt, weil das 
Gesetz noch nicht vorliegt? 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Kollege, 
zu einem derart speziellen Vertrag so fern von mei-
ner Heimat kann ich natürlich nicht Stellung neh-
men. Außerdem muß, wenn ein solcher Vertrag ab

-

geschlossen ist, erst 'einmal die Verfassungsmäßig-
keit gegebenenfalls angefochten werden. Das kann 
ja noch gar nicht geschehen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zwischenfrage, Herr 
Kollege Jahn! 

Jahn (SPD) : Frau Kollegin Dr. Diemer-Nicolaus, 
sind Sie wirklich der Meinung — wenn Sie sich 
hier darauf berufen können, daß ein Universitäts-
professor eine Reihe von verfassungskritischen Be-
merkungen über das Gesetz gemacht hat —, daß 
dieses Haus deshalb eine dringende politische Ent-
scheidung nicht fällen soll, obwohl bisher von 
Ihnen und Ihrer Fraktion nicht präzise gesagt wor-
den ist, welche Verfassungssätze überhaupt ver-
letzt worden sein sollen? 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Kollege 
Jahn, wenn Sie mich allerdings so fragen, dann 
kann ich Ihnen sagen, daß ich eine Rede vorbe-
reitet habe, in der ich diese Punkte anführe und 
in der ich auch auf die verfassungsrechtlichen Be-
denken eingehe. Wollen Sie die jetzt hören? 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
CDU/CSU und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich hoffe, daß wir diese Rede zu unserer 
Belehrung noch hören dürfen. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Ich möchte gern etwas lernen. 

Das Wort hat  der  Abgeordnete Leber. 

(Abg. Leber: Verzichte!) 

— Er verzichtet. — Herr Abgeordneter Mischnick! 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Scheppmann hat gesagt, es sei einmalig, daß solche 
Kritik an der Ausschußarbeit geübt werde und daß 
man diese ganze Debatte an dem § 1 aufhänge. 
Man hätte natürlich einen Antrag zur Änderung 
der Überschrift stellen können, z. B. „Gesetz zur 
Zuwendung von Entgelt besonderer .Art", und dazu 
sprechen können; aber es schien uns wenig sinn-
voll zu sein, es daran aufzuhängen. Daß bei § l 
Grundsatzfragen behandelt werden, ist nicht zum 
ersten Male geschehen; zum letzten Male, wenn ich 
mich recht entsinne, in der 3. Legislaturperiode 
beim Kindergeldgesetz. Es ist also nichts Unge-
wöhnliches. 
Dem Kollegen Schmidt vorzuwerfen, daß er eine 

„unerhörte" Kritik geübt habe, scheint mir völlig 
unberechtigt zu sein. Unerhört wäre es, wenn er 
hier Dinge unterstellte, die nicht stimmen. Tatsache 
isst aber, daß die Sachverständigen nicht gehört 
worden sind. Ich hatte Gelegenheit, anläßlich der 
Beratung über die Härtenovelle hier darauf hinzu-
weisen, daß gerade der Sozialpolitische Ausschuß 
das Gegenbeispiel dafür geliefert hat, indem er 
nämlich innerhalb weniger Wochen zweimal — 
weil es komplizierte Bestimmungen waren — Sach-
verständige gehört hat. Man sollte jetzt nicht ein-
fach darüber hinweggehen und so tun, als könne 
eine Diskussion in der Öffentlichkeit Sachverstän-
digenanhörungen im Parlament ausschließen oder 
überflüssig machen. Ich möchte einmal hören, was 
gesagt würde, wenn umgekehrt bei Gesetzen, bei 
denen Sie glauben, daß die Anhörung von Sach-
verständigen notwendig ist, die FDP die Schluß-
folgerung aus der heutigen Feststellung zöge und 
sagte: Da sind zwanzig Artikel erschienen, da ha-
ben einige Foren stattgefunden, wir brauchen keine 
Sachverständigen mehr. Meine Damen und Herren, 
wir haben uns hier zu dem Grundsatz bekannt, in 
strittigen Fragen Sachverständige zu hören. Das 
muß auch dann gelten, wenn es einem selbst nicht 
paßt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es darf nicht ausgeschlossen werden, wenn es nicht 
in das Konzept paßt. 

Ein zweiter Punkt. Es ist gefragt worden: Wieso 
Beratung im Rechtsausschuß, nachdem der Justiz-
minister das doch geprüft hat? Es ist völlig über-
sehen worden, daß der FDP-Justizminister wie die 
anderen FDP-Kabinettskollegen im Kabinett das  Ge-
setzabgelehnt hat. Dann kann man doch nicht hinter-
her sagen: Weil das Justizministerium ein Gutachten 
abgegeben hat, ist der Justizminister damit ein-
verstanden. Das ist er nicht gewesen. Wir sind von 
vornherein gegen das Gesetz gewesen, auch aus 
verfassungsrechtlichen Bedenken. Diejenigen, die 
sagen, das sei nicht konkret zum Ausdruck gebracht 
worden, täuschen sich. Ich kann mich genau an Ge- 
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spräche erinnern, in denen schon, bevor das Gesetz 
eingebracht wurde, von uns mitgeteilt wurde, daß 
wir diese Bedenken haben. 

Ein Letztes zu dieser Frage. Es kann nicht Aufgabe 
des Rechtsausschusses sein, einen anderen Ausschuß 
zu fragen: Wollt ihr uns nicht freundlicherweise ein 
Gesetz geben, damit wir prüfen können, ob darin 
etwas verfassungswidrig ist? Es ist doch nicht Auf-
gabe des Rechtsausschusses, bei anderen Auschüssen 
nachzufragen, sondern wenn in den Ausschüssen 
während einer Beratung Bedenken kommen, muß 
das von den Ausschüssen aus geschehen. Wenn keine 
Mehrheit dafür zustandegekommen ist, ist das nur 
zu bedauern. 

Nun zu den Fragen, die Kollege Burgbacher be-
züglich der Auswirkungen des Gesetzes aufgeworfen 
hat. Natürlich haben wir eine dynamische Wirt-
schaft; das haben wir noch nie übersehen. Wir 
wissen aber auch, daß die Dynamik nicht nur all-
gemein, sondern auch in speziellen Punkten ein 
Maß erreichen kann, bei dem dann wenn die Um-
stände nicht vorher genau geprüft sind, Entwicklun-
gen entstehen, die zu solchen negativen Wirkungen 
führen, wie sie Kollege Schmidt angedeutet hat. 
Wenn Sie das Gefühl haben, hier seien Ausführun-
gen gemacht worden, die aus dem Anfang des vori-
gen Jahrhunderts stammten — grundsätzliche Be-
denken gegen Neuerungen —, dann kann ich nur 
sagen: damals war man der Meinung, man müsse 
immer mehr kollektivieren, heute sind wir der Mei-
nung, daß es endlich Zeit ist, jeder weiteren Kollek-
tivierung einen Riegel vorzuschieben und nicht durch 
neue Zwangsabgaben, wie es mit diesem Gesetz 
geschieht, weitere Teile des Einkommens der Ver-
fügungsgewalt des einzelnen zu entziehen. Darum 
geht es doch. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

 
Mischnick (FDP) : Bitte. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Kollege Misch-
nick, dürfen wir Ihre Ausführungen so auffassen, 
daß Sie gegen das Recht der Tarifpartner sind? 

Mischnick (FDP) : Wir sind noch nie gegen die 
Rechte der Tarifpartner gewesen. Wir wehren uns 
nur dagegen, daß die Tarifpartner das Recht be-
kommen, über Einkommensteile zu verfügen; das ist 
nicht deren Aufgabe. Aber dazu werde ich noch 
einiges sagen 

(Beifall bei der FDP — Unruhe links) 

— keine Sorge —, darüber werden wir noch eine 
ganze Zeit zu diskutieren haben. 

Nun ist noch ein letzter Punkt zu erwähnen. Es 
wird gefragt, warum wir nicht einsehen wollten, 
daß mit diesen zwei bis drei Prozent Belastung der 
Wirtschaft, die sich vielleicht als Auswirkung er-
geben, keine Weltuntergangsstimmung herauf

-

beschworen wird. Natürlich glauben wir nicht, daß 
damit ein Weltuntergang oder, etwas eingeschränkt, 
ein Wirtschaftsuntergang eintritt. Wir wissen aber, 
daß gewisse negative Entwicklungen in unserer 
Wirtschaft, nämlich bei den lohnintensiven Betrie-
ben, durch dieses Gesetz forciert werden und daß 
durch das Gesetz Konzentrationsbestrebungen an 
falscher Stelle unterstützt werden: das sind die 
Bedenken, die wir haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wenn wir bitten, die Vorlage zurückzuüberwei-
sen, dann nicht, weil wir der Meinung sind, wie 
Kollege Scheppmann es gesagt hat —, die Mehrheit 
solle sich den Anweisungen fügen. Hier weist nie-
mand an. Jede Fraktion hat das Recht, Anträge zu 
stellen; Sie haben das Recht, sie abzulehnen. Nur 
bitten wir Sie, wenn Sie unseren Antrag ablehnen, 
sich im klaren darüber zu sein, welche bedenklichen 
Beschlüsse sowohl sozialpolitischer wie wirtschafts-
politischer wie haushaltstechnischer Art mit diesem 
Gesetz gefaßt werden. Es nützt uns wenig, wenn 
man dann zehn Jahre später feststellt, daß der Sach-
verstand bei der Minderheit war, daß aber der 
Schaden repariert werden muß. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Behrendt. 

Behrendt (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will lediglich zu dem Antrag auf 
Rückverweisung der Vorlage an den Ausschuß für 
Arbeit Stellung nehmen, den  der  Kollege Schmidt 
gestellt hat. 

Grundsätzlich möchte ich sagen, wir halten es fast 
für eine unerhörte Zumutung, 

(Zurufe von der FDP: Na! Na!) 

ein dem Haus nicht vorliegendes Gutachten zur 
Begründung einer Rückverweisung einer Vorlage 
an einen Ausschuß heranzuziehen. Das halten wir 
für nicht fair. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie wissen auch, daß es üblich ist, daß eine Regie-
rungsvorlage wie die des zweiten Vermögensbil-
dungsgesetzes vom Bundesminister der Justiz auf 
die Rechtsförmlichkeit geprüft wird. Die Vorlage ist 
in Ordnung befunden worden. Wenn ich mich recht 
erinnere, meine Damen und Herren von der FDP-
Fraktion, war  der Bundesjustizminister zu dieser 
Zeit der auch von  mir  sehr geschätzte Kollege 
Bucher. 

(Zurufe von ,der FDP.) 

Wir teilen diese Auffassung, und wir sind uns 
der Situation genau bewußt. Daher lehnen wir den 
FDP-Antrag ab und bitten das Hohe Haus, ebenso 
zu entscheiden. 

(Abg. Frau Dr. Diemer-Nicolaus meldet sich 
zu ,einer Zwischenfrage, während Abg. Beh

-

rendt ,das Rednerpult verläßt.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

(Abg. Behrendt: Entschuldigen Sie,  ich habe 
das nicht gesehen, ich hätte diese Frage 

natürlich zugelassen!) 

— Sie können sich nochmals raufbegeben, wenn Sie 
wollen. 

(Zurufe von der FDP.) 

Mir liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Dann 
kommen wir zur Abstimmung über den Antrag auf 
Zurückverweisung. Wer dem Antrag auf Zurück-
verweisung zustimmen will,  der  gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen 
die Stimmen der FDP und einige CSU-Stimmen ist 
der Antrag abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über § 1 ab. Wer dem 
§ 1 in der Fassung der Ausschußvorlage zustimmt, 
der gebe das Handzeichen. — Gegenprobe — Ent-
haltungen? — Gegen zahlreiche Gegenstimmen bei 
einigen Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe § 2 auf. Hierzu liegt 'auf Umdruck 624 *) 
ein Änderungsantrag vor. Der Antrag auf Um-
druck 623 ist zurückgezogen worden. 

Das Wort hat der Abgeordnete Killat. 

Killat (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich wollte darum bitten, daß Sie  unseren 
Antrag auf Umdruck 623 für 'die zweite Lesung als 
zurückgezogen betrachten. Wir werden ihn 'in  der 

 dritten Lesung wieder vorbringen. Die rote Farbe 
wird also in grün verwandelt. 

(Heiterkeit in  der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der  
Abgeordnete Moersch.  

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen  
und Herren! Im Auftrag der Fraktion der Freien  
Demokratischen Partei habe ich zu Buchstabe d) des  
§ 2 einige Bemerkungen zu machen, aber nicht einen  
Antrag zu begründen. Diese Bestimmung scheint  
uns von  grundsätzlicher  Bedeutung zu sein. Deshalb  
haben wir die Bitte, daß sich die Fraktionen der  
CDU/CSU und der SPD bis zur dritten Lesung eine  
Änderung des § 2 Buchstabe d) 'überlegen, weil  
diese Vorschrift weder rechtssytematisch noch wirt-
schaftssystematisch hierhin gehört.  

Nach dieser Vorschrift sollen vermögenswirksame  
Leistungen bei Aktiengesellschaften in Form von  
Aktien der Gesellschaft begeben werden können.  
Damit tritt eine 'Stärkung des 'Eigenkapitals bei  
Aktiengesellschaften ein; es findet aber eine un-
gleiche Behandlung von Aktiengesellschaften und  
Nichtaktiengesellschaften statt. Bei den Aktienge-
sellschaften wird auf diese Weise das haftende  
Kapital vergrößert, während bei den Nichtaktien-
gesellschaften, auch bei den Personengesellschaften,  
ganz besonders die Liquidität dadurch eingeschränkt  
wird, daß die hier gegebenen Darlehen an Stelle  
von Aktien von Kreditinstituten verbürgt werden  

*) Siehe Anlage 6 

müssen, damit die Bilanz belasten und den Kredit

-

spielraum einschränken. 

Zum .zweiten ist durch diese Vorschrift eine ent-
scheidende Ungleichheit dadurch gegeben, daß das 
Risiko in einer völlig unterschiedlichen Weise ver-
teilt wird. Die neuen Aktionäre 'beteiligen sich voll 
am Risiko der Gesellschaft, während die Darlehens-
geber sich nicht am Risiko zu 'beteiligen, sondern 
eine feste Verzinsung zu bekommen 'haben. Das ist 
eine weitere Ungleichheit nach diesem Gesetz. 

Ich frage vor allem die Kollegen der CDU/CSU — 
ich möchte einige hier mit Namen nennen, z. B. 
Herrn Gaßmann, Herrn Ruf, Herrn Professor Balke 
und einige andere Freunde —, ob sie glauben, daß 
diese Vorschriften dem Vorbild eines gerechten 
Gesetzes entsprechen oder ob es  nicht doch not-
wendig ist, diese Bestimmung zu ändern. Da wir 
selbst nicht die Urheber dieses Gesetzentwurfs sind, 
bitten wir Sie, sich Ibis zur dritten Lesung, nachdem 
Sie unseren Antrag auf Zurückverweisung abge-
lehnt haben, auf jeden Fall etwas Besseres ein-
fallen zu lassen als das, was hier in § 2 Abs. 1 
Buchst. d) steht; denn das ist ungerecht und sinn-
widrig. 

Wenn Sie es nicht tun, frage ich, ob Sie es be-
absichtigt haben, daß auf diese Weise die Aktien-
gesellschaften gegenüber den Selbständigen ein-
deutig 'bevorzugt werden. Das müßte doch eigent-
lich Ihren sonstigen Absichten widersprechen. Diese 
Frage sollten Sie uns hier einmal beantworten. 

(Beifall bei der FDP.) 	  

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der  
Abgeordnete Opitz.  

Opitz (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Nur eine kurze Ergänzung  
zu den Ausführungen meines Kollegen! Ich glaube,  
daß durch eine wahrscheinlich unbedachtsame Ge-
setzgebung in § 2 Abs. 1 Buchst. d) eine konzentra-
tionsfördernde Wirkung eintritt, eine Benachteili-
gung der Klein- und Mittelbetriebe durch eine Min-
derung der Liquidität, in den Aktiengesellschaften  
erspart bleibt, weil sie die Möglichkeit haben,  
junge, klein gestückelte Aktien auszugeben. Ich  
möchte daher an die mittelständisch denkenden Kol-
legen der anderen Fraktionen die  Frage richten, ob  
sie das Problem auch von dieser Seite betrachtet  
haben und ob sie bereit sind, diese weitere Benach-
teiligung mittelständischer Unternehmen in Kauf zu  
nehmen.  

(Beifall bei der FDP.)  

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der  
Abgeordnete Deneke. 

Deneke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte mir erlauben, 
aus unserem Änderungsantrag den ersten Punkt zu 
§ 2 Abs. 1 Buchst. f) zu begründen. Ich habe natürlich 
mit einem gewissen Vergnügen gehört, daß wir die 
Hoffnung haben dürfen, daß die Antragsteller der 
SPD wenigstens in der dritten Lesung das machen 
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) wollen, was wir vorgeschlagen haben, da Sie vom 
Rosa eines Antrags in der zweiten Lesung auf die 
grüne Farbe der Hoffnung in der dritten Lesung 
übergegangen sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
halten es für absolut notwendig, die in Ziffer 1 
unseres Änderungsantrags vorgeschlagene Ein-
fügung vorzunehmen, und zwar nicht nur deshalb, 
weil es praktisch eine Diskriminierung der Lebens-
versicherungen wäre, sie hier herauszulassen, son-
dern auch deshalb, weil die Wahlfreiheit der Arbeit-
nehmer dadurch eingeschränkt wäre. Die Gründe, 
die gegen die Einfügung der Lebensversicherungen 
in der von uns vorgeschlagenen Form vorgebracht 
worden sind, erscheinen uns nicht stichhaltig. 
Schließlich setzen sich die Lebenversicherungsver-
träge zusammen einerseits aus dem Bestandteil des 
Sparvertrages — .eben dieser Sparvertrag ist ver-
mögensbildend wirksam — und zum anderen aus 
dem Risikovertrag. Auch Ihnen kann ja wohl nicht 
entgangen sein, daß inzwischen ungefähr jeder 
zweite Arbeitnehmer eine Lebensversicherung von 
etwa 3000 DM oder auch mehr abgeschlossen hat. 
Wohl aus diesen Gründen hat der Gedanke auch 
innerhalb der sozialdemokratischen Fraktion Raum 
gewonnen. 

Gerade beim Lebensversicherungsvertrag wird 
etwas wirksam, an das meiner Meinung nach in 
allen Diskussionen über die Vermögensbildung zu 
wenig gedacht wird, nämlich die Weitergabe an die 
nächste Generation. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Dieses Problem wird immer schwieriger, und zwar 
deswegen, weil wir inzwischen von der Drei-Gene-
rationen-Gesellschaft zur Vier-G enerationen-Gesell-
schaft übergehen und auch für eine volle jüngere 
Generation die Notwendigkeit zur Vermögensbil-
dung besteht, während noch die ältere Generation 
das ererbte Vermögen besitzt. Gerade der Lebens-
versicherungsvertrag sollte dazu veranlassen, diese 
generative Wirkung der Vermögensbildung zu be-
rücksichtigen und zu durchdenken. 

Wir bitten Sie um Annahme unseres Antrags. 
Denken Sie dabei nicht nur an die Vermögensbil-
dung bei den Arbeitnehmern selbst, sondern auch 
an deren Hinterbliebene, an die Weiterreichung des 
Vermögens — wenn Sie so wollen: denken Sie 
schon heute an Ihre Witwe! 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Dämpfung der 
Stimme am Schluß war besonders eindrucksvoll. 

(Heiterkeit.) 

Herr Abgeordneter Müller (Berlin) ! 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nachdem die beiden 
ersten Diskussionsredner nur Bemerkungen zu § 2 
Abs. 1 d) gemacht und keine Änderungsanträge ge-
stellt haben, brauche ich darüber kein Wort mehr 

zu verlieren, zumal es sich um geltendes Recht han

-

delt. 
(Abg. Opitz: Das ist aber eine fabelhafte 
Begründung! — Abg. Spitzmüller: Das gel

-

tende Recht wird ja mit dem Gesetz geän

-

dert!) 

— Nachdem Sie keinen Änderungsantrag gestellt 
haben, erübrigt sich jeder weitere Diskussionsbeitrag 
darüber. 

Da nun auch der Änderungsantrag Umdruck 623 
zunächst zurückgezogen worden ist, kannn ich meine 
Ausführungen auf den Änderungsantrag Umdruck 
624 Ziffer 1 beschränken. 

Zunächst möchte ich auf den Schriftlichen Bericht 
verweisen. Der Ausschuß hat es sich gerade in der 
Frage der Erweiterung der Anlageformen nicht leicht 
gemacht. Ich möchte ausdrücklich vorausschicken, 
daß ich persönlich der Einbeziehung der Lebens-
versicherung in die nach § 2 vorgesehenen Anlage-
formen nicht grundsätzlich ablehnend gegenüber-
stehe. Ebenso eindeutig muß aber darauf hingewie-
sen werden — das ging schon aus der Diskussion 
im Ausschuß hervor —, daß die Lebensversicherung, 
ganz allgemein gesehen, nicht ohne weiteres mit der 
angestrebten Zielrichtung der Vermögensbildung 
in Arbeitnehmerhand gleichgesetzt werden kann. 
Vermögen in diesem Sinne muß durch persönliche 
Entscheidung und durch persönliche Einwirkung ver

-

mehrbar und wenigstens nach Ablauf einer gewis-
sen Sperrfrist frei verfügbar sein. Zweifellos ist das 
bei den Lebensversicherungen nicht der Fall. 

Im Ausschuß für Arbeit hat mein Kollege Porten 
den Antrag auf Einbeziehung der Lebensversiche-
rung in die Anlageformen gestellt. Auch der Mittel-
standsausschuß hatte sich gutachtlich für diese neue 
Anlageform ausgesprochen. Aber weder im Wirt-
schafts-, noch im Arbeitsausschuß hat sich dafür eine 
entsprechende Mehrheit gefunden. 

Gegen die Einbeziehung der Lebensversicherung 
— das darf ich noch einmal kurz sagen — wurden 
folgende Gründe angeführt: 

1. Es ist zweifelhaft, ob die Förderung von Le-
bensversicherungsverträgen dem gesellschaftspoliti-
schen Ziel der Vermögensbildung in Arbeitnehmer-
hand zweckentsprechend ist. 

2. Leistungen des Arbeitgebers für die Zukunfts-
sicherung der Arbeitnehmer sind bisher nach § 2 der 
Lohnsteuer-Durchführungsverordnung bis zu 312 DM 
im Jahr frei von Lohnsteuer und damit auch frei von 
Sozialabgaben. 

3. Über 312 DM hinausgehende Aufwendungen des 
Arbeitgebers für die Zukunftssicherung seiner 
Arbeitnehmer sind auch heute schon mit dem günsti-
gen Pauschalsteuersatz von 8% zu versteuern. 

4. Wegen der andernfalls auftauchenden Abgren-
zungsschwierigkeiten müßten bei Einbeziehung der 
Lebensversicherung beispielsweise auch die freiwil-
lige Weiterversicherung und die Höherversicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung aufgenom-
men werden. 
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5. Außerdem müßten die Unfallversicherungen, 

die oftmals mit Lebensversicherungsverträgen ver-
bunden sind, sowie die reinen Lebensrisikoversiche-
rungen mit einbezogen werden. Diese haben aber 
mit einer Kapitalansammlung und damit mit einer 
Vermögensbildung nichts mehr zu tun. 

6. Die Lebensversicherungsverträge haben eine 
durchschnittliche Laufzeit von 27 Jahren. Während 
dieses Zeitraums besteht die Gefahr, daß diejenigen, 
die bereits einen Lebensversicherungsvertrag haben, 
ihre eigenen Leistungen, zu denen sie auf Grund 
des Vertrages verpflichtet sind, durch die vermö-
genswirksame Leistung des Arbeitsgebers ersetzen 
und kein zusätzliches Vermögen bilden. Bei den 
Spar- und Bausparverträgen besteht diese Möglich-
keit zwar auch, aber diese Verträge werden nicht 
so langfristig abgeschlossen; Sie wissen, daß hier 
eine Sperrfrist von fünf Jahren vorgesehen ist. 

Aus all den vorgenannten und anderen Gründen 
müssen wir Ziffer 1 des FDP-Änderungsantrags ab-
lehnen. Wenn die Lebensversicherungen als weitere 
Anlageform aufgenommen werden sollten, müßten 
nochmals eingehende Beratungen aufgenommen 
werden, die eine weitere Verzögerung der Ver-
abschiedung des II. Vermögensbildungsgesetzes zur 
Folge hätten. Wir sind gern bereit, die Frage zu 
einem späteren Zeitpunkt noch einmal eingehend zu 
prüfen. Im Augenblick möchte ich das Hohe Haus 
namens der CDU/CSU-Fraktion aber bitten, den 
Änderungsantrag abzulehnen und der Ausschußvor-
lage unverändert zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid:  Das Wort hat der 
Abgeordnete Leber. 

Leber (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Bisher hat sich kein Sozialdemokrat an der 
Debatte, die schon zwei Stunden dauert, beteiligt. 
Wir halten das für einen Hausstreit der Koalition, 
Herr Bundeskanzler. Ich wundere mich allerdings 
darüber, daß die pädagogischen Bemühungen der 
CDU auf den kleinen Koalitionspartner bisher noch 
nicht erfolgreich gewirkt haben, daß man dort ge-
wisse Grunderkenntnisse bisher noch nicht über-
nommen hat. 

(Zuruf von der FDP.) 

— Natürlich sind wir frei. 

Ich möchte nur zu einem Punkt sprechen, und 
zwar zu der Frage, ob man in den Fächer der An-
lagemöglichkeiten auch die Lebensversicherungen 
hineinnehmen sollte. Diese Frage, meine Damen 
und Herren, ist in zwei Ausschüssen — in der 
Hauptsache im Ausschuß für Arbeit, daneben im 
Ausschuß für Wirtschaft — stundenlang und aus-
führlich diskutiert worden, mit allem Hin und Her. 
Von beiden Ausschüssen sind Empfehlungen aus-
gegangen. Mit eindeutigen Mehrheiten hat man sich 
dort gegen die Aufnahme der Lebensversicherung 
in die Anlagemöglichkeiten des Gesetzes ausge-
sprochen. 

Ich habe Verständnis dafür, daß die Freie Demo-
kratische Partei, nachdem sie in den Ausschüssen 

nicht zum Zuge gekommen ist, dm Plenum noch ein-
mal den Versuch macht. Das muß man eben hinneh-
men. 
Ich möchte aber in der Sache folgendes dagegen 

sagen. Bei diesem Gesetz geht es um bestimmte, 
sehr wichtige Prinzipien. Es geht erstens um eine 
Beteiligung des Arbeitnehmers am Produktionskapi-
tal. Es handelt sich also nicht um ein Vermögens-
gesetz schlechthin, sondern dahin ist das Anliegen 
des Gesetzes gerichtet. Das ist auch bei allen Anla-
gen, die das Gesetz bisher vorsieht, direkt oder in-
direkt möglich, ob es sich um ein Wertpapier han-
delt, eine Aktie, eine Schuldverschreibung, ein Dar-
lehen an einen Arbeitgeber oder was sonst noch 
drinsteht. Dieses Ziel wird bei allen Anlagemöglich-
keiten auch erfüllt. Nur bei einer nicht. Das ist die 
Förderung des Eigenheimbaues, und den halten wir 
für ein gleichwertiges und ebenso wichtiges und 
förderungswürdiges Anliegen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn man aber jetzt die Lebensversicherungen noch 
zusätzlich hereinnimmt, dann ist das nicht eine Er-
weiterung des Fächers um eine ähnliche Position, 
wie das so schön dargestellt wird, sondern hier wird 
dem Charakter der anderen Anlagemöglichkeiten 
eine hinzugefügt, die völlig anders ist; denn in all 
den bisherigen Fällen handelt es sich um die An-
lage von Vermögen in Anteilen am Produktions-
kapital. Bei den Lebensversicherungen ist nach gel-
tendem Recht — wenn es indirekt geschehen sollte — 
die  Anlage in Produktionsvermögen ausgeschlos-
sen. Sie ist also gar nicht möglich. Das hängt mit der 
Mündelsicherheit zusammen. Der Weg ist den Ver-
sicherungen verschlossen. Das ist der erste Punkt, 
warum ich dagegen bin. Das ist ein sehr wichtiges 
politisches Anliegen, das wir alle — wie gesagt 
worden ist — haben. 
Wir haben bisher etwa zehn Anlagearten und 

nehmen noch eine elfte dazu. Meiner Auffassung 
nach wird eine völlige Verschiebung des Sinnes 
und Zweckes dieses Gesetzes in der Praxis dadurch 
einsetzen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Darüber kann man in der Theorie sehr viel reden. 
Aber praktisch wird sich das anders auswirken. Wir 
haben da einige Erfahrungen, wie das geht. Die Le-
bensversicherungen sind ungeheuer leistungsfähige 
finanzkräftige Institutionen mit Millionensummen 
für Werbezwecke. Sie  haben in den kleinsten Ge-
meinden ihre Werber. Das sind Werber, von denen 
viele so geschult sind, daß sie an gutsituierte Fami-
lien Kindersärge auf Vorrat verkaufen können. 

(Allgemeine Heiterkeit.) 

Die verkaufen auch an jeden Arbeitnehmer unter 
der Marke dieses Gesetzes Lebensversicherungen. 
Wir haben uns sechs Monate hier herumgestritten, 
herumgeredet und uns bemüht. Am Ende würde 
nichts anderes herauskommen als unter einer ande-
ren Überschrift ein Gesetz zur Ausweitung von 
Lebensversicherungsverträgen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte gern, aus 
politischen Gründen, daß wir ein Volk von Eigen-
tümern werden, die Vermögen besitzen, aber nicht 



9020 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 179. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Mai 1965 

Leber 
ein Volk von Versicherungsnehmern, wie Sie das 
wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ein dritter Grundsatz, auf den es nach meiner 
Auffassung sehr ankommt, ist die freie Entschei-
dung des Arbeitnehmers über die Art der Anlage. 
Darauf hat Herr Kollege Müller schon hingewiesen. 
Wie sieht das aber bei dem Versicherungsvertrag mit 
dem von Ihnen so hochgehobenen Grundsatz: Frei-
heit in der Anlage aus? Meine Damen und Herren, 
diese Freiheit gibt es beim Versicherungsvertrag 
nur einmal, und dann ist sie zu Ende. Ich kann 
einen Versicherungsvertrag abschließen, dann 
fließen für alle Zeiten meine Arbeitnehmerleistun-
gen, die vermögenswirksam angelegt werden müs-
sen, à conto dieses Versicherungsvertrages. Ich habe 
nie mehr die Möglichkeit, eine andere Anlage vor-
zunehmen, es sei denn, der Abschluß war so nied-
rig, daß ich darüber hinaus noch etwas anderes 
kann, und dann ist er praktisch unbedeutend. Für 
alle anderen Anlagemöglichkeiten gilt das nicht. 
Der Arbeitnehmer kann sich drei Jahre lang eine 
Aktie kaufen, er kann einen Pfandbrief dazuneh-
men, er kann mal bausparen, wenn er will. Wenn 
er einmal einen Versicherungsvertrag abgeschlos-
sen hat, ist er für die Zeit seines Lebens damit 
festgelegt. Dann ist die Freiheit der Anlage nicht 
mehr gegeben. 

Nun noch ein viertes; ich erspare Ihnen nichts. 
Der Herr Bundeskanzler hat mir mal gesagt, er sei 
gegen Spartöpfe und Fondsbildung aller Art; nicht 
gegen bestimmte, sondern ganz allgemein. Was 
glauben Sie, was geschieht, wenn künftig mit der 
Werbewirksamkeit, mit der sich die Versicherungen 
dieses Tatbestandes bemächtigen können, meinet-
wegen 50% aller Leistungen nach solchen Verträ-
gen aus der Mehrheit der Wirtschaft in unsere 
großen Lebensversicherungen hineinfließen, was 
das an neuen potenten Machtgebilden gibt, Herr 
Bundeskanzler! 

(Heiterkeit.) 

Wer soll die dann kontrollieren? Das ist doch die 
Frage. Wir werden neue Machtkomplexe errichten 
unter einem Stichwort, das sehr unverfänglich er-
scheint. Ich möchte nur darauf hingewiesen und ge-
warnt haben. 

(Zuruf rechts.) 

— Das ist keine Versicherung, sondern nur eine 
Sicherung. 

Noch etwas, meine Damen und Herren! Niemand 
weiß, welchen Tarif dann die einzelnen Versiche-
rungen den Leuten aufreden werden. Es kommt 
dann wahrscheinlich alles heraus, von der Baby-
ausstattung bis wer weiß wohin. 

Ich möchte auf den wichtigsten Punkt hinweisen, 
den ich sehe. Er trifft sich sehr mit dem Schluß der 
Rede meines Herrn Vorredners. Ich möchte aus po-
litischen Gründen, daß wir dazu kommen, daß die 
arbeitnehmende Bevölkerung unseres Landes Ver-
mögen bekommt, und ich möchte, daß wir mit er-
zieherischen, pädagogischen und vielerlei Bemü-
hungen dahinkommen, daß dieses Vermögen ge-
halten wird, daß es aber zwei Funktionen erfüllt. 

Zunächst soll es Vorsorge sein für jede Art von 
Schicksalsschlägen, die unerwartet auf den einzel-
nen zukommen können. 

(Zurufe von der FDP.) 

— Diese Vorsorge für Schicksalsschläge jeder Art 
erfüllt ein Versicherungsvertrag nicht. Er erfüllt nur 
die Vorsorge für einen speziellen Fall, der im Ver-
sicherungsvertrag steht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich kenne nicht wenige Arbeitnehmer, die eine Ver-
sicherung für irgendeinen bestimmten Fall abge-
schlossen haben, und plötzlich tritt ein Schicksals-
schlag ein, der nicht darunterfällt. Dann kann man 
die Lebensversicherung nicht aufrechterhalten, dann 
geht sie kaputt, und gegen den Schicksalsschlag an-
derer Art ist man nicht abgedeckt. Da ist mir ein 
Papier lieber, das man in einem solchen Fall ver-
kaufen kann. Ich möchte, daß wir nicht allzu leicht-
fertig Menschen — ich bitte das richtig zu ver-
stehen, wenn ich das als Arbeitnehmer sage —, die 
keine große Erfahrung mit dem Besitz von Wert-
papieren haben, geschliffenen Leuten ausliefern, 
denen sie bei der Auseinandersetzung im persön-
lichen Gespräch nicht gewachsen sind. 

(Abg. Moersch: Was sagt der Genosse 
Generaldirektor dazu? — Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage von Frau Diemer -Nicolaus? 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Kollege 
Leber, werden nicht die unerwarteten Schicksals-
schläge, von denen Sie gesprochen haben, durch 
unsere Sozialversicherung abgedeckt, und soll nicht 
die Vermögensbildung einem ganz anderen Zweck 
dienen? 

Leber (SPD) : Frau Kollegin Diemer-Nicolaus, da 
brauche ich Ihnen nur die Lektüre unserer Sozial-
gesetzgebung zu empfehlen und Sie dann zu bitten, 
einmal Vergleiche mit dem praktischen Leben anzu-
stellen, dann werden Sie sehen, welche Schicksals-
schläge es noch gibt, die nicht abgedeckt sind und 
auch nicht abgedeckt werden können, selbst wenn 
das System noch so perfekt wäre. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir sollten auch gar nicht den Versuch machen, das 
zu tun. 

Es geht mir aber noch um ein letztes, und damit 
möchte ich schließen. Es geht mir darum, daß der 
Arbeitnehmer dieses Vermögen lange hält. Ver-
sicherungsverträge werden irgendwann einmal fäl-
lig, und was da herauskommt, geht in der Regel 
dann in den Konsum. Ich möchte, daß der Arbeit-
nehmer Vermögen hat und dieses Vermögen nach 
Möglichkeit seinen Erben weitergibt, damit die 
nächste Generation mit Vermögen antritt. 

Ich bitte Sie sehr herzlich, den Antrag auf Ein-
beziehung der Lebensversicherungen abzulehnen, 
weil sie den Sinn und Zweck des Gesetzes verfäl-
schen würde. Meine Damen und Herren, damit kein 
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Mißverständnis entsteht und damit auch nicht in 
meinen eigenen Reihen vielleicht ein Mißklang 
entstehen kann: ich halte den Antrag von einigen 
Sozialdemokraten aus den Gründen, die ich eben 
genannt habe, für genauso schlecht wie den, den Sie 
gestellt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Mischnick! 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Leber hat am Anfang die 
Bemerkung gemacht, daß es in der Regierungskoali-
tion offensichtlich nicht gelungen sei, die  Meinungen 
des kleinen Partners  mit  denen des  großen zu 
koordinieren. Wir dürfen das ja, ,sogar mit Geneh-
migung Ihrer eigenen Freunde; denn Sie sind ja 
auch nicht einer Meinung, was ,dieser Antrag be-
weist. Das zeigt ja nur, wie unterschiedlich einige 
Bestimmungen dieses Gesetzentwurfs auch in Ihren 
eigenen Reihen beurteilt werden. Dabei möchte ich 
nicht hoffen, daß allein die rosa Farbe des Antrags-
formulars der Grund dafür war, von .der zweiten 
auf die  dritte Lesung zu vertagen; denn so weit wird 
doch wohl die Wandlungsfähigkeit nicht gegangen 
sein, daß in Zukunft zur zweiten Lesung keine An-
träge mehr von Ihnen gestellt werden können, weil 
das Papier die falsche Farbe hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der  FDP.) 
 
Daß es aber vertagt wird, scheint mir ein Beweis 
dafür zu sein, daß Sie nicht bereit sind, dem Antrag 
durch eine Entscheidung in der zweiten Lesung 
eventuell zu einer Mehrheit zu verhelfen. Ich be-
dauere das sehr. 

Nun, Herr Kollege Leber, Sie haben da eine 
Attacke ,gegen 'die Lebensversicherung geritten, über 
die Praktiken usw. Ich möchte einmal wissen, wie 
das die Alte Volksfürsorge macht, ob die in ihrer 
Werbung für Lebensversicherungsverträge — — 

(Abg. Leber: Die macht es genauso, Herr 
Kollege! — Heiterkeit.) 

— Sie macht es genauso. Ich bin beruhigt, daß Sie 
hier wirklich alles völlig gleich beurteilen, — nur 
leider falsch. 

(Heiterkeit bei der  FDP.) 

Das ist eben ,der Unterschied zwischen Ihrer und 
unserer Auffassung. 

Wir bedauern es,  daß Sie sich gegen diesen An-
trag gewendet haben; denn es list doch unbestreit-
bar, daß, wenn bei einem solchen Versicherungs-
vertrag die Summe auf Grund des Todesfalles aus-
gezahlt werden muß, dieses dann ,ein Mittel sein 
kann, damit eigentumsbildende Maßnahmen zu er-
greifen — sein kann, nicht immer sein muß. Deshalb 
ist diese Kritik falsch, daß es auf jeden Fall eine 
schlechte Sache sei. 

Die von Ihnen gegebene Begründung, damit würde 
der Katalog in eine falsche Richtung gebracht, ist 
natürlich auch nicht richtig; denn in § 2 list  ausdrück

-

lich gesagt, daß Sparverträge, Pfandbriefe usf. er-
worben werden können und nicht nur Miteigentum 
— wenn ich es einmal so sagen darf — an  Produk-
tionsmitteln. Denn Pfandbriefe haben im Regelfall 
andere Aufgaben, als Produktionsmittel bei den Ge-
meinden oder ähnliche Dinge zu finanzieren. Des-
halb scheint mir Ihre Begründung, daß die Lebens-
versicherungen denganzen Katalog in  sein Gegen-
teil verfälschen würden, falsch zu sein. Wir hoffen, 
daß diejenigen, die unseren Antrag für richtig hal-
ten, auch in ,der zweiten Lesung den Mut haben, da-
für zu stimmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Killat. 

Killat (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Nach den fulminanten Aus-
führungen meines Freundes Leber erübrigt es sich, 
daß ich noch näher auf diesen Antrag eingehe; denn 
Leber sprach ja gegen sich selbst. 

(Heiterkeit bei der FDP.) 

Aber ich möchte doch begründen, warum meine 
Freunde und die, die diesen Antrag gestellt haben, 
nicht dem FDP-Antrag zustimmen können. Ihr An-
trag enthält doch einige Mängel. Zunächst sprechen 
Sie von der Alters- und „Invalidenversicherung", 
die es meines Wissens gar nicht mehr gibt. Außer-
dem fehlt bei Ihnen das Erfordernis der fünfjährigen 
Bindung, d. h. der mindestens fünfjährigen Ver-
tragsdauer für diese Anlage, wie wir es in unserem 
Antrag vorgesehen haben. 

Wir werden also dem FDP-Antrag nicht zustim-
men, geben Ihnen aber Gelegenheit, unserem An-
trag, den wir in der dritten Lesung noch kurz be-
gründen werden, Ihre Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Mischnick? 

Killat (SPD) : Nachher in der dritten Lesung. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich habe keine 
Wortmeldungen mehr vorliegen. Wir kommen zur 
Abstimmung. 

Zur Abstimmung steht der Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP Umdruck 624 Ziffer 1. Wer diesem 
Ergänzungsantrag zustimmen will, der gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen und zahlreichen Ja-Stim-
men ist der Antrag abgelehnt. 

Wir stimmen ab über § 2 in der Ausschußfassung. 
Wer zustimmen will, der gebe das Handzeichen. — 
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei einigen 
Enthaltungen und zahlreichen Nein-Stimmen ange-
nommen. 

§ 3 Hier ist ein Änderungsantrag angekündigt, 
Umdruck 624 Ziffer 3. Wer begründet ihn? — Herr 
Abgeordneter Mischnick hat das Wort zur Begrün-
dung. 
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Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mit § 3 kommen wir 
zu .der entscheidenden Stelle dieses Gesetzentwur-
fes. 

Der vorliegende Antrag der Freien Demokraten 
will sicherstellen, daß die Tarifvertragsfähigkeit 
wieder aus dem Gesetz verschwindet. Warum das? 
Die verfassungsrechtlichen Bedenken, die dagegen 
sprechen, sind in der Diskussion zum Teil dargelegt 
worden; sie sind zum Teil schriftlich mitgeteilt wor-
den, wobei wir durchaus einräumen, daß es, wie 
immer bei Gutachten, unterschiedliche Meinungen 
gibt. Es hat sich allerdings gezeigt, daß eine Reihe 
von Verfassungsrechtlern, die zu der ursprünglichen 
Fassung — also dem Gesetz, wie es 1961 verab-
schiedet worden ist — keine Bedenken geäußert 
haben, jetzt sagen,  dieser Gesetzentwurf, wie er 
hier zur Entscheidung vorliegt, bringe doch eine so 
wesentliche Veränderung, daß sie ihre ursprüngliche 
Haltung dazu nicht aufrechterhalten können. Ich 
will das hier im einzelnen nicht weiter vertiefen. 

Aber unabhängig von dieser rechtlichen Würdi-
gung ist ja eine politische Betrachtung notwendig. 
Aus politischen Gründen halten wir es für falsch, 
daß hier die Tarifvertragsfähigkeit eingebaut wird. 

Es ist vorhin die Frage gestellt worden, ob wir 
generell etwas gegen Tarifverträge hätten. Ganz 
und gar nicht! Nur ist doch das Normale des Tarif-
vertrages, daß Leistungen geregelt werden, die Ar-
beitern und  Angestellten zugute kommen und über 
die diese dann auch im einzelnen selber entscheiden 
können. Hier ist diese Entscheidungsfreiheit dahin-
gehend eingeschränkt, daß sie nur die Form der 
Festlegung dieses Geldes wählen können, aber nicht 
selbständig darüber entscheiden können, ob sie es 
sofort verwenden oder es tatsächlich einer Ver-
mögensbildung zuführen wollen. Bei den anderen 
Fragen — Lohn, Gehalt, Urlaub oder was in Be-
tracht kommt — ist immer die individuelle Entschei-
dung — wann man den Urlaub nimmt, in -welchen 
Abständen und so fort — des einzelnen gesichert. 
Hier ist das nicht der Fall. 

Mir scheint es auch nicht stichhaltig zu sein, wenn 
man sagt, die Sozialversicherung sei doch ein ähn-
licher Eingriff. In der Sozialversicherung wird durch 
Gesetz festgelegt, welcher Beitrag z. B. in der Ren-
tenversicherung oder welche Grenze z. B.  in der 
Krankenversicherung insgesamt nicht überschritten 
werden soll. Der Gesetzgeber behält also das Recht 
in der Hand, zu entscheiden, in welchem Rahmen 
die Beschränkung des Einkommens 'vorgenommen 
wird. Hier wird dagegen diese Entscheidung völlig 
einem Dritten, nämlich den Tarifvertragspartnern, 
übertragen. 

'Darüber hinaus ist noch festzustellen, daß mit 
dieser Tarifvertragsfähigkeit nach unserer Überzeu-
gung einem wesentlichen Punkt der Regierungser-
klärung des Herrn Bundeskanzlers vom 18. Okto-
ber ,1963 widersprochen wird, in der es ausdrücklich 
heißt: „Es ist die Absicht der Bundesregierung, die 
Sozialversicherten vor einer immer weiter greifen-
den Kollektivierung zu bewahren." Wenn man fest-
legt, daß neben den Beiträgen, die gezahlt werden, 

neben den Steuern, die aufgebracht werden müssen, 
ein weiterer Teil des Einkommens — und nach der 
Begründung handelt es sich ja um Entgelt beson-
derer Art — der freien Verfügung entzogen wird, 
dann ist damit einer weiteren Kollektivierung des 
Einkommens nicht nur das Wort geredet, sondern 
sie ist sogar gesetzlich vorgesehen, wenn man ent-
sprechende Vergünstigungen 'hier in Anspruch neh-
men will. 

(Beifall 'bei der FDP.) 

Aus diesen Gründen haben wir auch grundsätz-
liche Bedenken gegen die Tarifvertragsfähigkeit. 

Wenn man nun einmal die Wirkung auf den Arbei-
ter und Angestellten betrachtet, so ist doch klar, daß 
ein Tarifvertrag, der zwischen Arbeitgebern und 
Gewerkschaften abgeschlossen wird und festgelegt, 
daß eine Lohnerhöhung von 6, 5 oder 8% plus einer 
vermögenswirksamen Leistung von 312 DM erfolgt, 
die Arbeiter und Angestellten nur noch zum Teil 
in den unmittelbaren Genuß dieses Ergebnisses der 
Tarifvertragsverhandlung kommen läßt, den anderen 
Teil aber ihrer Verfügungsgewalt im Grundsätz-
lichen entzieht, ihnen nur noch die Möglichkeit gibt, 
zu entscheiden, bei welcher Sparkasse, bei welcher 
Bank oder wo auch immer sie diesen Teil anlegen 
wollen. 

(Abg. Katzer: Für fünf Jahre!) 

— Für fünf Jahre, gut; aber auf jeden Fall soll die 
Verfügungsgewalt entzogen werden. Das ist ja un-
bestritten. Die einen sagen, das sei Zwangssparen. 
Wir sagen: das ist eine Entscheidung, die einer kal-
ten Sozialisierung von Einkommensteilen gleich-
kommt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir wehren uns dagegen nicht nur deshalb, weil 
wir glauben, daß unsere Arbeitnehmer mündig ge-
nug sind,  

(Sehr richtig! bei der FDP) 

selber zu entscheiden, ob sie Teile ihres Einkommens 
in dieser oder jener Form anlegen wollen, und daß 
es nicht einer Regelung durch die Tarifvertrags-
partner bedarf, durch die ihnen diese Entscheidung 
abgenommen oder ihnen die Entscheidungsmöglich-
keit gar nicht erst gegeben wird. Ich halte es ein-
fach für unverständlich, daß in dem gleichen Augen-
blick, wo die Gesamtdiskussion über die Ausweitung 
der Mitbestimmung vorangetrieben wird, den glei-
chen Arbeitern und Angestellten die Mitbestimmung 
über ihr eigenes Einkommen beschränkt werden soll. 
Das ist ein Widerspruch. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich bin darüber hinaus der Überzeugung — und 
meine politischen Freunde haben das immer wieder 
zum Ausdruck gebracht —: Der Wille zur Eigentums-
bildung, der in allen politischen Gruppierungen sicht-
bar geworden ist, ist nicht nur voll anzuerkennen, 
er muß auch unterstützt werden. Man soll aber nun 
nicht in den Fehler verfallen, mangelnde Bereit-
schaft, die vielleicht da und dort noch vorhanden ist, 
durch gesetzliche Maßnahmen zu ersetzen und damit 
Gefahr zu laufen, daß die Bereitschaft zur Eigen-
tumsbildung bei bestimmten Gruppen zu einer 
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Eigentumsverdrossenheit wird, weil sie hier eben 
nicht aus eigenem Entschluß sparen, sondern durch 
einen Vertrag gezwungen sind, etwas zu tun, was 
sie gar nicht wollen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Daß es eine große Gruppe nicht will, hat ja der Herr 
Bundesarbeitsminister in der ersten Lesung selbst 
gesagt. Er hat den Prozentsatz mit 22 % angegeben. 
Das sind etwas über 4 Millionen Arbeitnehmer, die 
dagegen sind. 

Darüber hinaus, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ist noch ein anderes Bedenken auch in den 
Ausschußberatungen nicht ausgeräumt worden. Es 
wurde immer gesagt, wir brauchten die Tarifver-
tragsfähigkeit; damit es zu einer größeren Anwen-
dung dieses Gesetzes komme und mit der größeren 
Anwendung eine breitere Eigentumsstreuung ent-
stehe, weil große Teile unserer Arbeitnehmerschaft 
nicht sparfähig seien. Wenn diese Argumentation 
richtig ist, bedeutet doch dieses 312-Mark-Gesetz 
nichts anderes, als daß durch Tarifvertrag in be-
stimmten Wirtschaftsbereichen dem Angestellten 
oder dem Arbeiter, der 800 oder 1000 DM verdient, 
genau die gleiche Verpflichtung auferlegt wird wie 
dem Arbeiter, der 400 oder 500 DM verdient. Das 
heißt, ich zwinge den Höherverdienenden ohne Aus-
wirkung, den Niedrigerverdienenden aber mit Aus-
wirkung, einen Teil seines Entgeltes festzulegen, 
obwohl ich vorher erklärt habe, dieser sei nicht 
sparfähig und brauche alles, um seinen Lebensunter-
halt  angemessen bestreiten zu können. Hier liegt 
doch ein neuer Widerspruch vor. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wer die Tarifvertragsfähigkeit dieses Gesetzes an-
erkennt, gibt damit klar zu erkennen, daß der Be-
trag, der hier vorgesehen wird, nicht zum unmittel-
baren Lebensunterhalt notwendig, daß er also spar-
fähig ist. Wenn er aber sparfähig ist, dann wäre 
das gleiche aus der eigenen Entscheidung des ein-
zelnen erreichbar gewesen. Es ist also falsch, hier 
mit dem Argument zu operieren: weil soundso viele 
nicht sparfähig sind, brauchen wir das 312-Mark-
Gesetz. 

Wir Freien Demokraten sagen: Es gibt 20 oder 
25% — ich will mich hier gar nicht auf eine be-
stimmte Zahl festlegen — der Arbeiter und Ange-
stellten, die tatsächlich nicht sparfähig sind. Diesen 
darf ich dann aber auch nicht durch Tarifvertrag ein 
mögliches Entgelt, das in Tarifvertragsverhandlun-
gen ausgehandelt worden ist, vorenthalten und sie 
damit auf einen schlechteren Status stellen, als er 
nach den Möglichkeiten der Tarifverhandlungen ge-
geben wäre. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wenn man dieses Argument aber nicht gelten 
läßt, sondern sagt, das ganze sei eine zusätzliche 
Leistung über das hinaus, was in den Tarifvertrags-
verhandlungen an Lohn und Gehalt ausgehandelt 
worden ist, dann ist das doch nur ein Beweis dafür, 
daß der Tarifpartner Gewerkschaft bei dem Aus- 

handeln von Lohn und Gehalt nicht bis an die mög-
liche Grenze gegangen ist. 

(Beifall bei der FDP. — Lachen bei der 
CDU/CSU und der SPD.) 

Das ist doch die andere Überlegung. Hätter er das ge-
tan, dann wäre kein freier Raum. Immer ist es eine 
Sache, die für Sie mathematisch nicht lösbar ist, und 
das ist ja auch der Grund, weshalb auch im Deut-
schen Gewerkschaftsbund so viele unterschiedliche 
Meinungen vorhanden sind. 

(Zurufe von der SPD und der CDU/CSU.) 

Interessanterweise machen Sie mit dieser Tarif-
vertragsfähigkeit für die niedrigen Einkommens-
gruppen genau das, was Sie sonst immer als eine 
beklagenswerte Sache bezeichnen. Indem Sie näm-
lich für denjenigen, der 400, 500, 600 oder 700 DM 
verdient, die Tarifvertragsfähigkeit dieser 312 DM 
festlegen, bewirken Sie, daß dafür keine Beiträge 
für die Rentenversicherung eingezahlt werden und 
eine Minderung des Rentenanspruchs eintritt. Die 
gleichen, die sagen, der Rentenanspruch dieser Ein-
kommensbezieher sei zu niedrig, können doch nicht 
damit einverstanden sein, daß er hier weiter er-
mäßigt wird, weil Teile des Entgelts nicht versiche-
rungspflichtig sind. Wenn man das nicht anerkennt, 
gibt man zu, daß die Möglichkeit, Beitragsteile 
anders zu verwenden, im Grundsatz — wohlgemerkt, 
noch nicht im Detail — besteht und man über sie 
diskutieren muß, wie es vorhin durch Herrn Kol-
legen Burgbacher in seiner Antwort auf die Frage, 
ob nicht die Gesamtbelastung schon hoch genug sei, 
erkennbar wurde. 

Ich kann also nur feststellen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, daß sich die Befürworter 
der Tarifvertragsfähigkeit des 312-DM-Gesetzes ent-
scheiden müssen. Wenn Sie der Meinung sind, daß 
jeder sparfähig ist, dann können Sie auch einen 
Betrag von 312 DM kraft Vertrags festlegen und 
der Verfügunggewalt des einzelnen entziehen. 
Dann müssen Sie aber mit der Argumentation auf-
hören, daß weite Teile unseres Volkes nicht spar-
fähig seien. Wenn Sie das fortführen wollen, dann 
können Sie niemals einer Tarifvertragsfähigkeit zu-
stimmen. Wir wissen aus den Untersuchungen und 
den Zahlen über die Einkommensverhältnisse, die 
nicht zuletzt Sie hier in diesem Bundestag gebracht 
haben, daß es für weite Teile der Arbeitnehmer un-
zumutbar ist, ihnen einen Teil des Entgelts zu ent-
ziehen. Deshalb werden wir uns gegen die Tarif-
vertragsfähigkeit wenden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wort-
meldungen? — Dann kommen wir zur Abstimmung. 
Sie haben den Antrag und seine Begründung gehört. 
Wir stimmen ab über den Antrag Umdruck 624 
Nr. 2. Wer die Ausschußvorlage in dieser Weise 
geändert sehen will, der gebe das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei zahlreichen 
Ja-Stimmen abgelehnt. 

Wer dem § 3 in der .Ausschußfassung zustimmen 
will, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent- 
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haltungen? — Bei zahlreichen Gegenstimmen an-
genommen. 

Ich rufe § 4 auf. Hier ist ein Änderungsantrag auf 
Umdruck 624 Nr. 3 angekündigt. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Ich brauche den 
Antrag nicht mehr zu begründen; denn er hat durch 
die eben .stattgefundene Abstimmung zu § 3 seine 
Erledigung erfahren. Wenn ich trotzdem noch das 
Wort ergreife, dann aus dem einfachen Grund, um 
deutlich zu machen, daß wir diesem Paragraphen 
unsere Zustimmung geben, und weil ich zu diesem 
Paragraphen einige besondere Anmerkungen 
machen möchte. 

Dieser Paragraph schafft nämlich die Möglichkeit, 
daß auch die vielen Arbeiter und Angestellten, wel-
che nicht über einen Tarifvertrag oder über Be-
triebsvereinbarungen in den Genuß der staatlichen 
Vergünstigungen nach diesem Gesetz kommen, 
diese Vergünstigungen wahrnehmen können. Dar-
über hinaus möchten wir darauf hinweisen, daß der 
§ 15 eigentlich leer im Raum stände, wenn er keinen 
Bezug zu § 4 hätte. Dieser § 4 bietet nämlich die 
einzige Möglichkeit für die Beamten, Richter, Berufs-
soldaten und Soldaten auf Zeit, wenigstens teil-
weise in den Genuß der Vergünstigungen dieses 
Gesetzes nach dem gegenwärtigen Stand der Gesetz-
gebung zu kommen. 

(Zuruf von ,der CDU/CSU: Das ist ebenfalls 
unsere Idee!) 

Ich möchte auch noch etwas zu dem § 4 Abs. 2 
bis 5 dieses Gesetzes ausführen, weil ich glaube, 
daß es wichtig ist, daß hierzu etwas gesagt wird. In 
der Regelung, die dieser § 4 vorsieht, sehen wir 
nämlich auch eine Chance, daß der Arbeiter, wel-
cher in bestimmten saisonalen oder betriebsbeding-
ten Schwerpunktzeiten durch Überstundenleistungen 
in einen Verdienst hineinwächst, der automatisch 
erhöhte Abgaben bedingt, diesen Überstundenver-
dienst lohnsteuer- und sozialabgabenfrei anlegen 
kann. Damit kommt wenigstens über diesen Para-
graphen ein bescheidener — ich muß hinzufügen: 
ein sehr bescheidener — Teil unseres Antrags auf 
Lohnsteuerbefreiung für Überstundenverdienste 
noch zum Zuge, allerdings mit der Einschränkung, 
daß dieser Anreiz sofort wegfällt, wenn die tarif-
vertragsmäßigen Vergünstigungen voll zum Zuge 
kommen, wie es nun hier die anderen Paragraphen 
vorsehen. Ich möchte im Zusammenhang mit diesem 
Paragraphen noch darauf hinweisen — 

(Abg. Müller [Remscheid] : Das stimmt 
nicht! Nur wenn der Tarifvertrag bis 

312 DM ausgenutzt wird!) 

— Sie haben absolut recht; in dem Moment ist der 
Anreiz weg, wo der Tarifvertrag die volle Höhe des 
312-DM-Betrags beinhaltet. Ich bin darin mit Ihnen 
völlig einer Meinung. 

Ich darf aber sagen, daß die Absätze 2 bis 5 ge-
setzliche Bestimmungen beinhalten, die selbstver-
ständlich bei einer freiwilligen Übereinstimmung 

von Arbeitgebern und Arbeitnehmern eine dem 
Arbeitsleben angemessene Variation erhalten kön-
nen. Der Abs. 2 sagt nämlich lediglich etwas dar-
über aus, wieweit die gesetzlichen Verpflichtungen 
des Arbeitgebers bezüglich der praktischen Hand-
habung des § 4 Abs. 1 gehen. Wir möchten zum 
Ausdruck bringen, daß der Arbeitgeber freiwillig 
von sich aus auch andere weitergehende oder ab-
weichende Wünsche des Arbeitnehmers erfüllen 
kann. Nur ist er hierzu nach dem Wortlaut des Ge-
setzes gesetzlich nicht ausdrücklich verpflichtet. 

Die Anwendung des § 4 beinhaltet auch bei 
Übereinstimmung von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern, daß der Arbeitnehmer in einem Vertrag 
nach § 4 Abs. 1 die Möglichkeit hat, die Verdienste 
oder Überstundenverdienste von einem oder zwei 
Monaten in einem Betrag von 312 DM auf einmal 
oder in zwei Beträgen von je 156 DM anzulegen. 
Wir möchten ganz klar zum Ausdruck bringen, daß 
wir die Tatsache, daß diese Möglichkeit auch im 
Gesetz enthalten ist, durchaus begrüßen. Das ist 
eine Möglichkeit, die über das 'hinausgeht, was als 
gesetzliche Pflicht des Arbeitgebers vorgeschrieben 
ist. 

Unsere Zustimmung zu § 4 Abs. 2 bis 5 — das 
möchten wir deutlich sagen — bedeutet auch, daß 
neben den gesetzlich vorgeschriebenen Mindestvor-
aussetzungen Spielraum für anderweitige freie Ver-
einbarungen von Arbeitgeber und Arbeitnehmer im 
Rahmen der durch die 312 DM festgesetzten Summe 
möglich ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid:  Keine weiteren 
Wortmeldungen? — Dann kommen wir zur Ab-
stimmung über den soeben begründeten Änderungs-
antrag Umdruck 624 Ziffer 3. 

(Abg. Dr. Burgbacher: Der Antrag ist durch 
die Vorabstimmung erledigt. Die FDP hat 

erklärt, sie werde § 4 zustimmen!) 

— Also  ziehen Sie  Ihren Antrag zurück? — 

(Abg. Spitzmüller: Nein! Er hat sich durch 
die Abstimmung über § 3 erledigt. Ich habe 
nur unsere Zustimmung zu dem Paragra

-

phen erklärt!) 

— Dann stimmen wir über § 4 ab. Wer den § 4 
in der Ausschußfassung annehmen will, der  gebe 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Eine Enthaltung; sonst einstimmig. 

§ 5, Umdruck 624 Ziffer 4! Wer begründet? — 
Herr  Abgeordneter Spitzmüller hat das Wort zur 
Begründung. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! In  der  Wiederher-
stellung der  Regierungsvorlage sehen wir Freien 
Demokraten die bessere Möglichkeit, daß auch Un-
ternehmer, die nicht durch Tarifvertrag zu ver-
mögenswirksamen Leistungen verpflichtet sind, von 
diesem Gesetz zugunsten ihrer Arbeitnehmer mehr 
Gebrauch machen können und .eher Gebrauch machen 
werden, als dies der Fall ist, wenn wir den § 5 in 
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der Fassung der Vorlage des Ausschusses belassen. 
Verschließen wir die Augen doch nicht vor der Tat-
sache, die auch im Arbeitsausschuß erörtert worden 
ist, daß es — wenn vermögenswirksame Verträge 
nur für bestimmte Gruppen abgeschlossen werden 
— zu Spannungen im Betrieb kommen kann! Wir 
erkennen das durchaus. Aber nehmen wir doch nicht 
an, ,daß Betriebe — kleine B etriebe  oder größere 
Betriebe — und deren Betriebsleitungen  nicht vor-
her prüfen würden: Wenn wir auf Grund der Er-
tragslage unseres Betriebes nicht in der  Lage sind, 
eine wirksame Vermögensleistung für alle zu geben, 
was könnten wir für einen Gruppenvertrag anbie-
ten, bei dem es zu keinen Spannungen kommt? 
Denn letzten Endes hat kein großer und kein kleiner 
Betrieb ein Interesse daran, durch freiwillige soziale 
Leistungen Spannungen unter die Angestellten- oder 
Arbeiterschaft zu bringen. 

In der Fassung, die der Ausschuß uns vorlegt, 
sehen wir die große Gefahr, daß durch die Ein-
nahme des Standpunktes „Alle Arbeitnehmer oder 
keiner" die Möglichkeit der freiwilligen Anwen-
dung des Gesetzes außerordentlich stark einge-
schränkt wird. Denn die vom Ausschuß getroffene 
Regelung würde beispielsweise 'verhindern, daß ein 
kleiner Betrieb, der nicht durch Tarifvertrag zu ver-
mögenswirksamen Leistungen für alle verpflichtet 
ist, in Schwierigkeiten gerät. Warum? Wenn er 
durch Tarifvertrag nicht zu einer vermögenswirk-
samen Leistung verpflichtet ist, dann hat das wahr-
scheinlich seinen 'berechtigten Grund. Denn trotz 
allem, was man gelegentlich für oder gegen die Ge

-

werkschaften sagt, kann man doch bei vielen Ver-
handlungen feststellen, daß auch auf seiten der Ge-
werkschaften die Führung und die Verhandelnden 
durchaus bereit sind, besonderen Gegebenheiten in 
bestimmten Industriebereichen oder Wirtschafts-
zweigen Rechnung zu tragen. 

(Zuruf von der SPD: ,Gewerkschaften sind 
immer vernünftig!) 

Wir können uns sehr wohl vorstellen, daß es einige 
Bereiche der Wirtschaft gibt, in denen sehr lange 
keine vermögenswirksamen Leistungen in Tarifver-
trägen festgelegt werden, weil die Möglichkeiten 
dazu im Augenblick und auf absehbare Zeit nicht ge-
geben sind und weil deshalb auch die Gewerkschaf-
ten in diesen Fällen von übertriebenen Steigerun-
gen Abstand nehmen werden. Wenn aber in solchen 
Betriebszweigen einige Firmen sind, die etwas tun 
können, aber nicht für alle, so daß es wirksam ist, 
dann hat es ja keinen Wert, zwanzig oder dreißig 
Mark im Jahr für alle anzulegen. So wie unser An-
trag jetzt vorliegt, kann man überlegen: was kön-
nen wir für eine bestimmte Sparte von Arbeitern 
und Angestellten tun? Durch die von Ihnen jetzt im 
Ausschuß getroffene Regelung würde beispielsweise 
verhindert, daß ein Betrieb wenigstens den Arbei-
tern ein Angebot machen könnte, denen das Sparen 
auf Grund ihrer Lohnsituation besondere Schwie-
rigkeiten macht. Dies geht nicht nach der Aus-
schußvorlage. 

Denken wir einmal daran: was soll eigentlich § 12 
Abs. 1, der die besondere 468-DM-Regelung für Fa-
milien mit drei und mehr Kindern vorsieht, wenn 

Sonderregelungen für bestimmte Gruppen gar nicht 
mehr möglich sind? Auch hier muß man  sich einmal 
überlegen, daß § 12 Abs. 1, die besondere Bestim-
mung für die kinderreichen Familien, tatsächlich 
einer Sonderregelung bedürfte. Deshalb sind wir der 
Meinung, daß hier bewußt ein Spielraum einge-
räumt werden sollte für freiwillige Leistungen in 
den Betrieben. Was der Ausschuß vorschlägt, ist 
eine Beschneidung der Möglichkeit solcher freiwil-
ligen sozialen Leistungen. Einen solchen Spielraum 
sollte man nicht bewußt einschränken. 

Ich bitte Sie deshalb, 'unserem Antrag auf Wie-
derherstellung der Regierungsvorlage zuzustimmen, 
damit auch den Arbeitern oder wenigstens Teilen 
von Arbeitern und Angestellten — denen, die in 
Betrieben beschäftigt sind, in denen sie nicht durch 
Tarifvertragsvereinbarungen vermögenswirksame 
Leistungen bekommen müssen — etwas zukommen 
kann und den Möglichkeiten des einzelnen Betriebes 
Rechnung getragen werden kann. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Opitz. 

Opitz (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir bedauern es, daß der Arbeitsausschuß 
den Abs. 3 des § 5 ersatzlos gestrichen hat. Im Regie-
rungsentwurf war vorgesehen, daß vermögenswirk-
same Leistungen nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes nur dann gefördert werden, wenn der Arbeit-
nehmer dem Betrieb oder dem Unternehmen min-
destens ein Jahr angehört hat. Damit hätte zumin-
dest für die mittelständischen Unternehmen eine 
kleine Chance bestanden, der überhandnehmenden 
Fluktuation zu steuern. Wir glauben nach wie vor, 
daß den Großunternehmen bei Streichung des Abs. 3 
die Möglichkeit der Abwerbung auf Kosten der 
Klein- und Mittelbetriebe gegeben ist. Dadurch wer-
den die Klein- und Mittelbetriebe hinsichtlich der 
Arbeitskräfte in eine noch schlechtere Situation 
kommen. 

Unsere Bedenken sind durch die Stellungnahme 
des Arbeitsausschusses nicht zerstreut worden. In 
dem Bericht heißt es, daß die Beibehaltung des 
Abs. 3 zu einer zusätzlichen Belastung der Arbeit-
geber führen würde. Wir glauben, daß die Arbeit-
geber diese Belastung lieber als alle anderen Be-
lastungen in Kauf nehmen würden. 

Ich bitte Sie, unserem Kompromißvorschlag zu-
zustimmen und statt eines Kalenderjahres 12 Monate 
einzusetzen. Es ist wirklich nicht einzusehen, daß 
jeder, der aus dem Ausland zu uns nach Deutschland 
kommt, um hier zu arbeiten, schon nach vier Wochen 
in den Genuß der Auswirkungen dieses Gesetzes 
kommen soll, zumal er wahrscheinlich sein Vermö-
gen gar nicht bei uns anlegen will, sondern es lieber 
zu seiner Familie nach Hause schickt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. 
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Vizepräsident Dr. Schmid 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 

Umdruck 624 Ziffer 4. Wird getrennte Abstimmung 
nach Buchstaben gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Wer dem Änderungsantrag Umdruck 624 Zif-
fer 4 zustimmen will, gebe das Handzeichen. —
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit großer Mehr-
heit abgelehnt. 

Wir stimmen über den § 5 in der Ausschußfassung 
ab. Wer ihm zustimmen will, der gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen 
zahlreiche Gegenstimmen und bei einigen Enthaltun-
gen angenommen. 

Ich rufe § 6 auf. Der dazu vorliegende Änderungs-
antrag auf Umdruck 624 ist erledigt. Ich rufe weiter 
die §§ 7, 8, 9 und 10 auf. — Dazu wird das Wort 
nicht gewünscht. Wer diesen Paragraphen zustim-
men will, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! - 
Enthaltungen? — Gegen zahlreiche Gegenstimmen 
bei einigen Enthaltungen angenommen. 

§ 11! Der dazu auf Umdruck 624 vorliegende Ände-
rungsantrag ist auch erledigt. Wer dem Paragraphen 
in der Ausschußfassung zustimmen will, der gebe 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Gegen zahlreiche Gegenstimmen bei einigen Ent-
haltungen angenommen. 

Zu § 12 liegt auf Umdruck 624 unter Ziffer 7 ein 
Änderungsantrag vor. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der § 12 befaßt sich 
mit der Frage der Nachversteuerung. Es wird hier 
eine Pauschale von 20% festgelegt, und zwar — wie 
es als Begründung angegeben worden ist — aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung. Eine solche 
pauschale Nachversteuerung widerspricht natürlich 
unserem Einkommensteuerrecht. Deshalb sollte man 
eigentlich diese 20% als eine Art Bußgeld für die-
jenigen bezeichnen, die sich nicht an die Bestimmun-
gen des Gesetzes halten, sondern von der Möglich-
keit Gebrauch machen, sich den Betrag vorher aus-
zahlen zu lassen; dafür haben sie dann eine pau-
schale Steuer von 20% zu zahlen. Man kann sagen: 
Warum soll man den Betreffenden, wenn sie den 
Sinn des Gesetzes nicht erfüllen, den Steuervorteil 
nicht nehmen? Durchaus richtig! Aber wenn man das 
will, dann muß auch eine steuergerechte Lösung ge-
funden werden, nämlich kein Pauschsatz, sondern 
die entsprechende Nachveranlagung in dem Jahr, in 
dem der Betrag abgehoben wird. 

(V o r sitz: Vizepräsident Schoettle.) 

Nun wird entgegengehalten: Ist dann nicht der 
Verwaltungsaufwand für eine solche Geschichte zu 
groß, und sollte man nicht um einer einfacheren 
Handhabung willen darauf verzichten, zu einer grö-
ßeren Steuergerechtigkeit zu kommen? Das klingt 
sehr schön, aber wenn man sich etwas näher damit 
befaßt, kommt man zu dem Ergebnis, daß der § 12 
dieses Gesetzes ein familienfeindlicher Paragraph 
ist. Ich wundere mich, daß alle die wackeren Streiter 
für die familienpolitischen Aufgaben in diesem 

Hause nicht gegen diesen Paragraphen Sturm lau-
fen. 

(Zurufe von der FDP: Wo ist Wuermeling?) 

Es schiene mir wirklich nützlich zu sein, wenn die 
Betreffenden hier einmal sehr genau zuhörten. Denn 
diese Strafsteuer, dieses Bußgeld, das gezahlt wird, 
bedeutet doch nichts anderes, als daß derjenige, der 
an sich einen Steuersatz von 30 oder mehr Prozent 
auf die 312 DM zu zahlen hätte, dann, wenn er sie 
nicht in dieser Weise anlegt, wenn er zwei, drei 
Tage nach der Vereinbarung den Vertrag auflöst, 
mit 20% belegt wird und damit einen Vorteil von 
10 oder 20%, je nachdem wie hoch er an sich ver-
steuert wird, hat. Derjenige aber, der überhaupt 
keine Steuer zu zahlen hat, etwa der Familienvater 
mit vier, fünf Kindern, muß durch diese pauschale 
Veranlagung 20% zahlen. Das ist eine eindeutige 
Benachteiligung a) derjenigen, die weniger verdie-
nen, und b) der kinderreichen Familien. Um das aus-
zuschalten, stellen wir unseren Änderungsantrag. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt 
(Wuppertal) ? 

Mischnick (FDP) : Bitte! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Mischnick, ist Ihnen nicht bekannt, daß das 
Einkommensteuergesetz sieben ganz bestimmte 
Einkommensarten kennt? Darf ich Sie fragen, was 
für eine Einkommensart im Sinne des Einkommen-
steuergesetzes denn hier gemeint ist? 

Mischnick (FDP) : Arbeitsentgelt besonderer Art 
laut Begründung! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Wenn das 
Arbeitsentgelt ist,  dann gilt der Freibetrag von 
800 DM für Einkünfte, die neben dem Arbeitsentgelt 
gewährt werden. Wollen Sie praktisch über den 
800-DM-Freibetrag die gesamte Nachversteuerung 
ad absurdum führen? 

Mischnick (FDP) : Wir haben nicht diese Absicht. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Das ist 
aber der Sinn Ihres Antrages!) 

— Nein, das ist nicht der  Sinn des Antrags. Wir 
wollen nur, daß es so gerecht durchgeführt wird, 
wie es die normale Steuergesetzgebung vorsieht. 
Wenn der Betreffende durch andere Einnahmen 
diesen Betrag ausgeschöpft hat, hat er entsprechend 
höhere Beträge zu zahlen. Hat er ihn nicht ausge-
schöpft, liegen seine Einkünfte unter diesem Be-
trag, wird er genauso behandelt wie jeder andere. 
Das ist doch der Grundsatz. Die inviduelle Art ist 
immer besser als die pauschale Art. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich glaube, das haben wir bisher in unserem Steuer-
recht immer für richtig gehalten. Ich erinnere mich 
noch an eine ganze Reihe von Bestimmungen, die 
wir beim letzten Steueränderungsgesetz gerade un- 
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Mischnick 
ter diesem Gesichtspunkt eingefügt haben. Sie ha-
ben hiermit unmittelbar nichts zu tun, huldigen 
aber doch dem Grundsatz, möglichst viele indivi-
duelle Tatbestände zu erfassen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Mischnick (FDP) : Bitte! 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Mischnick, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß die Frage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schmidt beweist, wie notwendig 
es ist, daß die CDU/CSU-Fraktion selbst noch ein-
mal über diese Dinge nachdenkt, vielleicht am be-
sten im Ausschuß? 

Mischnick (FDP) : Ich bin, Herr Kollege Moersch, 
der Meinung, alle diese bisher behandelten An-
träge beweisen, wie richtig das gewesen wäre. 
Denn bei vielen war man ja nicht in der Lage, 
überhaupt ein Gegenargument hier vorzubringen. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Behrendt: 
Glauben Sie das ganz ernstlich, was Sie 

jetzt gesagt haben?) 

— Ich kann mir nicht vorstellen, wenn Gegenargu-
mente da sind, daß dann allein aus formalen Grün-
den davon abgesehen wird, sie hier zu diskutieren. 
Das würde eine Denaturierung des Parlaments be-
deuten. 

(Beifall bei der FDP.)  

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage, Herr Abgeordneter? 

Mischnick (FDP) : Bitte. 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Herr Professor 
Burgbacher. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Halten Sie die Wie-
derholung von Argumenten, die x-mal in allen 
Ausschüssen des Hauses behandelt worden sind, 
für eine Aufwertung des Parlaments? 

Mischnick (FDP) : Ich bin mit Ihnen der Meinung, 
daß durch Wiederholung allein Argumente nicht 
richtiger werden. Aber dann müssen sie vorher 
begründet sein, und das ist hier leider nicht ge-
schehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Gestatten Sie mir abschließend noch ein Wort 
gegen das Argument, die Veränderung der indivi-
duellen steuerlichen Veranlagung, die wir beantra-
gen, sei eine zu große Belastung der Finanzverwal-
tung. Hier muß ich mich fragen, wieso dieses Argu-
ment überhaupt aufkommen kann. Entweder ist 
man von der Wirksamkeit des Gesetzes überzeugt 
oder nicht. Wenn das Gesetz eine große Wirksam-
keit haben wird, dann wird es wenig Fälle geben, in 
denen man aus ganz bestimmten Gründen eine Rück-
vergütung haben will. Um diese wenigen Fälle in  

gerechter Weise abzuwickeln, wird nur ein sehr 1 
 geringer Verwaltungsaufwand notwendig sein. 

Macht aber eine große Zahl von Arbeitern und 
Angestellten von dieser Möglichkeit Gebrauch, 
dann ist damit bewiesen, wie recht wir haben, daß 
eine tarifvertragliche Lösung falsch ist. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Vizepräsident Schoettle: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag Umdruck 624 Ziffer 7. Wer diesem 
Änderungsantrag zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — Das 
letzte war die große Mehrheit; der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Wir stimmen über § 12 ab. Wer § 12 zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Danke. 
Die Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; 
§ 12 ist angenommen. 

Ich rufe § 13 auf. Dazu liegt ein Änderungsantrag 
Umdruck 624 Ziffer 8 vor. Soll dieser Änderungs-
antrag begründet werden? — Bitte, Herr Abgeord-
neter Deneke. 

Deneke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Auch wenn Sie uns nicht 
mehr antworten, werden wir dennoch unsere An-
träge begründen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Zwischen den Verhandlungen im Ausschuß, die, 
wie Sie wissen, nicht öffentlich sind, und den 
Beratungen im Plenum, die, wie Sie ebenfalls wis-
sen, öffentlich sind, besteht ein wesentlicher Unter-
schied. Ich meine, die Öffentlichkeit hat ein Recht 
darauf, Ihre Gegenargumente zu hören. 

(Zuruf von der FDP: Wenn welche da 
wären!) 

Dennoch will ich mich bei der Begründung unseres 
Änderungsantrages zu § 13 kurz fassen. 

(Abg. Killat: Selbstlos!) 

— ja, so sind wir, Herr Killat! 

§ 13 ist ein Musterbeispiel für die gesetzgebe-
rische Inkonsequenz. Aus dem ersten Teil des Satzes 
in der vom Ausschuß beschlossenen Fassung ergibt 
sich nämlich, daß Sie der Meinung sind, diese ver-
mögenswirksamen Leistungen seien ein Arbeits-
entgelt besonderer Art. So behandeln Sie sie jeden-
falls bei den Sozialversicherungsbeiträgen. Im 
zweiten Teil des Satzes nehmen Sie das dann aber 
für die - Unfallversicherung wieder zurück. Ich will 
gar nicht darauf eingehen, welche Schwierigkeiten 
diese Bestimmung für die Lohnbuchhaltung mancher 
Betriebe mit sich bringen wird. Allein vom Grund-
satz her muß ich sagen: diese Trennung, die hier 
vorgenommen werden soll, ist recht ungewöhnlich. 
Ganz abgesehen davon ist es natürlich höchst inter-
essant, daß die Beiträge bei der Unfallversicherung 
anders behandelt werden sollen. Hängt das viel-
leicht damit zusammen, daß die Beiträge zur Unfall- 
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Deneke 
versicherung ausschließlich vom Arbeitgeber auf-
gebracht werden? 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
,gestatten Sie eine Frage? 

Deneke (FDP) : Nein, mir wäre es viel lieber, 
wenn die Herren, die Zwischenfragen stellen wol-
len, hierherkämen und ausführlicher ihre Meinung 
sagten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die von mir soeben 'aufgeworfene Frage scheint 
mir berechtigt zu sein. Ich habe den Verdacht, daß 
es sich für viele von Ihnen eben doch um  so  eine 
Art Mehrwertabschöpfungsgesetz handelt. 

(Zuruf von .der FDP: Karl-Marx-Gedächtnis- 
gesetz!) 

— Das Wort ist schon einmal gefallen. Mir scheint 
das eben doch ein Rückfall ins 19. Jahrhundert zu 
sein, von dem die Herren von ,der SPD sich sonst 
so allmählich zu trennen beginnen.   

Ich bitte Sie darum, unseren Antrag annehmen. 
(Beifall bei der  FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der  Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag Umdruck 624 Ziffer 8. Wer ihm zustim-
men will,  den  bitte ich um ein Handzeichen.— 
Danke. Gegenprobe! — Das letzte ist die Mehrheit; 

) der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen über § 13 .ab. Wer § 13 zustimmen 
will, den bitte ich um ,ein Handzeichen. — Danke. 
Die Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; 
§ 13 ist angenommen. 

Ich rufe § 14 auf. Dazu hat das Wort  der  Abge-
ordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! § 14 hat das Ziel, 
es  den  kleinen lohnintensiven Betrieben zu erleich-
tern, vermögenswirksame Leistungen —sei es durch 
Tarifvertrag, sei .es durch Betriebsvereinbarungen — 
zu ermöglichen. Unbefriedigend bleibt jedoch, ,daß 
kleine Betriebe, die durch Tarifvertrag zu vermö-
genswirksamen Leistungen verpflichtet sind, von 
dem Grundgedanken des § 14 nichts oder nicht viel 
zu spüren bekommen werden, wenn sie auf Grund 
schlechter Ertragslage gar nicht so  viel Einkommen-
steuer zahlen müssen, wie ihnen durch § 14 erlas-
sen werden soll. 

Ich möchte den Damen und Herren,  die  sich mit 
diesem Gesetzentwurf noch nicht sehr intensiv be-
faßt haben, empfehlen, im Ausschußbericht einmal 
nachzulesen,,  was von den verschiedensten Aus-
schüssen gesagt worden  ist.  Dort ist 'nämlich gerade 
darauf hingewiesen 'worden, daß sich der Erlaß von 
800 DM Steuer unter Umständen gar nicht auswirkt, 
wenn die Betriebe nicht so viel Einkommen- und 

 Körperschaftsteuer — bezüglich der  Körperschaft-
steuer wird es kaum zutreffen, aber im extremen 
Ausnahmefall kann es schon sein  — zahlen müssen. 

Hier eine absolute Gerechtigkeit zu erreichen 
wäre nur möglich durch eine Negativsteuer oder in 
einem Prämiensystem. Aber so grundlegende 
Steuersystemänderungen wegen dieses Gesetzes 
einzuführen, wäre zum jetzigen Zeitpunkt wohl noch 
nicht zu verantworten. Wenn ich sage „noch nicht", 
meine Damen und Herren, so möchte ich damit deut-
lich machen, daß man die Auswirkungen und Ent-
wicklungen des § 14 nach unserer Überzeugung 
sorgsam beachten muß. 

Die Erörterungen im Finanzausschuß wie in den 
anderen Ausschüssen zu diesem Paragraphen haben 
gezeigt, daß sich dieses Zweite Gesetz zur Ver-
mögensbildung der Arbeitnehmer in bestimmten 
kleinen und mittleren Bereichen der Wirtschaft be-
dauerlicherweise sehr wohl als ein Gesetz zur Ver-
nichtung kleiner Wirtschaftseinheiten und damit als 
ein Gesetz zur Förderung der Konzentration aus-
wirken könnte. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

•Meine Damen und Herren, es ist doch bemerkens-
wert, wenn bei der Beratung ,dieses Paragraphen in 
den Ausschüssen darüber gesprochen werden muß, 
daß unter Umständen ein Betrieb verpflichtet ist, 
Vermögensleistungen zu erbringen und sie anzu-
legen, der Betrieb selber dadurch aber in seiner Ge-
winn- und Investitionsrate gleichzeitig so geschmä-
lert wird, daß er nicht einmal mehr 800 DM Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer im Jahr zu zahlen 
hat. 

Nach diesen Erörterungen und den möglichen 
logischen Konsequenzen, die man daran anknüpfen 
könnte, könnte es sein, daß dieses Gesetz eines 
Tages womöglich ein Gesetz zum Schutz bestehen-
der  kleiner Betriebsvermögen nach sich zieht. Ich 
erwähne das nur als eine Möglichkeit, die auch im 
Finanzausschuß nicht ganz von der Hand gewiesen 
werden konnte. Denn, meine Damen und Herren, 
warum hätte man sonst in den Ausschußbericht hin-
einschreiben müssen, daß diese Vergünstigungen 
von 800 DM Steuerrückgewähr unter Umständen 
nicht zum Tragen kommen! Das zeigt, daß man sich 
im Finanzausschuß sehr wohl bewußt ist, daß da 
oder dort große Schwierigkeiten auftreten können, 
die wir nicht hoffen und wünschen. Weil wir hoffen 
und wünschen, daß sie nicht in zu großem Maße 
auftreten, können wir diesem Paragraphen zustim-
men mit dem Vorbehalt, daß, sollte in vermehrtem 
Maße das Wirklichkeit werden, was im Finanzaus-
schuß als Möglichkeit an die Wand gemalt wor-
den ist, wir uns dann tatsächlich über die Frage 
einer Negativsteuer oder eines Prämiensystems im 
nächsten Bundestag sehr 'ernsthaft werden unter-
halten müssen. 

(Beifall 'bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort wird weiter 
nicht gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung 
über § 14. Wer ihm zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dieser Paragraph ist einstimmig 
angenommen, 
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Vizepräsident Schoettle 

Ich rufe auf: §§ 15, — 16, — 17, Einleitung und 
Überschrift. — Wer den aufgerufenen Paragraphen, 
der Einleitung und Überschrift zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Danke. Die Gegen-
probe! — Danke. Enthaltungen? — Das erste war 
die Mehrheit; die §§ 15, 16, 17, Einleitung und Über-
schrift sind angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung des Gesetzes be-
endet. Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird das 
Wort gewünscht? — Das Wort hat  der  Herr Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

Blank, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der heutige Tag wird als Wendepunkt 
in die Geschichte der deutschen Sozialpolitik ein-
gehen. 

(Widerspruch bei der FDP.) 

Dieses Hohe Haus wird heute ein Gesetz verabschie-
den, das die Weichen für eine neue Eigentumspoli-
tik stellt, da es den Gewerkschaften und den Arbeit-
geberverbänden die Möglichkeit gibt, vermögens-
wirksame Leistungen in Tarifverträgen zu verein-
baren. Wenn Ende des vorigen Jahrhunderts um die 
Zulassung von Lohntarifverträgen politisch gerungen 
wurde, so heute um die Zulassung von Tarifverträ-
gen zur Vermögensbildung. Damals erklärten die 
Gegner der Tarifverträge, die Arbeitnehmer könn-
ten ja höhere Löhne im freien Arbeitsvertrag mit 
ihren Arbeitgebern vereinbaren, wenn sie bessere 
Arbeitsbedingungen haben wollten. Und heute erklä-
ren die Gegner der Tarifverträge zur Vermögensbil-
dung, die Arbeitnehmer könnten ja sparen, wenn sie 
Eigentum bilden wollten. In Wirklichkeit können 
die Arbeitnehmer in ihrer Gesamtheit heute ebenso 
wenig aus eigener Kraft aus dem Zustand der Eigen-
tumslosigkeit herauskommen, wie sie vor achtzig 
Jahren als einzelne gegenüber dem wirtschaftlich 
viel stärkeren Arbeitgeber menschenwürdige . Ar-
beitsbedingungen durchsetzen konnten. Die Solidar-
gemeinschaften der Arbeitnehmer, die Gewerkschaf-
ten, und — dem modernen Partnerschaftsgedanken 
folgend — auch die Arbeitgeberverbände müssen 
hier helfen. Die Möglichkeit dazu gibt ihnen dieses 
neue Gesetz. 

Ich appelliere deshalb heute an die deutschen Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbände: Nutzen Sie 
diese Chance! Schließen Sie Tarifverträge zur Ver-
mögensbildung ab! Setzen Sie sich nicht nur durch 
Deklamationen für eine breitere Vermögensbildung 
ein! Jede Gewerkschaft verliert ab heute das Recht, 
die einseitige Vermögensbildung zu kritisieren, 
wenn sie nicht gleichzeitig bestrebt ist, in ihren Ta-
rifverträgen die Vermögensbildung der Arbeitneh-
mer zu fördern. 
Aber es genügt nicht, wenn die Gewerkschaften 

allein auf den Abschluß von Tarifverträgen zur Ver-
mögensbildung drängen. Sie haben vielmehr eine 
große und neue sozialpädagogische Aufgabe zu er-
füllen. Sie müssen die Arbeitnehmer über die Vor-
teile der Eigentumsbildung aufklären. Sie müssen 

eine „Solidarität des Sparens" herbeiführen. Sie 
müssen den Arbeitnehmern die volkswirtschaftliche 
Bedeutung der Eigentumspolitik erläutern. 

Es ist eine völlige Verkennung der Tatsachen, 
wenn so getan wird, als seien vermögenswirksame 
Leistungen geschenktes Eigentum, als würden die 
Arbeitnehmer über Tarifverträge mit Eigentum „ver-
sorgt". Unter Geschenken versteht man, wenn Worte 
einen Sinn haben sollen, Leistungen ohne Gegen-
leistungen. So ist es aber bei Zuwendungen zur 
Vermögensbildung nicht. Die Gegenleistung des 
Arbeitnehmers ist seine Arbeit. Er schafft an seinem 
Arbeitsplatz gemeinsam mit dem Unternehmer nicht 
nur die Konsumgüter, die er sich für seinen Lohn 
kaufen kann, sondern auch die Produktionsmittel, 
an denen er bisher so gut wie nicht beteiligt war. 

(Zuruf von der FDP.) 

Wenn die Arbeitnehmer jetzt — sie werden es, seien 
Sie unbesorgt! — durch dieses neue Gesetz ihren 
Anteil auch an dem Produktionsvermögen erhalten 
sollen, so ist das kein Geschenk, sondern nichts 
anderes als gerechter Lohn. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir „versorgen" den Arbeitnehmer auch nicht 
mit Eigentum. Der  Gesetzgeber ebnet nur den Weg 
zum Eigentum, erleichtert durch Anreize und Ver-
günstigungen den Verzicht, der in jedem Sparen 
liegt. Aber die eigentliche Entscheidung, ob 'er 
Eigentum bilden will oder ob er z. B. das Wert-
papier verkaufen oder das Sparkonto auflösen will, 
muß jeder Arbeitnehmer für sich treffen. Wir kön-
nen sie ihm durch guten Rat erleichtern, aber nicht 
abnehmen. Deshalb sollte das polemische Wort von 
der „Versorgung mit Eigentum" aus der Diskussion 
verschwinden. 

Aus welchen Gründen setzt sich nun die Bundes-
regierung so nachhaltig für die Eigentumsbildung 
ein? — Zum freien Menschen gehört Eigentum. Ei-
gentum mindert die Abhängigkeit von fremden Ent-
scheidungen. Es weckt und stärkt Verantwortungs-
kräfte. Es schafft Möglichkeiten selbständiger Le-
bensgestaltung. Eigentum und Erbrecht schaffen 
auch die wirtschaftlichen Grundlagen für die nächste 
Generation. Man sollte endlich aufhören, die Not-
wendigkeit einer verstärkten Eigentumsbildung 
der Arbeitnehmer mit  dem Hinweis auf die Milliar-
denbeträge der  gesetzlichen Rentenversicherung in 
Frage zu stellen. So wertvoll die Rentenversiche-
rung ist, so wenig sie ersetzt werden kann durch 
Maßnahmen zur breiten Eigentumsstreuung, ihr 
großer Nachteil in diesem Zusammenhang ist, daß 
sie der folgenden Generation keine Grundlagen für 
einen besseren wirtschaftlichen Start bieten 'kann. 

Das menschliche Grundbedürfnis, den eigenen 
Kindern mindestens ebenso gute, wenn nicht bes-
sere Lebens- und Wirtschaftsbedingungen zu schaf-
fen, kann die Rentenversicherung leider nicht be-
friedigen. Rentenansprüche sind nicht übertragbar 
und nicht vererblich, und sie unterscheiden sich da-
durch grundlegend von dem Eigentum, wie wir es 
meinen. Wenn man einem Unternehmer sagen 
würde, sein Betrieb sei ab heute nicht mehr ver- 
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erblich und er könne ihn auch nicht verkaufen, 
würde er das mit Recht für einen unerhörten und 
grundlegenden Eingriff in sein Eigentum halten. 
Deshalb kann man nicht mit dem Hinweis auf die 
Sozialversicherung die Notwendigkeit einer breiten 
Eigentumsstreuung in Frage stellen. 

Wir wollen mit unserer Eigentumspolitik und mit 
diesem Gesetz im besonderen weiter erreichen, daß 
der bisher eigentumslose Arbeitnehmer endlich voll 
in die Gesellschaft eingegliedert wird. In der Eigen-
tumslosigkeit der Arbeitnehmer von heute liegt 
noch die Erinnerung an die Klassengesellschaft und 
das Proletariat von gestern. Unsere Wirtschafts-
und Gesellschaftsordnung beruht maßgeblich auf 
dem Privateigentum auch an Produktionsmitteln. 
Dieser Ordnung ist um so gefestigter, je mehr Bürger 
sie tragen. Allein durch den größeren Wohlstand, 
durch 'höheren Konsum, können wir unsere Gesell-
schaftsordnung nicht von der des Ostens unterschei-
den. Auch drüben werden Fernsehgeräte und Kühl-
schränke produziert. Zwar wird unser Wirtschafts-
system immer produktiver und ergiebiger bleiben 
als das des Ostens, aber mit der allgemein fort-
schreitenden Produktivität werden die Abstände in 
den Verbrauchsgewohnheiten zwischen Ost und 
West, jedenfalls politisch und psychologisch, ge-
ringer, und in dem Maße, in dem sich die Konsum-
unterschiede zwischen Ost und West in der Mei-
nung der Menschen abflachen, werden dagegen die 
Unterschiede in der Eigentums- und Vermögensbil-
dung immer deutlicher. Wir wollen die Menschen 
über die 'Eigentums- und Vermögensbildung in die-
sen Staat, in diese 'Gesellschaftsordnung fest ein-
wurzeln. Durch unser Vaterland, ja durch die ganze 
Welt geht eine Grenze. Es ist eine Grenze des Ei-
gentums; denn sie beruht letztlich auf der unter-
schiedlichen Einstellung zum Eigentum. Karl Marx 
hat in seinem kommunistischen Manifest gesagt, 
die Kommunisten könnten ihre Theorie in dem 
einen Ausdruck zusammenfassen: Abschaffung des 
Privateigentums. Wir dagegen wollen „Eigentum 
für jeden". Die Eigentumsfrage bildet also den Kern 
des Kommunismus. Und diesen Kern berühren wir 
durch das Gesetz, das wir heute verabschieden, in 
einer für den Osten schmerzlichen Weise. Wenn 
wir unser Ziel erreicht haben, wenn wir ein Volk 
von Eigentümern geworden sind, wird dem Kommu-
nismus auch die letzte Chance 'bei uns entzogen 
sein. Das haben die kommunistischen Funktionäre 
natürlich längst begriffen. In dem für die kommu-
nistische Welt epochalen Parteiprogramm der Kom-
munistischen Partei der Sowjetunion, das auf dem 
22. Parteitag der KPdSU beschlossen wurde, wird 
Gift und Galle gegen die Maßnahmen zur Eigen-
tumsbildung in Arbeitnehmerhand gespien. Es heißt 
dort: 

Die Apologeten der bürgerlichen Gesellschafts-
ordnung, die die Massen geistig ketten wollen, 
tüfteln immer neue „Theorien" aus, um das 
Ausbeuterwesen der bürgerlichen Ordnung zu 
tarnen und den Kapitalismus zu beschönigen. 
Sie versichern, der moderne Kapitalismus habe 
sein Wesen verändert, sei zum „Volkskapitalis-
mus" geworden, in dem eine „Eigentums

-

streuung" im Gange sei und das Kapital sich l 
 „demokratisiere". ... In Wirklichkeit 

— so sagt dieses Programm — 

bestätigt die Entwicklung des modernen Kapi-
talismus die Richtigkeit der marxistisch-lenini-
stischen Lehre vom Anwachsen der Wider-
sprüche und der Antagonismen der kapitalisti-
schen Gesellschaft, von der Zuspitzung des 
Klassenkampfes in dieser Gesellschaft. 

So viel, meine Damen und Herren, aus diesem 
Parteiprogramm. Daraus wird klar, daß eine wirk-
same Förderung der Eigentumsbildung in Arbeit-
nehmerhand eine der wichtigsten Waffen in der 
Auseinandersetzung mit dem Osten ist. Diese fried-
liche Waffe im Wettkampf der Systeme sollten wir 
einsetzen. Wir wollen mit diesem Gesetz die Reste 
der Proletarität aufheben und eine Gesellschaft von 
Menschen heraufführen, die in sozialer Gerechtig-
keit, sozialer Sicherheit und in Freiheit leben kann. 

Wer dieses Ziel mit uns anstrebt, den bitte ich, 
diesem Gesetz seine Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Professor Balke. 

Dr. -Ing. Balke (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es wäre mir sehr lieb 
gewesen, wenn die bisherige Debatte mich davon 
überzeugt hätte, daß meine Worte überflüssig sind. 
Das ist leider nicht der Fall. Der heute wieder als 
Kontrollinstrument empfohlene gesunde Menschen-
verstand ist allerdings für mich allein kein Argu-
ment. Es gibt ja Täuschungen über den Gesundheits-
zustand. 

Das zur Beratung anstehende II. Vermögensbil-
dungsgesetz, meine Damen und Herren, zählt zu den 
umstrittensten Gesetzen, die diesem Hohen Hause 
in der nun zu Ende gehenden Legislaturperiode zur 
Beschlußfassung vorgelegt worden sind. In Anbe-
tracht der grundsätzlichen Bedeutung des Gesetzes 
und angesichts der sehr kontroversen Auffassungen, 
die in der öffentlichen Diskussion der vergangenen 
Monate und auch hier im Parlament zum Inhalt wie 
zur Methodik des Gesetzes laut geworden sind, kann 
es nicht verwundern, wenn auch innerhalb der ein-
zelnen Fraktionen unterschiedliche Meinungen be-
stehen, und es tut mir leid, wenn ich den Ansichten 
und den Überzeugungen einiger von mir sehr ge-
schätzter Kollegen widersprechen muß. Ich halte 
aber nichts davon, wenn solche Meinungsdifferenzen 
verschwiegen werden, halte es vielmehr für meine 
Pflicht, nochmals auf die Problematik und die Konse-
quenzen hinzuweisen, die mit der Verabschiedung 
des Gesetzentwurfs verbunden sind. 

Es kann unterstellt werden, daß jeder Abgeord-
nete in diesem Hohen Hause die Förderung der 
Vermögensbildung in breiten Schichten der Bevölke-
rung bejaht. Ich brauche nicht zu wiederholen, was 
in dieser Hinsicht gerade von Vertretern meiner 
Fraktion oder etwa auch von kirchlichen Kreisen 
gesagt worden ist. Ich kann mich mit dem Hinweis 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 179. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Mai 1965 	9031 

Dr.-Ing. Balke 
begnügen, daß nach allen unseren Erfahrungen das 
persönliche Eigentum eine wesentliche, um nicht 
zu sagen, die entscheidende Voraussetzung für die 
Freiheit ist, und zwar die Freiheit für den einzelnen 
ebenso wie für ein ganzes Volk. Aber gerade weil 
erfahrungsgemäß ein so unlösbarer Zusammenhang 
zwischen Eigentum und Freiheit besteht, ist die 
öffentliche Diskussion über dieses Gesetz so leiden-
schaftlich geführt worden. Wegen der ausschlag-
gebenden Bedeutung seiner Methodik ist immer 
wieder gefragt worden, ob die vorgesehenen 
Zwangsmittel dem Wesen des Eigentums und sei-
nem natürlichen Zusammenhang mit der Freiheit 
wirklich Rechnung tragen. Hieran, meine Damen 
und Herren, und nicht an der Zielsetzung scheiden 
sich die Geister. 

Vorwiegend geht es um die Frage, ob der Gesetz-
geber den Arbeitnehmer zur Eigentumsbildung 
zwingen soll oder ob er die selbstverantwortliche 
Eigentumsbildung des Arbeitnehmers fördern will. 
Der federführende Ausschuß für Arbeit hat sich klar 
und konsequent für den Zwang entschieden — ich 
verweise auf die von ihm in die Regierungsvorlage 
eingefügten Absätze 2 bis 5 des § 3 —, und damit 
hat er das Subsidaritätsprinzip aufgegeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Ihre 
Meinung!) 

— Das ist meine Meinung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unsere Meinung 
ist es nicht!) 

Man soll die Dinge nicht verschleiern. Es ist ein 
Zwang. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU. — Zuruf von der SPD: Was 
halten Sie denn von der Tarifautonomie?) 

Zur Begründung hat man sich verschiedener Argu-
mente bedient. So wurde u. a. gesagt, das II. Ver-
mögensbildungsgesetz enthalte gar keinen Spar-
zwang, es begründe lediglich eine Pflicht zur Eigen-
tumsbildung. Das ist keine Begründung, sondern 
ein bloßes Wortspiel. 

Es ist weiter gesagt worden, die Verbraucher 
seien in der vergangenen Jahren einem großen 
Zwangssparprozeß zugunsten der Unternehmer aus-
gesetzt gewesen, weil diese ihre Investitionen über 
die Preise finanziert hätten. Deshalb könne es kein 
Widerspruch zu einer freien Gesellschaftsordnung 
sein, wenn der Sparzwang nunmehr zugunsten der 
Arbeitnehmer und der Verbraucher eingeführt wird. 
Es wird heute nicht die rechte Gelegenheit sein, über 
Fragen der Selbstfinanzierung zu diskutieren. Einer-
seits ist heute allgemein anerkannt, daß ein be-
stimmtes Maß an Selbstfinanzierung für die Prospe-
rität unserer Wirtschaft und damit für unseren 
Wohlstand überhaupt einfach unerläßlich ist. Wenn 
die materiellen Voraussetzungen für eine breite 
Vermögensbildung nicht vorhanden wären, dann 
brauchten wir uns darüber gar nicht erst zu unter-
halten. Zum anderen — und das ist das Entschei-
dende in diesem Zusammenhang — hat die Selbst-
finanzierung mit der gesellschaftspolitisch grund-
sätzlichen Frage, ob wir unsere Bürger auf breiter 

Basis zum Sparen zwingen oder ob wir sie durch 
geeignete Förderungsmaßnahmen dazu anregen 
wollen, selbstverantwortlich Eigentum zu bilden, 
nicht das mindeste zu tun. 

Das einzige Argument, das einer sachlichen Dis-
kussion zugänglich erscheint, ist der ehrliche Hin-
weis, daß der im Gesetz vorgesehene Sparzwang — 
mir ist kein anderes Wort für die Tatsache einge-
fallen — nach der Überzeugung seiner Befürworter 
zu einer wirksamen Eigentumsbildung in Arbeit-
nehmerhand eben erforderlich sei, weil damit ge-
rechnet wird, daß ohne diesen Zwang der ge-
wünschte Erfolg ausbleibt. Hier liegt gesellschafts-
politisch der Kern  des  Problems, und an diesem 
Punkt will das Gesetz in der derzeitigen Entwurfs-
fassung eine Weichenstellung vollziehen, deren 
Konsequenzen noch nicht abzusehen sind. 

Nach dem II. Vermögensbildungsgesetz soll die 
Sparentscheidung über einen Teil des Arbeitsein-
kommens nicht vom einzelnen Arbeitnehmer, son-
dern kollektiv von den Tarifpartnern getroffen 
werden. Das aber heißt, daß der Gesetzgeber dem 
Arbeitnehmer die Mündigkeit zu selbständiger und 
selbstverantworteter freiwilliger Eigentumsbildung 
abspricht. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Und das heißt auch, daß der Staat nach der kollek-
tivrechtlichen Regelung der Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen durch die Tarifpartner und nach der  kol-
lektiven gesetzlichen Regelung der Sozialversiche-
rung nunmehr in den letzten großen materiellen 
Bereich persönlicher Daseinsgestaltung eingreift, 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

und zwar geschieht dies pauschal für alle Arbeit-
nehmer, obwohl weite Teile der Arbeitnehmer-
schaft in den letzten Jahren zunehmend bewiesen 
haben, daß sie die Reife und die Mittel besitzen, 
mit Hilfe der gesetzlichen Förderungseinrichtungen 
selbständig Eigentum zu bilden. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Ich erinnere daran, daß über 65 % des Spareinla-
genbestandes und etwa 60 % der Bausparsummen 
Arbeitnehmern und Rentnern gehören. 

Hinzu kommt, daß eine solche Entmündigung — 
entgegen manchen Erwartungen — die Sparfähig-
keit der Arbeitnehmer nicht spürbar verbessern 
kann. Die Sparfähigkeit kann nur im Rahmen des 
realen Zuwachses des Sozialprodukts angehoben 
werden. Mit gesetzlichen Manipulationen kann 
man nicht zaubern. Die Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaft ist der einzige Maßstab; denn alles, was 
darüber hinaus verteilt wird, kann nur den Geld-
entwertungsprozeß beschleunigen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, welche praktischen 
und welche gesellschaftspolitischen Folgen sind da-
mit verbunden? 



9032 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 179. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Mai 1965 

Dr.-Ing. Balke 
Praktisch werden die gutverdienenden Arbeit-

nehmer, also diejenigen, die mit und ohne gesetz-
liche Förderung sparen können und erfreulicher-
weise auch wollen, weiterhin zusätzlich freiwillig 
sparen. Die breite Schicht der mittleren Lohn- und 
Gehaltsempfänger, d. h. die Arbeitnehmer, deren 
allgemeiner Lebensstandard in den letzten Jahren 
so beachtlich angehoben wurde, daß sie unter Aus-
nutzung der gesetzlichen Sparförderungsmaßnah-
men selbst Eigentum bilden konnten, werden aller 
Voraussicht nach ihre freiwillige Spartätigkeit in 
dem gleichen Maße einschränken, in dem sie zum 
Sparen gezwungen werden. Schließlich werden die 
Arbeitnehmergruppen, deren Sparfähigkeit auch 
heute noch unzulänglich ist, verständlicherweise 
dazu neigen, den zwangsweise angesparten Betrag 
nach Ablauf der gesetzlichen Sperrfristen zu Kon-
sumzwecken zu verwenden. 

In gesellschaftspolitischer Hinsicht — und das ist 
ausschlaggebend — kann entgegen den gerade von 
kirchlicher Seite gehegten Erwartungen nicht damit 
gerechnet werden, daß durch tarifvertraglich kollek-
tives Zwangssparen Mündigkeit, Selbstverantwor-
tung und Eigentumswille unserer Bürger gestärkt 
werden können. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Viel eher ist zu befürchten, daß eine solche kollek-
tive Eigentumsbildung in den Sog versorgungs-
staatlichen Denkens gerät, — eine Entwicklung, vor 
der kürzlich auch der Herr Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung gewarnt hat. Es muß klar 
festgestellt werden, daß die gesellschaftspolitischen 
Hoffnungen, die an dieses Gesetz geknüpft werden, 
sich nicht erfüllen werden. Das wird nur gelingen, 
wenn die Betroffenen überzeugt werden, daß Eigen-
tumsbildung in erster Linie Selbstverantwortung und 
Verzichtbereitschaft erfordert. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Dies kann durch geeignete psychologische Mittel und 
materielle Anreize auf breiter Basis gefördert wer-
den 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sprechen im 
falschen Saal, Herr Professor! Sie müssen 

das Ihren Arbeitgebern sagen!) 

— verzeihen Sie, Herr Kollege, ich spreche hier als 
Abgeordneter in dem für mich zuständigen Saal —, 
bis die Bereitschaft in die persönliche Entscheidung 
mündet, Eigentum zu bilden und zu bewahren. 

Die wichtigste Voraussetzung dafür ist allerdings 
die Geldwertstabilität. — Ich spreche nicht von der 
Preisstabilität, meine Damen und Herren. — Ohne 
diese kann es keine breite Eigentumsbildung geben, 
ob mit oder ohne Zwang. Damit komme ich zu den 
Fragen der wirtschaftlichen Auswirkungen des hier 
zur Beratung stehenden Gesetzes. 

Dazu eine Vorbemerkung! Es wird gesagt, die 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer sei ein gesell-
schaftspolitisch so vorrangiges Ziel, daß dafür eben 
die entsprechenden materiellen Opfer gebracht wer

-

den müßten. Ich will das gar nicht bestreiten. Abe r 
 wir müssen uns doch klar werden über die ungefäh-

ren Größenordnungen der Auswirkungen dieses Ge-
setzes auf die Gesamtwirtschaft und insbesondere 
auf die Geldwertstabilität, ehe wir die Tarifpartner 
durch Einräumung von Steuerprivilegien zu vermö-
gensbildenden Maßnahmen in der vorgesehenen 
Weise anreizen. Deshalb kann ich auch nicht ver-
stehen, meine Damen und Herren, warum der feder-
führende Ausschuß für Arbeit es abgelehnt hat, zu 
diesem Gesetz Sachverständige zu hören. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die Professoren Schmölders und Albers z. B. 
— auch andere — haben in der von der FDP-Fraktion 
am 30. März durchgeführten Sachverständigenanhö-
rung die durch das Gesetz entstehende Mehrbela-
stung der Wirtschaft auf etwa 2 bis 3'0/o der jähr-
lichen Lohnsumme geschätzt. Wenn man die vermö-
genswirksamen Leistungen isoliert betrachtet, mag 
diese Steigerung durchaus erträglich aussehen. Tat-
sächlich muß sie aber im Zusammenhang mit den 
übrigen Forderungen an die Wirtschaft gesehen 
werden. 

Hier ist zunächst an den tariflichen Bereich zu 
denken. In dem Ende vergangenen Jahres veröffent-
lichten Sachverständigengutachten wurde ein realer 
Einkommenszuwachs von 5 % für möglich, vernünf-
tig und sinnvoll gehalten. Über diesen Rahmen ge-
hen die an die Wirtschaft gestellten Forderungen 
schon jetzt weit hinaus. Sie sind durchweg auf eine 
15- bis 20 %ige Lohnerhöhung gerichtet, ganz gleich, 
ob tariflich oder effektiv, und sie reichen ferner über 
eine Verlängerung des Urlaubs, eine Verkürzung 
der Arbeitszeit und die Zahlung eines Urlaubsgeldes 
bis hin zu besonderen Aufwendungen im Zusammen-
hang mit Rationalisierungsmaßnahmen. 

Zu diesen Forderungen, die durch Tarifverhand-
lungen befriedigt werden sollen, treten dann noch 
die gesetzlich begünstigten Forderungen zur Ver-
mögensbildung hinzu. Das ist der klare Ausgangs-
punkt der Gewerkschaften, die sich zum Vermögens-
bildungsgesetz geäußert haben, und das ist der 
Zweck, der nach den Erklärungen der Bundesregie-
rung mit diesem Gesetz verfolgt wird. Allein diese 
kumulierende Wirkung des Gesetzes — die übrigens 
in offensichtlichem Widerspruch zu den an die 
Tarifpartner gerichteten Maßhalteappellen steht — 
kann bei der hier in Rede stehenden Kostenbela-
stung von etwa jährlich 4 bis 5 Milliarden DM nicht 
ohne nachteilige Folgen für die Währungsstabilität 
bleiben. 

Der tarifliche Bereich ist es aber nicht allein, 
von dem über den realen Produktivitätszuwachs 
hinausgehende Belastungen für die Wirtschaft aus-
gehen. Auch die angestrebten gesetzlichen Maß-
nahmen, durch die die sozialen Lasten der Wirt-
schaft weiter erhöht werden, würden hierzu zählen. 
Ich nenne hier nur die Anhebung der Versicherungs-
pflichtgrenze in der Angestelltenversicherung sowie 
die in der parlamentarischen Diskussion befindliche 
Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze in der 
Krankenversicherung, das Mutterschutzgesetz und 
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schließlich den verworrenen Komplex von Lohnfort-
zahlung und Krankenkassenreform. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und bei der FDP. — Hört! Hört! bei der 
SPD. — Zurufe von der CDU/CSU: Welche 
Erhöhungen bringt denn die Beitragsbemes

-

sungsgrenze? — Wie hoch sind denn die 
Löhne über den Tariflöhnen? — Zuruf 
von der SPD: Sie haben das Kindergeld 

doch schon kassiert! 

Schließlich sind unter dem Gesichtspunkt der Wäh-
rungsstabilität auch die Belastungen der öffentlichen 
Haushalte zu nennen, die das Gesetz durch Steuer-
ausfälle, Prämienzahlungen 

(Abg. Leber: Ist das eine Regierungserklä
-rung, die der da abliest?) 

— Ich bin nicht der einzige, der hier abliest, meine 
Damen und Herren — und durch die Einbeziehung 
des öffentlichen Dienstes verursacht, Aufwendun-
gen, die in ihrer Höhe mit den Belastungen der 
privaten Wirtschaft vergleichbar sind, also ebenfalls 
mehrere Milliarden DM ausmachen werden. — Ich 
weiß, es ist unbeliebt, wenn man populäre Gesetze 
einmal mit dem Rechensitft kontrolliert. 

Wenn wir in dieser Weise mehr und mehr dazu 
übergehen, sowohl im öffentlichen wie im privaten 
Bereich mehr auszugeben, als wir produzieren und 
leisten können, wenn wir heute das bewilligen, was 
wir morgen erst verdienen, müssen wir auch die Fol-
gen für unsere Währung mit einkalkulieren. 

Erlauben Sie mir zum Schluß noch einige Bemer-
kungen zu der in dem Gesetzentwurf begründeten 
Zuständigkeit der Tarifpartner, mit normativer Wir-
kung Fragen der Eigentumsbildung zu regeln. Das 
Gesetz erteilt den Tarifpartnern indirekt den Auf-
trag, über die Regelung der Einkommensverhältnisse 
hinaus nun auch für die Eigentumsbildung der Ar-
beitnehmer Sorge zu tragen. Damit überträgt der 
Gesetzgeber auf die Tarifpartner nicht nur eine neue 
Aufgabe, sondern er begibt sich damit insoweit zu-
gleich seiner eigenen Verantwortung für diesen Be-
reich. Diese Übertragung von Aufgabe und Verant-
wortung ist deshalb so problematisch, weil der 
Gesetzgeber damit nur die Eigentumsbildung der-
jenigen Arbeitnehmer durch Steuerbegünstigung 
und dergleichen fördert, die durch einen Tarifvertrag 
erfaßbar sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das stimmt 
nicht!) 

Die Eigentumsbildung der übrigen Arbeitnehmer — 
das sind, abgesehen vom öffentlichen Dienst, etwa 
zwei Millionen — kann auf diesem Wege nicht in 
gleicher Weise gefördert werden. Diese Arbeit-
nehmer erhalten die gesetzlichen Vergünstigungen 
nur, wenn sie durch eigenen Entschluß einen Teil 
ihres Arbeitseinkommens sparen. Diese unterschied-
liche Behandlung dürfte sich jedenfalls schwer recht-
fertigen lassen. 

Zu der in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Über-
tragung von Zuständigkeiten auf die Tarifpartner 
ist ferner zu sagen, daß sie — von der praktischen 
Erschwerung der Tarifverhandlungen ganz abge

-

sehen — das Tarifrecht und die Stellung der Tarif-
partner in unserem öffentlichen Leben entscheidend 
verändern. Da die vermögenswirksamen Leistungen 
an das Arbeitsverhältnis geknüpft sind, wird man 
zwar davon ausgehen müssen, daß es sich hierbei 
um einen Lohnbestandteil handelt, wenngleich dies 
nicht unbestritten ist. Durch den Verwendungs-
zwang, der nach bisherigem Tarifrecht jedenfalls 
unzulässig ist, unterscheidet sich die Leistung aber 
grundsätzlich vom üblichen Lohn, über den der 
Arbeitnehmer frei verfügen kann. Damit werden die 
Tarifpartner in einer Weise tätig, die nicht mehr 
in den Bereich der Schutzfunktion fällt, die ihnen 
durch Art. 9 des Grundgesetzes zugewiesen ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die Aufgabenstellung der Tarifpartner und unseres 
Tarifrechts wird außerdem noch dadurch weiter ver-
ändert, daß der mit einem Tarifvertrag über ver-
mögenswirksame Leistungen verbundene Sparzwang 
nach § 3 Abs. 4 des Gesetzes auch auf nicht tarif-
gebundene Arbeitnehmer angewandt werden soll. 
Wenn schließlich ein solcher Tarifvertrag über ver-
mögenswirksame Leistungen für allgemein verbind-
lich erklärt wird, wenn also die tarifliche Zwangs-
sparregelung durch staatlichen Hoheitsakt auf alle 
nicht tarifgebundene Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
des betreffenden tariflichen Geltungsbereichs aus-
gedehnt wird, dann nimmt nach diesem Gesetz der 
Staat für die Nichtorganisierten das für sich in An-
spruch, was er vorher auf die Tarifpartner delegiert 
hat. 

Bei 'diesen Hinweisen habe ich die Frage der  Ver-
fassungsmäßigkeit des Gesetzes ausgeklammert. 
Darüber ist ja hier genug debattiert worden. Sie 
wissen, daß Professor Forsthoff, den  ich hier nicht 
als Sachverständigen zu charakterisieren brauche, er-
hebliche Zweifel an der verfassungsrechtlichen Zu-
lässigkeit des Vermögensbildungsgesetzes angemel-
det hat. Ich persönlich fühle mich nicht berufen, diese 
schwierigen Probleme zu beurteilen. Aber ich habe 
Zweifel, ob diese ungelösten verfassungsrechtlichen 
Fragen bei der  Beratung des Gesetzes ausreichend 
berücksichtigt worden sind. Jedenfalls erscheinen 
mir die Ausführungen von Professor Forsthoff, mit 
denen er ja nicht allein steht, so  fundiert, daß ,dieses 
Hohe Haus daran nicht vorbeigehen kann. Dais An-
sehen des  Parlaments wird nicht gesteigert, wenn 
ein so  wichtiges Gesetz verabschiedet wind ohne die 
Gewißheit, daß seine Rechtmäßigkeit auf keinen 
Fall durch eine Verfassungsbeschwerde angezwei-
felt werden kann. 

(Beifall bei ,der FDP.) 

Daher, meine Damen und Herren, bin ich ebenso 
wie zahlreiche Gesinnungsfreunde nicht in  der  Lage, 
dem Gesetzentwurf in  der vorliegenden Form zuzu-
stimmen. 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mischnick. 

(Abg. Killat: Können wir nicht die Manu

-

skripte austauschen?) 
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Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich kann Ihrem 
Wunsch leider nicht folgen, da ich kein Manuskript 
habe, sondern nur einige Notizen über das, was bis-
her gesagt worden ist, und die werden  Sie  schwer-
lich lesen können. 

(Abg. Killat: Ich dachte an die Übernahme!) 

— Übernahme? — Was denn übernehmen? Sollen 
wir vielleicht Ihren Standpunkt übernehmen, mit 
diesem Gesetz eine Entmündigung der Arbeitneh-
mer durchzuführen? Das wollen wir auf keinen Fall. 

(Beifall bei der  FDP. — Lachen bei der SPD 
und in  der  Mitte.) 

Der Herr Arbeitsminister hat davon gesprochen, 
daß dieses Gesetz einen Wendepunkt in der Sozial-
geschichte darstelle. Wenn man von der Überzeu-
gung ausgeht, daß dies ein Wendepunkt sei, dann 
ist es um so weniger verständlich, daß Sie nicht alle 
die Bedenken, die hier im Plenum diskutiert wer-
den mußten, auch in den Ausschüssen bis zum 
Letzten ausdiskutiert haben. Wir bedauern, daß die 
Absicht, die  Weichen für eine neue Eigentumspolitik 
zu stellen, mit sehr vielen Zweifeln fiber die Wege, 
die gegangen werden sollen, Zweifeln, ob die Vor-
aussetzungen überhaupt gegeben sind, belastet wird. 
Es wäre nach unserer Überzeugung besser gewesen, 
den nun endlich in allen Fraktionen dieses Hauses 
vorhandenen Willen zum Eigentum in  einer Form 
deutlich zu machen, die für die Arbeiter und Ange-
stellten keine Einschränkung ihrer Verfügungsge

-

walt bedeutet, sondern im Gegenteil eine Auswei-
tung mit sich gebracht hätte. 

(Beifall bei der FDP.) 

Der Vergleich zwischen dem Kampf zur Zeit der 
Jahrhundertwende — als man Mühe hatte, den Ta-
rifvertrag überhaupt zu schaffen, die Möglichkeit, 
über Tarifverträge Löhne und Gehälter auszuhan-
deln —und der heutigen Situation ist völlig falsch. 
Denn damals ging es darum, den Arbeitnehmern 

überhaupt eine Möglichkeit zu geben, durch eine 
gemeinsame Organisation Löhne und Gehälter zu 
erstreiten. Heute geht es darum, mit diesem Gesetz 
einen Teil des !Entgelts der Verfügungsgewalt zu 
entziehen. Das scheint mir ein Rückschritt zu sein 
und kein Fortschritt. 

(Beifall bei der POP.) 

Deshalb kann ein solcher Vergleich, auch wenn er 
immer wieder wiederholt wird — es trifft das zu, 
was Sie vorhin sagten, Herr Kollege Burgbacher —, 
nicht richtiger werden. 'Dieser Vergleich war von 
Anfang an falsch. 

Mir scheint auch die Wertung falsch zu sein, Ar-
beiter und Angestellte könnten nicht aus eigener 
Kraft aus der Eigentumslosigkeit herauskommen. 
Ich hätte, Herr Bundesarbeitsminister, der Arbeit 
der CDU in den vergangenen zwölf Jahren kein so 
schlechtes Zeugnis ausgestellt. Wir wissen, daß sie 
besser war, als Sie gesagt 'haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es ist ja gerade in den letzten zwölf Jahren gelun

-

gen, bei Arbeitern und Angestellten in einem gro

-

Ben Maße Eigentum zu bilden. Ein Nachlesen des 
Bulletins vom 30. April — der Angaben über die 
großen Sparleistungen, über Sparverträge und  Bau-
sparverträge — zeigt Ihnen, daß auf diesem Gebiet 
Milliardenbeträge erreicht worden sind, was wir für 
außerordentlich gut halten. 

(Abg. Katzer: Gegen Ihren Willen, denn 
Sie haben dagegengestimmt!) 

— Ich wiederhole, Herr Kollege Katzer, was ich 
schon einmal gesagt habe: daß für Sie bei der Ver-
abschiedung des Sparprämiengesetzes von 1960 
nicht die Eigentumsbildung, sondern konjunktur-
politische Maßnahmen im Vordergrund standen. 
Heute geht es um die Eigentumsbildung. Die Mög-
lichkeiten, die darin liegen, 'haben wir nicht nur 
begrüßt 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— das habe ich ja eben gesagt, was wir wollen —, 
sondern wir wollen sie sogar ausbauen. 'Das ist das, 
was wir wollen. 

Der Gesetzentwurf, den wir eingebracht haben, 
lag schon vor, bevor der Regierungsentwurf dieses 
Haus erreichte; ich meine den Entwurf für den Aus-
bau des Bauspar- und des Sparprämiensystems. Lei-
der hat sich die Mehrheit dieses Hohen Hauses nicht 
bereit gefunden, diese Dinge zur gleichen Zeit mit 
zu beraten; sie sind eine echte Alternative zu dem 
hier vorliegenden Gesetzentwurf. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf des Abg. 
Dr. Wuermeling.) 

— Ich habe es leider nicht verstanden, Herr Kollege 
Wuermeling, ich hätte Ihnen sonst gern geant-
wortet. 

Von dem Herrn Bundesarbeitsminister ist darauf 
hingewiesen worden, für die Gewerkschaften sei 
hier eine neue sozialpädagogische Aufgabe entstan-
den. Ich pflichte ihm bei, daß hier noch mancher 
Nachholbedarf vorhanden ist, nämlich in der Bezie-
hung, die Eigentumswilligkeit der Arbeitnehmer 
durch Aufklärung zu erhöhen. Es wäre ja auch mög-
lich gewesen, das schon in der Vergangenheit zu 
erreichen. Aber hier ist offensichtlich die Mitent-
wicklung mancher Gewerkschaftler mit dem Godes

-

berger Programm der Sozialdemokraten noch nicht 
so weit fortgeschritten, wie es im Interesse der SPD 
nötig gewesen wäre. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir werden mit großer Aufmerksamkeit die Wir-
kung dieses Gesetzes verfolgen, nicht zuletzt des-
halb, weil ein erheblicher Widerspruch über die 
Wirkung besteht. Wenn es um die Wirkungsweise 
geht, kann man sich nicht genug darin tun, zu be-
haupten, mit diesem Gesetz werde eine breite 
Eigentumsstreuung erreicht. Wenn es aber um die 
finanziellen Auswirkungen des Gesetzes geht, dann 
werden die kleinstmöglichen Summen genannt, so 
daß man natürlich zu ,dem Ergebnis kommen muß: 
es hat wenig Wirkung. Denn sonst müßte a) die Be-
lastung für die Wirtschaft und b) die Belastung für 
die Steuerzahler höher werden. 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 179. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Mai 1965 	9035 

Mischnick 

Man muß sich endlich entscheiden, welche der bei-
den Möglichkeiten man ins Auge fassen will. Wer 
für eine breite Wirkungsmöglichkeit ist, muß zu-
geben, daß auch erhebliche finanzielle Auswirkun-
gen da sind. Wenn man das nicht glaubt, muß man 
sich fragen, ob das ganze Gesetz sinnvoll ist.  Sie 
müssen mir zugeben, daß das Überlegungen sind, 
die bei der Beratung der haushaltsmäßigen Auswir-
kungen etwas schärfer hätten beleuchtet werden 
können, als es tatsächlich geschehen ist. 

(Zuruf von der  Mitte:  Wir halten uns an 
die Zahlen des Herrn Finanzministers!) 

— Der hat die Obergrenze genannt, während der 
Arbeitsminister die Untergrenze genannt hat. Wenn 
Sie die Obergrenze nehmen, dann bewegt sich die 
Belastung eben doch etwa in dem Rahmen, den 
Herr Kollege Balke hier genannt hat. 

Mit Recht ist darauf hingewiesen worden, daß die 
Ansprüche an die Rentenversicherung nicht als 
Ersatz für eine Eigentumsbildung betrachtet werden 
können. Wenn ein Vergleich zwischen der Eigen-
tumsbildung bei den Arbeitnehmern und bei den 
Selbständigen angestellt wird, dann muß man  bei 
beiden das, was Ansprüche für die Altersversorgung 
sind, von vornherein ausschalten. Erst dann hat man 
echte Vergleichszahlen. Das ist leider selten ge-
schehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dann ist davon gesprochen worden, daß dieser 
Gesetzentwurf ein wesentlicher Beitrag dazu sei, 
die Überlegenheit unseres Gesellschaftssystems 
über das östliche System zu verdeutlichen. Wir be-
jahen jede Eigentumsmaßnahme, denn wir sind 
auch der Überzeugung, daß das ein wesentlicher 
Schritt ist, um allen kollektivistischen Tendenzen 
entgegentreten zu können. Wie man nicht den ganzen 
Kommunismus durch ein bißchen Kommunismus, 
den ganzen Sozialismus durch ein bißchen Sozialis-
mus bekämpfen kann, 

(Zurufe von der Mitte: Unerhört!) 

so kann man nicht den ganzen Kollektivismus 

(fortgesetzte Zurufe von der Mitte: 
Unerhört!) 

— lassen Sie mich ausreden — durch ein bißchen 
Kollektivismus bekämpfen. 

(Beifall bei der FDP — Anhaltende Zu

-

rufe in der Mitte: Unerhört! — Abg. Stingl: 
Das ist eine Diffamierung! Sie diffamieren 

uns, Herr Mischnick!) 
— Nein, ganz und gar nicht. 

(Weitere Zurufe von der Mitte.) 

In diesem Gesetzentwurf ist kollektivistisches Ge-
dankengut enthalten. 

(Erneute Zurufe von der Mitte.) 

Durch die Tarifvertragsfähigkeit soll ein Zwang auf 
die Arbeitnehmer ausgeübt werden, um diese Form 
durchzusetzen. 

(Zuruf von der Mitte: Und wie ist es mit 
den Tarifverträgen nach dem Tarifvertrags

-

gesetz?) 

— Das habe ich bei § 3 schon eingehend behandelt, 
so daß ich es hier nicht zu wiederholen brauche. 

Wenn man glaubt, Eigentumsbildung durch 
Zwangsmaßnahmen vornehmen zu können, besteht 
die Gefahr, daß man nicht die Wirkung erzielt, die 
die Mehrheit mit diesem Gesetzentwurf erreichen 
möchte. Bei der Beratung des Gesetzentwurfs über 
den Ausbau des Bausparprämien- und des Spar-
prämiensystems wird sich zeigen, ob die gleiche 
Mehrheit, die diesem Gesetzentwurf hier zustimmt, 
da, wo tatsächlich in breitem Maße Eigentum ge-
bildet wird, die entsprechende Förderung zuteil 
werden läßt. Es ist unbestreitbar, was Kollege Balke 
gesagt hat, daß zwei Drittel der Bausparverträge 
und etwa 60 % der Ratensparverträge von Arbei-
tern, Angestellten und Beamten abgeschlossen wor-
den sind. Jede Maßnahme, hier die Förderungs-
beträge zu erhöhen, hat von vornherein eine brei-
tere Wirkung für die Betroffenen, als sie mit diesem 
Gesetz — wie die niedrigen Zahlen über die Aus-
wirkungen ergeben — erreicht werden kann. Wenn 
man die höheren Zahlenangaben nimmt, kann man 
bestenfalls annehmen, daß eine solche Wirkung 
eines Tages einmal erreicht wird. 

Wir sind überzeugt, daß der Anreiz zur Eigen-
tumsbildung wirkungsvoller ist, wenn er in Form 
des Ausbaues des Bausparens und des Prämien-
sparens gegeben wird. Dadurch wird nämlich die 
Eigenentscheidung des einzelnen nicht nur beibehal-
ten, sondern weiter gefördert. Damit wird man auch 
der Forderung unserer Zeit gerecht, die Eigenver-
antwortung des einzelnen zu stärken; 

(Abg. Killat: Ohne Geld!) 

man schränkt sie nicht wie im vorliegenden Falle 
ein. — Der Zuruf, Herr Kollege Killat, „ohne Geld?" 
ist natürlich für denjenigen nicht stichhaltig, der bei 
der Debatte über die Frage: Wer ist sparfähig oder 
nicht sparfähig? heute nachmittag die Begründung 
und Gegenbegründung genau mitgehört hat. Daraus 
wurde ja sehr deutlich, daß es eben nicht um die . 
Frage geht: Wer ist sparfähig, wer ist nicht spar-
fähig?, wenn man diesem Gesetz zustimmt, sondern 
daß die Frage dann nur noch ist: Wem entzieht man 
das Verfügungsrecht mit einer falschen Begründung? 
Wir sind überzeugt, daß es uns bei Fortsetzung unse-
rer Wirtschaftspolitik und bei dem Bestreben, in 
regelmäßigen Abständen Steuersenkungen vorzu-
nehmen, gelingen wird, den Raum zu schaffen, den 
der einzelne Arbeiter und Angestellte braucht, um 
von seinem Einkommen sparbare Teile vermögens-
wirksam anzulegen. 

Vielleicht folgen Sie unserem Vorschlag. Ich hoffe, 
aus der heutigen Debatte zumindest eine kleine 
Unterstützung auch bei den Überlegungen mitneh-
men zu können, in welcher Form die Beiträge für 
die Sozialversicherungseinrichtungen durch eigenen 
Entscheid des einzelnen beweglich gemacht werden 
können, um hier einen weiteren wesentlichen Schritt 
zur individuellen Eigentumsbildung gehen zu kön-
nen, zu einer Eigentumsbildung, die dann selbstver-
ständlich die Erfordernisse erfüllt, die der Herr 
Arbeitsminister gestellt hat, nämlich vererbbar zu 
sein. 



9036 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 179. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Mai 1965 

Mischnick 
Wir bedauern, daß dieses Gesetz, das der Ver-

mögensbildung dienen soll, nach unserer Auffassung 
diesem Ziele nicht gerecht wird. Wir müssen deshalb 
dem Gesetzentwurf unsere Zustimmung verwei-
gern. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Blank, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich hatte nicht die Absicht, zu polemi-
sieren. Ich habe in meinen Ausführungen dargestellt, 
daß heute wieder ein Wendepunkt in der Sozial-
geschichte erreicht ist. Da Sie, Herr Kollege Misch-
nick, aber für meinen Geschmack jedenfalls etwas 
zu wenig in Form bleiben, von Halbkommunismus, 
Halbsozialismus reden 

(Zuruf von der FDP: Von Halbkommunis

-

mus hat keiner gesprochen! — lebhafter 
Widerspruch und Gegenrufe von der CDU/ 
CSU — Abg. Dr. Burgbacher: Er hat „Teil

-

kommunismus gesagt!) 

— legen Sie mich nicht auf die Vokabeln fest, blei-
ben Sie doch beim Sinn —, möchte ich mich mit die-
sen Argumenten ein wenig auseinandersetzen. 

Zunächst aber folgendes: Sie preisen nun auf 
einmal als die Patentlösung für die Vermögensbil-
dung Sparprämiengesetz und ähnliches an; eine 
uralte Erfindung von uns, zu der Sie einmal folgen-
des gesagt haben. Lesen Sie bitte Ihr Protokoll nach, 
meine Herren! Sie sprachen eben so hämisch davon, 
wieweit Annäherung an veränderte Programme 
gehe. Sie sprachen von der CDU und mit Hinweis 
auf die Sozialdemokratie vom Godesberger Pro-
gramm. Ich möchte Sie doch einmal auf Ihren Mei-
nungswandel hinweisen. Denn 1959 haben Sie ge-
sagt: 

Hier zeigt sich die Inkonsequenz dieses Geset-
zes mit aller Deutlichkeit. Meine Damen und 
Herren, wenn Sie das Sparen der Bezieher klei-
ner Einkommen fördern und insbesondere 
kinderreiche Familien berücksichtigen wollen, 
können Sie das nicht dadurch, daß Sie ihnen 
die Chance geben, mehr zu sparen; denn diese 
Leute haben nicht das Geld dazu. 

Damals waren Sie noch einsichtig. Heute allerdings, 
meine Herren, brauchen Sie nur nachzulesen, was 
die BDA als Entgegnung auf das Programm der 
deutschen Gewerkschaften gesagt hat. Sie hat u. a. 
einen Punkt angeführt: Vermögensbildung ja, aber 
als Aufgabe des Staates! Sie meint doch, auf dem 
Wege, den Sie jetzt neuerdings für den richtigen 
ansehen. Ich darf aus Ihren eigenen damaligen 
Worten noch etwas zitieren: 

Je geringer nämlich das Einkommen ist, desto 
weniger Sparmöglichkeiten sind vorhanden. 

Ich kann noch einige Zitate bringen. 

(Zuruf von der FDP: Das haben Sie doch 
auch gesagt!) 

Meine Damen und Herren, das Prämiensparen ist 
schon seit langem von diesem Hause durch Gesetz-
gebungsakte ermöglicht, soweit das notwendig ist. 
Wir freuen uns darüber, und diese Möglichkeiten 
werden sicher auch in Anspruch genommen. Hier 
und heute aber geht eis um folgendes. Ich muß jetzt 
einmal etwas deutlicher werden, als ich es vorhin 
zu Beginn der dritten Lesung gewesen bin: ich 
halte etwas vom Konsumverzicht; nur bin ich der 
Meinung, daß die für das Wachstum unserer Wirt-
schaft notwendige Investitionsrate, die in Zukunft 
um dieses Wachstums willen wahrscheinlich noch 
größer werden muß und die dann als weiteres 
Eigentum den jetzigen Besitzern des Produktivver-
mögens wieder zuwächst, nicht durch persönlichen 
Konsumverzicht dieser Besitzer entsteht, sondern 
durch den Konsumverzicht aller in der Volkswirt-
schaft tätigen Arbeiter und Verbraucher. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Wir wollen gar nicht dem deutschen Arbeiter in 
demagogischer Weise oder als Kollektivisten ein-
reden, er könne zu einer höheren Konsumrate kom-
men;  sparen  sei nicht notwendig. Nein, wir ringen 
darum — deshalb sprach ich von der sozialpädago-
gischen Aufgabe der Gewerkschaften, und die Ge-
werkschaften haben diese Aufgabe begriffen —, 
dem Arbeiter klarzumachen, daß ein Teil des Ar-
beitseinkommens, ein Teil von dem, was wir alle 
miteinander schaffen, eben nicht verzehrt werden 
kann, sondern gespart und, wenn  Sie  es anders 
ausdrücken wollen, investiert werden muß. Die Ar-
beiter sind heute auch bereit, das einzusehen. So i 
dumm sind sie gar nicht. 

(Zuruf des Abg. Mischnick: Unsere Mei

-

nung!) 

— Nur eines, Herr Mischnick, an Ihre Adresse: 

(Abg. Mischnick: Sie widersprechen sich 
ja!) 

Die Arbeiter wollen nicht einsehen, daß nicht 
wenigstens ein kleiner Teil des, wenn Sie  so  wol-
len, aus der Natur der  Sache heraus wachsenden 
Zwangssparens ihnen als ihr Eigentumstitel zu-
wächst. Darum dreht es sich, und um gar nichts 
anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Wenn die deutschen Gewerkschaften nicht eine 
so eindeutig antikollektivistische Einstellung ge-
habt hätten — und deshalb hat mich Ihr Wort ver-
letzt —, brauchten wir uns heute über Fragen des 
Eigentums am Produktivvermögen überhaupt nicht 
zu unterhalten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Kein Geringerer als der Kardinal Frings hat am 
1. Mai im Kölner Dom den deutschen Arbeitneh-
mern hohes Lob gespendet und gesagt, daß in kei-
nem Land die Arbeiter so viel Disziplin gezeigt 
und so wenig gestreikt hätten wie z. B. hier in der 
Bundesrepublik. 

(Abg. Dorn: Vielleicht haben sie auch am 
wenigsten Anlaß!) 
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 — Weil sie arbeitsfreudig sind und weil sie durch 
ihre Tarifverträge ehrliche, vernünftige und ver-
tretbare Arbeits- und Arbeitsvertragsbedingungen 
geschaffen haben, deshalb haben sie keinen An-
laß zum Streik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Ich kam mir vorhin so vor, als ob ich mich im 
ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts befände. 

(Zurufe von der FDP.) 

Wie kann überhaupt ein Mensch, der diese kompli-
zierte Volkswirtschaft vor sich sieht, in  der  231 /2 
Millionen Arbeitnehmer gegen Lohn und Gehalt 
beschäftigt sind, diese Masse der Arbeitnehmer, 
von deren Arbeitseinsatz und Arbeitsfreude es doch 
mit entscheidend abhängt, :daß dieses so kompli-
zierte Gebilde auch funktioniert, :gegenüber den 
Ordnungsfaktoren in diesem Bereich, den Gewerk-
schaften und — ich setze hinzu — den Arbeitgeber-
verbänden, in diesem Zusammenhang von Teilkom-
munismus, von Kollektivismus sprechen? Nein, die 
deutschen Gewerkschaften und die Arbeitgeberver-
bände haben eine Ordnungsfunktion zu erfüllen, 
und zu demjenigen, ,dem man solche Funktionen 
überträgt, muß man auch das Vertrauen haben, daß 
auch er in  der Lage ist, die Notwendigkeiten in der 
Wirtschaft zu erkennen. Eine der Notwendigkeiten 
ist ,die Befriedigung der ständig wachsenden Investi-
tionsrate. Uns geht es darum, auch daran Eigentum 
zu gewinnen, und nicht um irgendeinen Kollektivis-
mus. Gegen Kollektivismus schützt uns nicht Behar-
ren in längst überständigen Ideen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Gegen den Kollektivismus schützt uns das Wollen 
einer wirklich :an der Wirtschaft teilhabenden 
Arbeitnehmerschaft. 

Das zu sagen, war ich den  Arbeitnehmern 
schuldig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Leber. 

Leber (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bitte um Verzeihung, daß ich noch ein-
mal hierherkomme. Aber hier sind ,einige Reden 
gehalten worden, die man nicht einfach hinnehmen 
kann. 

Herr Minister, ich gratuliere zu Ihrer Rede, die 
Sie soeben gehalten haben. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU.) 

Ich habe das Gefühl gehabt — es  war nicht nur bei 
mir so — — 

(Zuruf von der FDP.) 

Sie dürfen nicht immer gleich tiefsinnige Hinter-
gedanken vermuten, wenn man :einmal einem Kol-
legen ein Kompliment macht. Nicht nur bei mir, 
sondern auch bei meinen Kollegen habe ich eben 

mit heller Freude festgestellt, daß man sagen kann 
— mit Verlaub —: Der Theo ist (doch der Beste! 

(Heiterkeit und Beifall. — Zurufe.) 

— Na, warum auch nicht. 

Meine Damen und Herren, zu den  Ausführungen 
des Herrn Kollegen Mischnick muß ich allerdings 
sagen, daß bei mir da der Humor ,ausgeht. Ich 
möchte mich nicht weiter mit Ihnen auseinander-
setzen, Herr Kollege Mischnick, weil ich fürchte: 
Wenn es  in  dem Stil geschähe, in dem Sie hier die 
Mehrheit des Hauses und viele, die nicht hier sind, 
charakterisiert haben, könnte es mir passieren, daß 
ich vielleicht Worte gebrauche, die der Würde des 
Hohen Hauses abträglich sein  könnten. 

Ich muß Ihnen folgendes sagen, Herr Kollege 
Mischnick. Ich habe als Jüngling, 'als ich noch nicht 
in diesem Hause war  und  'als ich 'etwas über Libera-
lität und liberale Gesinnung hörte, darunter immer 
verstanden, daß zu echter Liberalität auch Fairneß 
und Anstand dem politischen 'Gegner und demjeni-
gen gegenüber gehört, der eine andere Meinung hat, 
und daß man jemanden, der  anderer Meinung ist, 
nicht als halben Kommunisten abstempeln sollte. 

(Beifall bei der  SPD und der CDU/CSU.) 

Aber diese Haltung ist ein Zeugnis dafür, daß die 
Liberalität, die Sie in Wahlkämpfen so gern heraus-
stellen, bei Ihnen nicht mehr allzu viel zu Hause ist. 
Das ist eine Frage der Haltung den anderen gegen-
über. Ich möchte in meiner Haltung jedenfalls so 
liberal sein, wie Sie von sich behaupten, und dar-
über hinweggehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ein paar Bemerkungen zu den Ausführungen, die 
Herr Kollege Balke hier gemacht hat. Das ist der 
eigentliche Grund, warum ich mich noch einmal 
zum Wort gemeldet habe. Herr Kollege Balke, wenn 
das Gesetz so wichtig, so revolutionär, wie Sie es 
hier dargestellt haben, und so umwälzend ist, dann 
hätte ich es begrüßt — — 

(Zuruf von der FDP: Das hat Herr Blank 
gesagt!) 

— Das hat Herr Balke gesagt, Herr Minister Blank 
auch. Beide haben ja recht. Auch ich bin der Mei-
nung, daß das Gesetz tatsächlich so wichtig ist. Dann 
möchte ich aber sagen: Wenn der Herr Kollege 
Balke in den monatelangen Bemühungen und Bera-
tungen als Abgeordneter da gewesen wäre, hätte 
ich gern die Gelegenheit wahrgenommen, mit ihm 
ein paar Gedanken auszutauschen. Denn ich wüßte 
nicht, meine Herren von der FDP, wer sachverstän-
diger den Standpunkt der Arbeitgeber hätte darstel-
len können als der Abgeordnete Balke in seiner 
Eigenschaft, die er außerdem noch hat. Dann hätten 
Sie einen erstklassigen Gutachter gehabt. So klat-
schen Sie Beifall, wenn er jetzt spricht. 

Meine Damen und Herren, ich will ein Wort zum 
Zwang sagen. Das war der erste Einwand, den Herr 
Balke gemacht hat. Wir sind mit ihm der Auffassung, 
daß Freiheit und Eigentum wichtige Säulen sind, auf 
denen unsere Lebensart ruht. In der modernen Mas-
sengesellschaft gibt es aber auch die Verpflichtung, 
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die Freiheit richtig zu verstehen. Was mancher ein-
zelne unter Freiheit versteht, ist nicht immer Freiheit 
in dem Sinne, wie wir sie verstehen. Sie ist nämlich 
nicht Zügellosigkeit und völliges Freisein von jeder 
Verpflichtung auch der Allgemeinheit gegenüber. 
Zwischen Freiheit des Individuums und Freiheits-
anspruch der Gemeinschaft des Volkes muß irgend-
wo eine Grenze verlaufen, die jeder sehen muß, 
wenn er die Freiheit auf die Dauer für das ganze 
Volk bewahren will. 

Deshalb soll man nicht sofort mit „Zwang" kom-
men, wenn hier in einer Richtung gewirkt wird, bei 
der es auch um die Freiheit geht, aber in einem hö-
heren Sinne als im Sinne der Zügellosigkeit und der 
völligen Unbegrenztheit der Wirkungsmöglichkeiten 
des einzelnen. Solange es um das Geschäft und um 
das Verdienen bei dem, der das kann, geht, wird nie 
von Zwang gesprochen. Aber wenn es darum geht, 
einmal etwas für die Allgemeinheit zu tun, dann 
wird von Zwang gesprochen. Warum haben Sie es 
nicht auch die ganzen Jahre hindurch als Zwang er-
klärt, daß das ganze Volk durch die Systematik un-
serer Wirtschaft gezwungen worden ist, zugunsten 
der Vermögensbildung eines kleinen Teiles der Be-
völkerung zu sparen? Das haben Sie doch entgegen-
genommen, ohne dagegen aufzubegehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Warum jetzt von Zwang reden, wenn es um die 
Mehrheit geht, wenn es um den großen Teil der 
Arbeitnehmer geht, die sicher auch Herr Kardinal 
Frings gemeint hat, als er darüber sprach, sie seien 
in den ganzen fünfzehn bis zwanzig Jahren in der 
Entwicklung zu kurzgekommen. 

Für mich ist es ein überraschendes Erlebnis, daß 
sich hier ein so prominenter Abgeordneter, der auch 
ein so prominenter Vertreter der Unternehmerseite 
ist, vor die Freiheit der Arbeitnehmer stellt. Meine 
Damen und Herren, wenn Sie in den letzten hun-
dert Jahren so gehandelt hätten, wie Sie heute hier 
reden, dann brauchten wir kein Gesetz über Ver-
mögensbildung zu machen, dann hätten die Arbeit-
nehmer Vermögen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
CDU/CSU.) 

Ich muß Ihnen noch etwas sagen. Herr Kollege 
Balke, ich habe Sie und viele hinter Ihnen in einem 
Verdacht — und den möchte ich ganz offen aus-
sprechen — und zwar auf Grund der Äußerungen, 
die ich seit vielen 'Monaten sehr aufmerksam ver-
folgt habe: daß es in den Unternehmerkreisen, die 
so denken wie Sie, nicht wenige gibt, die von Ver-
mögensbildung reden und sagen, daß das natürlich 
notwendig sei, denen es aber lieber wäre, wenn die 
Gewerkschaften so etwas nicht machten und von 
Zeit zu Zeit angeprangert werden könnten, sie wür-
den  mit  sogenannten überhöhten Lohnforderungen 
Inflation machen. Es  wäre ihnen lieber, die Gewerk-
schaften als schwarzen Mann an die Wand malen zu 
können, als etwas Vernünftiges zu tun, was auch die 
Entwertung unseres Geldes allmählich 'bekämpft. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben ein sehr anschauliches Beispiel von 
dieser Gesinnung, die  hier  sichtbar geworden ist, 
bekommen. Es wird soviel von Partnerschaft und 
dem Zusammenwirken von Unternehmern, Arbeit-
nehmern, Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaf-
ten gesprochen. Glauben Sie, bei einer Gesinnung, 
wie sie hier sichtbar geworden ist, wäre es für die 
Gewerkschaften leicht, mit solchen konservativen 
Kräften zusammenzuarbeiten? Dabei zeigt das 
Volk, wenn so etwas nicht gelingt, immer nur auf 
den Arbeitnehmer, auf die Gewerkschaften. Hier 
wird sichtbar, daß Männer, die verantwortlich in 
deren Reihen stehen, eigentlich noch mit den Füßen 
im vergangenen Jahrhundert sind. Ich bin der Über-
zeugung, daß es bei einer solchen Gesinnung, wenn 
sie sich nicht wandelt, sehr schwer sein wird, künf-
tig den sozialen Fortschritt und den inneren Frie-
den zu bewahren; denn dazu gehört beiderseitiges 
Einlenken. 

Meine Damen und Herren, ich habe Maurer ge-
lernt. Ich habe einen hohen Respekt vor Professo-
ren. Aber wenn Sie hier Professoren zitieren, Herr 
Kollege Dr. Balke, muß ich Ihnen sagen, auch wenn 
Heinrich Heine mit seinem Urteil über die Profes-
soren nicht ganz recht hat: mich interessiert das 
Urteil der 210 Professoren in einer anderen Sache 
als Bürger und als Abgeordneter genausowenig 
wie das Urteil der zwei Professoren, um so mehr, 
als die zwei Professoren mit ihren Äußerungen 
zu einer Sache recht spät gekommen sind. Im übri-
gen weiß ich, daß man auch Meinungen bezahlen 
kann. Ich habe noch nie etwas Verworreneres ge-
sehen als das, was Professor Forsthoff zusammen-
geschrieben hat. Vielleicht hat er an die Verhält-
nisse in Zypern gedacht, als er diese Sätze ge-
schrieben hat. 

(Heiterkeit. — Zuruf rechts.) 

— Aber natürlich, er war Verfassungsgerichtspräsi-
dent in Zypern. Vielleicht verwechselt er das 
manchmal. 

Was aus einigen Ausführungen von Herrn Pro-
fessor Balke hier sichtbar geworden ist — das ist 
sehr hart, Herr Kollege Balke, aber ich sage es 
trotzdem —, das ist die Haltung und die Gesinnung, 
die der Kommunismus als Nährboden für seine 
Agitation in unserem Volke braucht. 

(Beifall bei der SPD. — Pfui-Rufe bei der 
FDP.) 

— Meine Damen und Herren, dann müssen Sie 
zuerst einmal die Methoden des Kommunismus stu-
dieren. 

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der FDP.) 

Dann wissen Sie, daß der Kommunismus davon 
lebt, daß er als Antipoden zu sich selber eine 
reaktionäre Gesinnung und einen nicht abgebauten 
Kapitalismus braucht, den er ständig als Bild sich 
selber gegenüber und den Menschen gegenüber an 
die Wand projizieren kann. Was Herr Balke uns 
vorexerziert hat, ist eine Gesinnung, die seit Jahr-
zehnten in unserem Volk und auch bei einem Groß- 
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teil der Unternehmer überwunden ist. Das ist nicht 
die Gesinnung aller Unternehmer. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was Herr Kollege Balke hier geboten hat, war, 
wenn das so gedeutet werden sollte, auch nicht die 
Gesinnung aller Unternehmer in Deutschland. Ich 
kenne Unternehmer, die in die Zukunft hinein ver-
antwortlich denken und handeln. In deren Namen 
haben Sie nicht gesprochen, Herr Balke. 

(Zuruf von der FDP.) 

— Vielleicht läßt er sich von Ihnen vertreten. 

Ich wollte zum Schluß noch etwas Grundsätzliches 
sagen. Meine Damen und Herren, das ist wirklich 
eine wichtige politische Frage, die mit diesem Ge-
setz eine Behandlung erfährt. Es ist eine Frage, die 
in ihrem Kern für die Hälfte der Menschheit schon 
auf revolutionäre Weise eine Antwort erfahren hat. 
Und wenn sie die Verhältnisse in manchem Land in 
Europa sehen, dann sollten Sie darüber nachdenken, 
daß auch wir in diesem Land uns keine Inseln kau-
fen können. Heute ist in der Fragestunde wieder 
über die Politik des französischen Präsidenten 
de Gaulle gesprochen worden, und viele von uns 
denken ja darüber nach, was diese Politik für Wir-
kungen auf uns, auf unser Land, auf das ganze 
Volk haben kann. Ich habe aus der Entwicklung der 
letzten Wochen in Frankreich — und nicht nur in 
Frankreich — den Eindruck bekommen — und dar-
über sollten wir nachdenken —, daß Herr Präsident 
de Gaulle nicht an eine Variante seines Handelns 
denkt, daß er den Kommunismus in seinem eigenen 
Land durch das, was er tut, für die Periode, die 
sicher nach ihm kommen wird, hoffähig macht. Für 
diese Zeit müssen wir unser Volk hier so krisenfest 
machen, damit es auch dann noch, wo es einmal in 
Europa übler werden kann, noch zu den Werten 
stehen wird, für die wir selber angetreten sind: 
Freiheit und Eigentum als Pfeiler der Lebensart, auf 
der unsere Ordnung beruht. Und der Westen braucht 
endlich eine Alternative auf die revolutionäre Ant-
wort, die der Osten gibt. Wenn wir die nicht finden, 
werden alle militärischen Bemühen sinnlos sein. Sie 
können nichts anderes verhindern, als die gewalt-
same Ausdehnung des Kommunismus, aber unter 
diesem Schirm schreitet er fort. 

Vermögen und Bildung, meine Damen und Herren, 
dürfen nicht Privilegien einer Minderheit sein, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern Vermögen und Bildung sind, wenn sie auf 
eine breite Fläche des ganzen Volkes gestreut sind, 
die solideste Basis nicht nur für den Fortschritt, 
sondern auch für die Erhaltung unserer Lebensart. 
In diesem Sinne sind wir für das Gesetz, in diesem 
Sinne haben wir uns monatelang darum bemüht. 
Deshalb sind wir froh, daß eine so breite Mehrheit 
diesem Gesetz seine Zustimmung geben wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! In den letzten Minuten 
ist es hier sehr lebhaft zugegangen, und es sind 
einige große Worte gefallen. Wir sind der Meinung, 
daß das vorliegende Gesetz den großen Worten 
doch nicht ganz gerecht wird. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Ich kann den Kollegen Leber nicht verstehen, wieso 
von einer besonderen Gesinnung gesprochen wird, 
wenn die Gegner des vorliegenden Gesetzes bisher 
— und das werden Sie nicht abstreiten können — 
nur sachliche Gesichtspunkte gegen dieses Gesetz 
vorgetragen haben. Meine Damen und Herren, wenn 
Sie etwas anderes herausgehört haben sollten und 
wenn Sie auch aus den Ausführungen meines Kol-
legen Mischnick etwas anderes herausgehört haben 
sollten, dann befinden Sie sich im Irrtum; 

(Zurufe von der SPD) 

denn dem Herrn Kollegen Mischnick kam es dar-
auf an, Ihnen in seinen Ausführungen darzutun, daß 
man mit einem bißchen Kollektivismus nicht über-
winden kann. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, der Satz trifft hier zu. 

Warum wenden wir uns gegen die Tariffähigkeit 
des Gesetzes? Aus unserer liberalen Auffassung 
heraus, Herr Leber, weil wir der Meinung sind, daß 
nicht unentwegt andere für uns denken und handeln 
sollen, daß es keiner Organisation bedarf, um uns 
zur Vernunft anzuhalten. Wir wollen davon ab, 
und wir wollen zur Einzelverantwortung zurück. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von links: 
Wozu sind wir denn überhaupt hier? — 
Abg. Junghans: Wozu gibt es überhaupt 

Tarifverträge?) 

— Herr Kollege Junghans, das hat mit Tarifverträ-
gen nichts zu tun. Ich wehre mich dagegen, daß die 
Gewerkschaft bestimmt, ob ich sparen soll oder 
nicht. Das soll meiner freien Entscheidung vorbehal-
ten werden. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der SPD.) 

Und ich bin Mitglied der  IG-Bergbau. Das wissen 
Sie, Herr Kollege. 

(Zuruf von der SPD: Es wird Zeit, daß Sie 
ausgeschlossen werden!) 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat sehr bedeutsame Worte für das Gesetz gefun-
den: Meilenstein, Wendepunkt einer neuen Gesell-
schaftsordnung — Worte, die vor vier Jahren bei 
der Verabschiedung des ersten Vermögensbildungs-
gesetzes in  ähnlicher Form gesprochen wurden, und 
vor einigen Monaten wurde noch festgestellt, daß 
dieser Wendepunkt mit idem ersten Vermögens-
bildungsgesetz keineswegs erreicht wurde. 

(Zuruf von  der  SPD: Warum? Weil die 
Arbeitgeber nicht mitgemacht haben!) 

— Ja, warum? Wir werden  in  einigen Jahren fest-
stellen, daß auch mit diesem Gesetz keineswegs ein 
Meilenstein gesetzt wurde. Denn was steckt im 
Grunde genommen dahinter? Eine staatlich geför- 



9040 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 179. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Mai 1965 

Ollesch 
derte Lohnerhöhung, bei der der Lohn dem Betrof-
fenen für eine Weile vorenthalten wird, und keine 
Vermögensumverteilung. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Die Belastungen durch dieses Gesetz, Herr Leber, 
gehen :in den  Preis, und in Ihrer Branche sind alle 
Lohnbelastungen bisher in  den Preis hineingegan-
gen.  

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Ich habe gebaut. Ich habe die Eigentumsförderung 
gewählt, die wir als Freie Demokraten für alle 
wünschen, Herr Leber. 

(Zuruf.) 

— Nein, 'ich ,gestatte keine Frage. Sie können ja hier 
heraufkommen. Sie haben sich heute in Abstinenz 
geübt. Ich muß diem Herrn Bundesarbeitsminister 
ein Kompliment machen. Er hat Ihre Abstinenz 
durchbrochen. Sie haben sich in Abstinenz geübt. Sie 
können es nachholen. 

Der Arbeits- und Sozialminister ruft zu einer 
baldigen Durchführung dieser staatlich geförderten 
Lohnerhöhung auf. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

— Das ist nicht unerhört, das sind 'die  Fakten, meine 
Freunde. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört! und nicht 
unerhört!) 

Wir sind der Meinung — und ich darf sie mit aller 
Deutlichkeit noch einmal herausstellen —, daß wir 
allen Arbeitnehmern ihren Anteil am Sozialprodukt 
über den Lohn gönnen sollten. Wir können nur nicht 
mit Ihnen den Weg gehen, daß diese Lohnerhöhung 
den Betroffenen vorenthalten wird, daß sie zum 
Sparen gezwungen werden. Durch unsere Vor-
schläge zur Vermögensbildung ist 'es möglich, das 
Sparen freiwillig zu erreichen. Nur hierdurch, Herr 
Leber, kann im Endeffekt ihr Wunsch, Anteil an den 
Produktionsmitteln zu erhalten, erfüllt werden. 
Wenn Sie unseren Vorschlägen folgen, werden Sie 
das von Ihnen verfolgte Ziel der Vermögensumver-
teilung sicherlich schneller erreichen — und vor 
allen Dingen nur über diesen Weg — als über einen 
zeitweiligen Konsumverzicht durch einen zeitweili-
gen Sparzwang, dem am Ende, wie Sie ,es selbst be-
fürchten, der  gesteigerte Konsum folgt. 

(Beifall bei der  FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst eine Vor-
bemerkung. Aus Zwischengesprächen habe ich ent-
nommen, daß einige Kollegen meinten, ich unter-
stelle denjenigen, die dieses Gesetz verabschieden, 
daß sie damit etwas Kommunistisches oder Halb-
kommunistisches täten. Das ist nicht der Fall. Ich 
will hier ausdrücklich noch einmal feststellen: So 
wenig wie man Kommunismus durch ein bißchen 
Kommunismus, Sozialismus durch ein bißchen Sozia-
lismus bekämpfen kann, so wenig kann man Kollek

-

tivismus durch ein bißchen Kollektivismus bekämp-
fen. Nur das habe ich sagen wollen und auch gesagt. 
Ich wäre dankbar, wenn Sie, meine Kollegen —
nachdem ich glaube feststellen zu können, daß ich 
niemals persönliche Differenzen in diesem Hause 
gehabt habe —, das zur Kenntnis nähmen. 
Aber, meine Damen und Herren: machen wir uns 

nichts vor. Hier ist ein kollektivistischer Gedanken-
gang, 

(Zuruf: Also doch!) 

den wir aus unserer Sicht ablehnen. — Was heißt: 
„Also doch!"? Den kollektivistischen Gedanken wer-
den Sie doch zugeben müssen. Mir scheint das aber 
etwas anderes zu sein  als zu unterstellen, daß das 
ein kommunistischer Gedankengang sei. 

(Zuruf: Beim Schulzwang tun Sie , es auch!) 

— Es gibt manche Überlegungen, wo wir zu der 
Meinung kommen, daß die Freiheit eingeschränkt 
werden muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Dann tun wir es, sei es durch Verfassung, sei es 
durch Gesetz. Hier aber muß sie nicht eingeschränkt 
werden. Deshalb wehren wir uns dagegen. Das ist 
doch der ganze Grund. 

(Beifall bei der FDP.) 

Der Arbeitsminister hat ,davon gesprochen, ich 
hätte gesagt, die CDU habe sich an das Godesberger 
Programm .angeglichen. Das stimmt nicht! Ich habe 
davon gesprochen, daß zwischen den Gewerkschaf-
ten und der SPD ja noch unterschiedliche Meinungen 
sind, wo früher etwa gleiche Meinungen waren; 
um auch das gleich klarzustellen. Aber eines ver-
stehe ich nicht ganz, Herr Bundesarbeitsminister. 
Wenn es, wie Sie sagen, notwendig ist, daß aus 
dem Einkommen investiert wird, und der Arbeiter 
gar nicht so dumm ist, daß er das nicht wüßte — 
wir bestätigen das —, dann bedarf es keines tarif-
vertraglichen Zwanges, um ihn dazu zu 'bringen, 
sondern dann tut er das aus seiner eigenen Erkennt-
nis heraus. Deshalb sind wir ja gegen den Tarif-
vertragszwang, weil wir wissen, daß der Arbeiter, 
der Angestellte das selbst erkennt und es über die 
Sparprämienförderung usw. in steigendem Maße — 
nicht ausreichend in dem Sinne, daß alle beteiligt 
wären, aber in einem erkennbaren Maße — getan 
hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
man der Meinung ist, daß der Arbeiter und Ange-
stellte das erkennt, muß man folgern, daß der § 4 
des Gesetzes allein genügen würde, um eine solche 
vermögenswirksame Leistung steuerlich zu begün-
stigen, die aus eigener Entscheidung kommt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Eines habe ich allerdings bedauert, Herr Kollege 
Blank: So wie Sie das Zitat hier vortrugen, mußte 
derjenige, der die Dinge nicht genau kennt, anneh-
men, ich hätte das gesagt. Es war der Kollege 
Atzenroth, der es gesagt hat. Aber die Tendenz sei-
nes Ausspruchs war genau das, was ich in der heu-
tigen zweiten und dritten Lesung als Begründung 
dafür angeführt habe: daß es unzumutbar ist, den- 
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jenigen Arbeitern und Angestellten, die nur ein 
niedriges Einkommen haben, einen Teil ihres Ent-
gelts durch Tarifvertrag praktisch für längere Zeit 
zu entziehen. Das ist der Gesichtspunkt, der auch 
den Kollegen Atzenroth 1961 zu dieser Meinung 
geführt hat. 

Herr Kollege Leber hat gesagt, die Liberalität 
verlange es, daß man die Meinung des anderen an-
erkennt, daß man sie wertet, daß man entweder 
zustimmt oder ablehnt. Natürlich! Aber ich fürchte, 
daß es  nicht ,zur Aufnahme in  die  FDP reicht. Wenn 
ich die Wertung betrachte, die die Meinung des 
Kollegen Balke durch Sie hier gefunden hat,  muß 
ich sagen: das war wirklich nicht liberal, was da 
gesagt worden ist; im Gegenteil! 

(Beifall bei der FDP.) 

Wenn Sie mit Recht darauf hinweisen, Herr Kol-
lege Leber, daß hier eine wesentliche Aufgabe vor 
uns steht, dann wundert es mich eigentlich, wes-
halb die vielen Unternehmungen der Gewerkschaf-
ten nicht bisher schon mit einer solchen vermögens-
wirksamen Politik bei ihren eigenen Arbeitneh-
mern begonnen haben, 

(Beifall bei der FDP.) 

obwohl da doch noch ein recht großer Nachholbe-
darf ist. Wir werden mit großer Aufmerksamkeit 
verfolgen, ob die Anwendung dieses Gesetzes im 
ureigensten Bereich der Gewerkschaften — da ha-
ben sie eine große Möglichkeit, mitzuwirken — so 
schnell geschieht, wie es hier als notwendig ver-
kündet worden ist. 

Eine Schlußbemerkung! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, man hat bedauert, daß viele 
Dinge hier in dieser Breite diskutiert worden sind. 
Ich glaube aber,  es ist besser, ein solches Gesetz 
in aller Offenheit, mit allem Freimut zu diskutie-
ren, als den falschen Eindruck zu erwecken, daß 
hier ein Gesetz verabschiedet werde, das in allen 
Punkten nur Gutes, Unumstrittenes bringe. Das 
Gegenteil ist leider der Fall. Gerade wir sollten 
alle gemeinsam Wert darauf legen, bei solchen 
Maßnahmen, die wir als eine gesellschaftspolitisch 
entscheidende Tat ansehen, die nüchterne, offene 
Aussprache hier im Plenum des Parlaments zu su-
chen, statt sie etwa nur in die Ausschüsse zu ver-
legen, damit die Öffentlichkeit sieht, daß um die 
Dinge gerungen wird. Eine solche Aussprache ist 
mir immer noch lieber als eine zweite und dritte 
Lesung, die in zehn Minuten über die Bühne geht 
und bei der schließlich niemand weiß, wie die 
Dinge wirklich liegen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort in der  all-
gemeinen Aussprache wird nicht weiter gewünscht. 
Die allgemeine Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Einzelberatung. 

Zum § 2 liegt ein Änderungsantrag auf Umdruck 

623 *) und Umdruck 624 Ziffer 1 vor. Soll dieser 
Änderungsantrag begründet werden? — Das Wort 
hat der Abgeordnete Killat. 

Killat (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist hier sehr viel von Liberalität gespro-
chen worden. Ich glaube, daß durch die Begründung 
des Antrags im Umdruck 623, die ich hier für meine 
Freunde vorzunehmen habe, der Beweis erbracht 
wird, wie sehr wir auch innerhalb einer Fraktion in 
Einzelfragen einmal unterschiedliche Auffassungen 
haben und sie auch vertreten können. 

Es geht bei diesem Antrag darum, ob man den 
Katalog der möglichen vermögenswirksamen An-
lagen in § 2 noch um eine weitere Anlagemöglichkeit 
ergänzt, und zwar durch die Aufnahme der Beiträge 
zu Lebensversicherungen — Kapital- und Renten-
versicherungen — mit Sparanteil und einer Ver-
tragsdauer von mindestens fünf Jahren. 

Zu der in dem Schriftlichen Bericht vorgebrachten 
Einwendung, daß eine solche Berücksichtigung der 
Beiträge zu Lebensversicherungen als Vermögens-
anlage eine besondere Begünstigung in steuerlicher 
Hinsicht zur Folge hätte, weil die 312 DM schon als 
Sonderausgabe abgesetzt werden könnten, wäre, so 
meinen meine Freunde, darauf zu verweisen, daß 
auch andere in dem Gesetz vorgesehene Anlagen 
— Bausparverträge, Prämiensparverträge und ähn-
liche — schon steuerlich begünstigt sind, daß hier 
also keine im Prinzip anders geartete Behandlung 
vorliegt. Wenn man der Meinung ist, daß etwa eine 
allzu starke Kumulation solcher Steuervergünstigun-
gen für verschiedene derartige Anlagen möglich ist, 
dann wäre darüber zu reden, ob man eine Höchst-
grenze setzen soll. Das wäre aber nicht Gegenstand 
dieses Gesetzes, sondern müßte Gegenstand einer 
Steueränderungsmaßnahme sein. 

Ein weiteres Argument, das gegen die Einbezie-
hung einer solchen Vermögensanlage vorgebracht 
wird, geht dahin, daß es sich hier nicht um eine 
Anlage handele, die irgendwie als Produktivkapital 
anzusehen sei, die dem Produktivvermögen zugute 
komme. Ich glaube, auch hierzu braucht man nicht 
sehr viel zu sagen; es genügt, darauf zu verweisen, 
daß auch andere Anlagen nicht unmittelbar Anlagen 
für das Produktivvermögen sind, weil man als An-
leger gar keine Einflußmöglichkeit hat, wie bei-
spielsweise die Sparkassen ihre Vermögensanlagen 
vornehmen. Das eine darf man wohl feststellen, daß 
der Abschluß eines Lebensversicherungsvertrags 
immerhin eine langfristige Anlage ist und, was 
Sicherheit der Anlage usw. anbelangt, auch durch 
die entsprechenden Vorschriften, die der Versiche-
rungsaufsicht unterliegen, eine gewisse Garantie 
und Sicherheit gegeben ist. 

Ein weiterer Grund, der meine Freunde veran-
laßte, diesen Vorschlag zu machen, ist der, daß es 
sich hier um individuelle Entscheidungen für indivi-
duelle Vorsorgemaßnahmen handelt, die — und das 
ist nicht unbekannt — insbesondere für den Kreis 
der mittleren und gehobenen Angestellten doch von 
besonderer Bedeutung sind. Es wird in diesen Krei- 

*) Siehe Anlage 7 
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sen schon heute ein erheblicher Gebrauch davon 
gemacht. Viele Angestellten, die über einer bestimm-
ten Einkommensgrenze liegen, werden durch nicht 
rechtsverbindliche oder betriebsgebundene Alters-
versorgungsversprechungen nach meiner und meiner 
Freunde Auffassung viel stärker gebunden, als wenn 
man ihnen die Möglichkeit gibt, einen individuellen, 
eigenen Vertrag abzuschließen und dadurch eine ge-
wisse Unabhängigkeit zu erreichen. 

Nicht zuletzt möchte ich darauf hinweisen, daß 
auch in der Härtenovelle die Lebensversicherung 
gleichwertig neben die Rentenversicherung gestellt 
worden ist für die Angestellten, die durch die Er-
höhung der Einkommensgrenze wieder in die Ren-
tenversicherungspflicht einbezogen wurden und die 
davon befreit werden, wenn sie entsprechende Bei-
träge auf Grund solcher Verträge für die Lebens-
versicherung aufwenden. 

Auf Grund der Ausführungen meines Freundes 
Leber glaube ich feststellen zu müssen, daß, wenn 
man eine solche nicht unbedeutende Kapitalanlage 
wie die Lebensversicherung in dem Gesamtkatalog 
ausschließt, es für diese Einrichtung eine gewisse 
Diskriminierung bedeutet. Deshalb darf ich um die 
Zustimmung zu diesem Antrag bitten. 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Müller (Remscheid). 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Namen meiner 
Freunde darf ich Sie bitten, beide Anträge, die zur 
dritten Lesung gestellt worden sind, Umdruck 623 
und Umdruck 624, abzulehnen. Ich darf sicher Bezug 
nehmen auf die Ausführungen meines Kollegen 
Müller (Berlin) und des Abgeordneten Leber 711 die-
ser Frage. Aber manchmal muß man etwas wieder-
holen, um es noch deutlicher zu machen. 

Das gesellschaftspolitische Ziel dieses Gesetzes 
ist die Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand. Da-
zu gehört die freie Verfügbarkeit des Eigentums. 
Die  in  diesem 'Gesetz vorgesehene Einschränkung 
für einen Zeitraum von fünf Jahren dauert nicht so 
lange wie die Einschränkung der Verfügbarkeit bei 
der Lebensversicherung. Man müßte sich auch Ge-
danken darüber machen, daß man dann nicht nur 
Verträge bei Lebensversicherungen zur Förderung 
freigeben könnte, sondern daß 'auch die Freigabe 
der freiwilligen Weiterversicherung in der sozialen 
Rentenversicherung und der Höherversicherung in 
der sozialen Rentenversicherung die unausweich-
liche Folge wäre. 

Ein weiteres Argument, das hier schon gebracht 
worden  ist,  zur Wiederholung. Lebensversiche-
rungsverträge haben eine durchschnittliche Laufzeit 
von 27 Jahren, Bausparverträge haben eine durch-
schnittliche Laufzeit von fünf Jahren. Ich glaube, das 
ist doch ein sehr wesentlicher Unterschied. 

Und noch ein politisches Argument: In § 2 des Ge-
setzes werden zum Teil Anlageformen begünstigt, 
die für die Arbeitnehmerschaft Neuland sind, An-
lageformen, die bisher den anderen Schichten der 
Bevölkerung praktisch allein vorbehalten waren. 

Es ist unser politisches Ziel, daß diese Anlagefor-
men und diese Art der Vermögensbildung bei den 
Arbeitnehmern Anklang finden. Wir 'befürchten, 
daß der Einbau der Lebensversicherungen in die 
Förderung dieses Heranführen der Arbeitnehmer 
an neue Formen der Eigentumsbildung verhindert 
oder über Gebühr verzögert. 

Ich darf Sie daher für meine Freunde noch einmal 
bitten, beide Anträge auf Einbeziehung der Lebens-
versicherung abzulehnen. 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Deneke. 

Deneke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben auf die  Wie-
derholung 'unseres Antrags zu diesem Punkt ver-
zichtet, und zwar im Hinblick auf diesen Antrag der 
SPD, von dem wir wußten, daß er in der dritten 
Lesung kommen wird. Wir werden diesem Antrag 
zustimmen, obwohl 'er noch immer auf rosa Papier 
steht und nicht wie sonst Anträge in  der dritten 
Lesung auf hoffnungsvollem Grün. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Leber. 

Leber (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte keine Rede mehr halten, son-
dern nur in  einem Satz folgendes erklären. Der 
Antrag auf Umdruck 623 ist kein Antrag der Frak-
tion (der SPD, sondern der  Antrag von einigen Mit-
gliedern der SPD-Fraktion. 

Zweitens. Ich möchte Sie bitten, meine Damen 
und Herren, diesen Antrag abzulehnen, weil ich ihn 
für sinngleich mit dem Antrag der  FDP halte, 

(Lachen bei der  FDP — Zuruf von der FDP: 

Das ist eine Begründung!) 

den wir heute mittag auch abgelehnt haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Die Aussprache ist 
geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über  den  Ände-
rungsantrag auf Umdruck 623. Wer dem Antrag zu-
stimmen will,  den  bitte ich um ein Handzeichen. — 
Danke! Die Gegenprobe! — Das letztere ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Schlußabstimmung. Dazu 
hat  der  Abgeordnete Scheppmann das Wort. 

Scheppmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr gehrten Damen und Herren! Zunächst ein Wort 
zu der Auseinandersetzung, die vorhin nach den 
Ausführungen des Herrn Kollegen Balke und des 
Kollegen Leber hier stattgefunden hat. 

Ich möchte folgendes feststellen. Der Herr Kollege 
Professor Balke hat bereits gestern  in  unserer Frak-
tion davon gesprochen, er könne dem Gesetzentwurf 
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nicht zustimmen und werde das heute hier vor-
tragen. Keiner hat  dagegen Einwendungen gemacht. 
Jeder hat für seine  Person das Recht, seine Meinung 
vorzutragen. Ich möchte dazu aber sagen: In Ihren 
Ausführungen, Kollege Leber, sind einige Vorwürfe 
enthalten, eben nach der  Richtung hin, daß Herr 
Kollege Balke mit seiner Haltung — ich habe es 
wenigstens so verstanden — ein Wegbereiter des 
Kommunismus sei. Ich glaube, daß Herr Professor 
Balke auf Grund seiner  untadeligen Haltung einen 
solchen Vorwurf nicht verdient hat. Das möchte ich 
hier ausdrücklich sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Er hat seine eigene Meinung, er hat aber auch zum 
Teil seine Auffassung als Präsident des Arbeitgeber-
verbandes vorgetragen. Man sollte aber die Dinge 
richtig sehen. Man sollte das richtigstellen, damit 
nicht irgend etwas davon zurückbleibt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Scheppmann (CDU/CSU) : Ja, bitte sehr, Herr 
Kollege! 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Herr Abgeord-
neter Leber! 

Leber (SPD) : Herr Kollege Scheppmann, sind Sie 
bereit mir zu glauben, daß ich diesen Satz wört-
lich abgelesen habe und daß er wie folgt lautet: 

Diese Haltung, die hier sichtbar geworden ist, 
braucht der Kommunismus als die Basis, auf 
der er selbst im Volk seine Agitation betreibt. 

Das ist etwas ganz anderes, als Sie nach Ihrer eben 
 erfolgten Darstellung bei mir vermutet haben. 

Wenn ich das gesagt hätte, was Sie zitiert haben, 
hätte ich auch den Mut, mich bei Herrn Kollegen 
Balke zu entschuldigen. Das ist aber nicht der Fall. 

(Zuruf von der Mitte: Das wäre kein Feh

-

ler, Herr Leber!) 

Scheppmann (CDU/CSU) : Herr Kollege Leber, 
ich bin sehr dankbar dafür, daß Sie Ihre Auffassung 
dazu selbst noch vorgetragen haben und daß Sie 
durch Ihre Zwischenfrage zu einer Klarstellung bei-
getragen haben, 

Meine Damen und Herren! Ich darf für die Frak-
tion der CDU folgende Erklärung abgeben. 

Die Fraktion der CDU stimmt dem Gesetzentwurf 
zu. Wir halten das Gesetz für einen wichtigen 
Schritt auf dem Wege zu unserem gesellschaftspoli-
tischen Ziel: Eigentum für alle. Dieses Ziel liegt 
sowohl im Interesse der Unternehmer wie der Ar-
beitnehmer. Denn die weitblickenden Unternehmer 
wissen längst, daß die Eigentumspolitik keine so-
zialromantische Schwärmerei einiger Außenseiter 
aus dem christlich-sozialen Lager ist. 

Vielmehr liegt es — auch bei ganz nüchterner 
Betrachtung — im wohlverstandenen Interesse der 
Unternehmer, daß möglichst viele Arbeitnehmer 

Eigentum nicht nur an Konsumgütern, nicht nur an 
Eigenheimen, sondern über Wertpapiere, Sparkon-
ten, auch an den Produktionsmitteln — direkt oder 
indirekt — erwerben. Denn das Eigentum der drei 
Millionen Selbständigen ist um so gefestigter, je 
mehr von den 21 Millionen Arbeitnehmern diese 
Eigentums- und Gesellschaftsordnung aus Über-
zeugung mit  getragen wird. In der Tat halten es 
79 % der Selbständigen nach einer Meinungsum-
frage für wichtig, daß auch Arbeiterfamilien ein 
kleines Vermögen ansammeln. 

Das Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung 
macht die vermögenswirksamen Zuwendungen 
durch verschiedene Vergünstigungen für die Ar-
beitgeber auch tragbar. Der Arbeitgeber braucht für 
die Zuwendungen keine Sozialversicherungsbei-
träge zu zahlen. Auch die Lohnsummensteuer ent-
fällt. Soweit der Arbeitgeber nicht mehr als 50 
Arbeitnehmer beschäftigt, kann der  Arbeitgeber 
30 % der vermögenswirksamen Leistungen" bis zu 
800 DM von der Steuerschuld abziehen. Auf diese 
Weise werden vermögenswirksame Leistungen zu 
den billigsten Sozialleistungen, die die deutsche 
Sozialpolitik kennt. Vermögenswirksame Zuwen-
dungen kosten den Arbeitgeber mit weniger als 9 
Arbeitnehmern nur rund 60 % seiner Aufwendun-
gen für eine entsprechende Erhöhung des Barloh-
nes. 

Die Fraktion der CDU/CSU bejaht aus ihrer 
grundlegenden Einstellung zur Tarifautonomie und 
zur Sozialpartnerschaft auch die Einschaltung der 
Sozialpartner in die ,Bildung von Eigentum in Ar-
beitnehmerhand. In Übereinstimmung mit den bei-
den großen Kirchen lehnt sie die Versuche ab, ge-
meinschaftliches Handeln der Arbeitnehmer durch 
ihre Organe als ethisch minderwertig abzuqualifi-
zieren. Individuelles Verhalten ist ohne jeden Zwei-
fel aller Ehren wert. Das besagt aber nicht, es wäre 
das einzige menschenwürdige. Wo der einzelne auf 
sich selbst gestellt angesichts der ungeheuren Ver-
suchung der modernen Konsumgesellschaft nicht 
imstande ist, Eigentum zu bilden, ist es durchaus 
legitim, daß ihm die Gemeinschaft dabei hilft. 

Diese Hilfestellung bei der Eigentumsbildung 
durch die Gemeinschaft der Arbeitnehmer ermög-
licht dieses Gesetz. Es ist ein Markstein in der Ge-
schichte der deutschen Sozialpolitik. Es ist der Durch-
bruch in eine neue Zeit. Es ist der Ausdruck unseres 
Willens zum Eigentum. Deshalb, meine Damen und 
Herren, darf ich Sie bitten, diesem Gesetzentwurf 
Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Folger. 

Folger (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich habe die Ehre, im 
Auftrag der sozialdemokratischen Fraktion folgende 
Erklärung abgeben zu dürfen. 

In dem Entwurf sind einige Verbesserungen ent-
halten, die teilweise im Ausschußbericht dargestellt 
sind. In dem Ausschußbericht sind auch die Begrün- 
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dungen für die Beschlüsse des Ausschusses enthal-
ten. Ich habe heute von den Herren der FDP-Frak-
tion kein einziges Argument gehört, das nicht schon 
in dem Ausschußbericht vorweggenommen worden 
wäre. 

Von den Verbesserungen ist die Einbeziehung 
des öffentlichen Dienstes am bemerkenswertesten. 
Eine Ungerechtigkeit für den öffentlichen Dienst, 
die neben manchen anderen zu unhaltbaren sozialen 
Spannungen geführt hätte, wird durch dieses Gesetz 
beseitigt. 

Außerdem bringt das Gesetz die Begünstigung 
von tarifvertraglich vereinbarten vermögenswirk-
samen Leistungen. Die Herren von der FDP haben 
es heute immer so  dargestellt, als ob das etwas ganz 
Neues wäre. Tarifverträge über solche Leistungen 
konnten auch bisher schon abgeschlossen werden, 
nur sind sie nicht durch das Gesetz begünstigt wor-
den. 

Tarifverträge werden freiwillig zwischen den Ver-
bänden der Arbeitgeber und den Gewerkschaften 
abgeschlossen. Wo da ein Zwang sein soll, ist uns 
unbegreiflich. Dann müßte man auch bei den Tarif-
löhnen, beim Tarifurlaub und bei vielen anderen 
tariflichen Arbeitsbedingungen von Zwang sprechen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das sind die schwärzesten Punkte in dem bisher 
geltenden ersten Vermögensbildungsgesetz gewe-
sen. 

Ich muß allerdings an dieser Stelle auch folgendes 
sagen. Wir wehren uns gegen den Versuch, den der 
Herr Bundesarbeitsminister in seiner ersten Stel-
lungnahme unternommen hat, den Gewerkschaften 
den schwarzen Peter zuzuschieben, indem er gesagt 
hat: Die Gewerkschaften haben es jetzt in der Hand, 
für die Vermögensbildung der Arbeitnehmer mehr 
zu tun. — Die Gewerkschaften brauchen dazu auch 
die Arbeitgeber und ihre Organisationen; sie sind 
nur ein Teil unserer Sozialordnung und können 
ohne ihren Partner nicht handeln. 

In dem bisherigen Gesetz sind allerdings noch 
einige andere Schönheitsfehler enthalten gewesen. 
Sie haben nach dem im Bundesarbeitsblatt — 
Heft  5/1965 — veröffentlichten Bericht über die An-
wendung des Gesetzes die Schuld an der unbefrie-
digenden Wirkung mitgetragen. Dort ist insbeson-
dere nachgewiesen, daß die bisherige geringe Wir-
kung des Gesetzes unter anderem darauf zurück-
zuführen war, daß das Umwandeln aller freiwilli-
gen sozialen Leistungen in begünstigte Leistungen 
möglich war und daß eine Einengung auf Arbeit-
nehmer mit einer Betriebszugehörigkeit von min-
destens einem Kalenderjahr sowie eine Beschrän-
kung auf bestimmte Arbeitnehmergruppen vor-
genommen werden konnte. 

Fast alle diese Verbesserungen sind von der SPD 
vor der Verabschiedung des ersten Gesetzes im 
Jahre 1961 gefordert und damals gut begründet wor-
den. Wenn man uns damals geglaubt hätte, wären 
nicht vier Jahre vertan worden; das Gesetz hätte 
eine wesentlich breitere Wirkung erzielt, die wir 
jetzt von dem zweiten Gesetz erhoffen. Wir bitten 

insbesondere die Herren von der CDU/CSU, diese 
Tatsache zum Anlaß zu nehmen, den Vorschlägen 
der SPD in Zukunft etwas gewissenhafter zu begeg-
nen und insbesondere nicht immer erst zu einem 
etwas verdächtigen Zeitpunkt der besseren Einsicht 
Raum zu geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nicht ganz befriedigend ist für uns die Begünsti-
gung des einseitigen Verzichts des Arbeitsnehmers 
auf Teile seines Einkommens, um sie vermögens-
wirksam anzulegen. Dadurch wird der Zweck des 
Gesetzes — gerechtere Verteilung des Vermögens-
zuwachses und Förderung der Sparfähigkeit — auf 
eine neue Steuer- und Sozialversicherungsabgaben

-
Erleichterung verlagert und die Gefahr eines Aus-
weichens auf diese Möglichkeit heraufbeschworen. 
Wir befürchten, daß diese Bestimmung so kostspie-
lig wird, daß ein weiterer Ausbau des Gesetzes 
dadurch gefährdet wird. Vorwiegend werden davon 
die Hochverdiener Gebrauch machen. 

Mit Rücksicht darauf, daß anderenfalls die Arbeit-
nehmer, die mit ihrem Arbeitgeber zu keiner Ver-
einbarung über vermögenswirksame Leistungen 
kommen, ganz leer ausgehen würden, sind wir be-
reit, unsere Bedenken vorläufig zurückzustellen, bis 
sich die praktische Auswirkung beurteilen und viel-
leicht eine bessere Lösung finden läßt. 

Enttäuscht sind wir über Reaktionen zu den Ge-
setzentwürfen aus einigen Ecken, die ignorieren, 
daß es sich im wesentlichen um zusätzliche Leistun-
gen handelt, die die Sparfähigkeit fördern sollen 
und die ohne die Begünstigung nicht erbracht wür-
den, so daß dann auch keine Lohnsteuer und keine 
Sozialversicherungsabgaben anfallen würden, daß 
ein Teil der Arbeitnehmer mit und ohne die Begün-
stigungen ohnedies keine Lohnsteuer bezahlen, daß 
nicht alle Zuwendungen 312 DM erreichen werden 
und daß die Sparprämien usw. nicht in allen Fällen 
zusätzlich zur Geltung kommen, weil die Höchst-
grenzen schon bisher ausgenützt wurden. 

Die SPD hat wiederholt versucht, durch eine Be-
grenzung nach oben die finanzielle Belastung ein-
zudämmen. Der Widerstand aus diesen Ecken ist 
nur erklärlich, wenn man unterstellt, daß dort die 
Meinung vorherrscht, es handle sich um etwas ganz 
Neues, weil von dem geltenden Gesetz nur in ge-
ringem Umfang Gebrauch gemacht wurde, und daß 
irrtümlich die Meinung besteht, die Unternehmer 
würden vom Gesetzgeber gezwungen, ihren Arbeit-
nehmern 312 DM jährlich zuzuwenden. Vielleicht 
ist einer der Gründe des Widerstandes auch die 
Angst, von dem zu verteilenden Kuchen in Zukunft 
ein paar Bröserl weniger zu bekommen. 

Dei Bestimmung, daß den Steuerpflichtigen, die 
ihren Arbeitnehmern vermögenswirksame Leistun-
gen gewähren, eine Ermäßigung der Steuerschuld 
um 30% der gewährten Summe, höchstens 800 DM, 
eingeräumt wird, erleichtert uns die Zustimmung, 
da auf diese Weise den Kleinbetrieben der Weg 
geebnet wird. Ob die Beschränkung auf Betriebe bis 
zu 50 Arbeitnehmern richtig ist, muß noch abgewar-
tet werden. Da es Betriebe mit weniger als 50 Ar-
beitnehmern gibt, die wenig lohnintensiv sind, aber 
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hohe Gewinne machen können und umgekehrt, 
müßte diese Methode unseres Erachtens noch ver-
feinert werden. Wir wollen aber auch hier zuerst 
abwarten, wie sich die ganze Bestimmung auswirkt, 
insbesondere auch in finanzieller Hinsicht, und wer-
den gegebenenfalls dann notwendige Änderungen 
beantragen. Das ist auch deshalb gerechtfertigt, weil 
mit der direkten Ermäßigung der Steuerschuld im 
Gegensatz zu den sonst üblichen Freibeträgen ein 
ganz neuer und interessanter Weg beschritten wird. 

Das vom Fraktionsvorsitzenden der SPD, unserem 
Kollegen Fritz Erler, in seiner Stellungnahme zur 
Regierungserklärung am 14. Oktober 1964 so be-
zeichnete Problem „Wie können bisher Vermögens-
lose einen gerechteren Anteil am künftigen Vermö-
genszuwachs erhalten, den sie ja miterarbeiten?" 
wird auch mit dem zur Abstimmung stehenden Ge-
setz noch nicht gelöst. Wir Sozialdemokraten bemü-
hen uns nicht nur selbst auf verschiedenen Wegen 
um Fortschritte in dieser Richtung, jetzt und in Zu-
kunft, wir begrüßen auch jede Hilfe, die uns dabei 
zuteil wird. Das geht nicht nur mit diesem Gesetz 
und mit der Privatisierung der 3% Bundesvermögen. 
Es sei bei dieser Gelegenheit an das erinnert, was 
Herr Kollege Junghans schon wiederholt hier vor-
getragen hat. Die gerechte Vermögensverteilung 
muß eine zentrale Aufgabe der gesamten Wirt-
schaftspolitik werden. Eine aktive Kartell- und 
Wettbewerbspolitik und eine auf die Ertragslage 
und Leistungskraft der kleinen und mittleren Unter-
nehmungen Rücksicht nehmende Finanz- und Steuer-
politik haben dafür zu sorgen, daß die Einkommen 
der Arbeitnehmer nicht durch Preiserhöhungen ge-
schmälert und weitere Voraussetzungen geschaffen 
werden, die es den kleinen und mittleren Unter-
nehmungen ermöglichen, für sich selbst und für ihre 
Arbeitnehmer Vermögen zu schaffen. 

Unbefriedigend ist auch noch die Möglichkeit der 
Kumulation steuerlicher und anderer Maßnahmen 
zur Sparförderung. 

(Zurufe von der FDP.) 

— Meine Herren von der FDP, ich habe kein Ver-
ständnis dafür, daß Sie mich jetzt zur Eile drängen, 
nachdem Sie mit Ihren Anträgen, von denen Sie von 
vornherein wußten, daß sie nicht angenommen wer-
den, fast die ganze Zeit in Anspruch genommen 
haben. 

(Abg. Dorn: Darüber werden wir uns gleich 
einmal unterhalten! Darauf können Sie sich 
verlassen! Das ist eine Auffassung vom 

Parlamentarismus!) 

Während die Bezieher hoher Einkommen alle Be-
günstigungen ausnützen können, sollten den Bezie-
hern niedriger Einkommen die materiellen Möglich-
keiten gegeben werden, die sie überhaupt erst in die 
Lage versetzen, die vorhandenen Begünstigungen 
wenigstens teilweise in Anspruch zu nehmen. 

Nach Abwägung der Verbesserungen und der 
noch vorhandenen Mängel hat sich die SPD-Frak-
tion entschlossen, dem Gesetz zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Deneke. 

Deneke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die FDP hat es nicht 
nötig, eine längere Schlußerklärung abzugeben. Wir 
haben zu den Stellen, an denen die entsprechenden 
Bestimmungen im Gesetzentwurf stehen, unsere Mei-
nung gesagt. 

Wir können nur mit tiefem Bedauern feststellen, 
daß Sie sich mit wenigen Ausnahmen an den betref-
fenden Stellen nicht der Diskussion gestellt, sondern 
sich darauf beschränkt haben, hinterher schriftlich 
vorbereitete Erklärungen zu verlesen, in denen sie 
natürlich dann unsere Argumente nicht mehr ver-
werten konnten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Wir kommen zur 
Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz in der vor-
liegenden Fassung zustimmen will,  den  bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Das Gesetz ist in dritter Lesung mit großer Mehr-
heit bei drei Enthaltungen angenommen. 

Wir haben nun noch über den Antrag des Aus-
schusses Ziffer 2 abzustimmen, der besagt, den 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD Drucksache 
IV/2687 durch die soeben erfolgte Annahme des 
Gesetzentwurfs als erledigt zu betrachten. — Hier-
gegen erhebt sich kein Widerspruch; es ist so  be-
schlossen.. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der  FDP auf Um-
druck 6251. Dazu hat Herr Abgeordneter Dorn das 
Wort. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Bundesarbeitsminister 
hat erklärt, daß dieses Gesetz ein Meilenstein sei. 
Ein anderer Vertreter seiner Fraktion hat gesagt, 
daß es ein Markstein für einen neuen Weg sein 
werde. Wir stellen fest, daß dieser Meilenstein zu 
einem großen Teil auch darin besteht, daß sich die 
Mehrheit dieses Hauses dafür entschieden hat, 
nichts zu tun, um den öffentlichen Dienst mit in den 
Genuß dieser gesetzlichen Regelung bringen zu kön-
nen. Lassen Sie mich deshalb diesen Entschließungs-
antrag der Freien Demokraten kurz begründen. 

Nachdem sich zeigt, daß dieser Gesetzentwurf in 
der vorgelegten Form trotz aller sozialen, wirt-
schaftlichen und verfassungsrechtlichen Bedenken 
von der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion gebilligt 
wurde, fordern wir Freien Demokraten die Bundes-
regierung in einem Entschließungsantrag auf, zu be-
richten, welche Möglichkeiten sie sieht, entspre-
chende Leistungen auch für die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes zu gewähren. Der Gesetzent-
wurf schließt Beamte, Richter, Berufssoldaten, Sol-
daten auf Zeit von dieser Möglichkeit der Ver-
mögensbildung fast völlig aus. Sie erhalten die Ver-
günstigungen dieses Gesetzes nur insoweit, als sie 

*) Siehe Anlage 8 
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vermögenswirksame Leistungen in voller Höhe aus 
eigenem Einkommen aufbringen, während für an-
dere Arbeitnehmer die Aufbringung vermögens-
wirksamer Leistungen in voller Höhe durch den 
Arbeitgeber vorgesehen ist. Solch eine Lösung ist 
unsozial und verstößt nach Auffassung der FDP 
gegen den Gleichheitsgrundsatz. 

Wir bitten Sie daher, Ihre Zustimmung zu unse-
rem Entschließungsantrag zu geben, die Bundes-
regierung aufzufordern, eine Regelung vorzuberei-
ten und dem Hohen Hause zur Annahme vorzu-
schlagen, damit auch die Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes die Möglichkeit der Vermögensbil-
dung bekommen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der  
Abgeordnete Müller (Remscheid). 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nach dem Motto: „Für 
jeden etwas", und wenn es noch so extrem ist! Erst 
lehnt man  den § 15 dieses Gesetzes, der die Einbe-
ziehung der Beamten vorsieht, ab, und dann wird 
ein solcher Entschließungsantrag gestellt! 

Wir sind der Meinung, meine Damen und Her-
ren, daß die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, 

 so wie es im Gesetz verankert ist, ein Anrecht 
darauf haben, mit den Arbeitnehmern der Wirt-
schaft gleichgestellt zu werden; denn sie erbringen 
für die Wirtschaft so wichtige Vorleistungen, daß 
sie nicht ausgeschlossen werden können. 

Aber nach unserer Meinung reicht die vorge-
sehene Fassung hierfür restlos aus.  Die  Tarifpar-
teien des öffentlichen Dienstes können Tarifverträge 

 schließen. 

(Abg. Dorn: Das stimmt doch nicht!) 

Hinsichtlich der Beamtenbesoldung können wir 
durch gesetzliche Regelung etwas tun. Das stimmt 
doch! Wenn Sie das Tarifvertragsgesetz kennten, 
wüßten Sie, daß auch die Tarifvertragsparteien des 
öffentlichen Dienstes solche Tarifverträge schließen 
können. 

(Abg. Dorn: Aber nicht für Beamte!) 

— Vielleicht widmen ,Sie sich ab und zu einmal Vor-
lesungen über Fragen des Tarifrechts. 

Wir beantragen jedenfalls Ausschußüberweisung, 
damit wir sehen können, welche offenen Türen Sie 
einrennen wollen, und zwar Überweisung an den 
Ausschuß für Arbeit — federführend — und an den 
Ausschuß für Inneres zur Mitberatung. 

Vizepräsident Schoettle: Wird das Wort wei-
ter gewünscht? — Herr Abgeordneter Behrendt! 

Behrendt (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir sind ebenfalls sehr erstaunt, daß 
nach Ablehnung sowohl des Gesetzes als auch ins-
besondere des § 15 nunmehr als erstes von Ihnen 
der Antrag gestellt wird, die Bundesregierung möge 
sich Gedanken darüber machen, welche Möglichkei

-

ten sie sieht, vermögenswirksame Leistungen ent- 
sprechend dem II. Vermögensbildungsgesetz für die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu gewähren. 

(Zuruf von der FDP: Gleichheitsgrundsatz!) 

Ich hoffe, meine Damen und Herren, Sie werden 
das gleiche tun bei anderen Gelegenheiten, wenn 
es sich um einen anderen Arbeitgeber handelt als 
die Bundesregierung oder den öffentlichen Dienst 
schlechthin.  

(Zuruf von der FDP: Natürlich!) 

Wir stimmen dem Vorschlag zu,  den Antrag an 
den Ausschuß für Arbeit sowie zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Inneres zu überweisen. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren  
Wortmeldungen. 

Die Ausschußüberweisung geht zweifellos vor. Es 
ist beantragt, den Entschließungsantrag an den Aus-
schuß für Arbeit — federführend — und an  den  Aus-
schuß für Inneres — mitberatend — zu überweisen. 
Das Haus ist mit diesen Überweisungsvorschlägen 
einverstanden; es ist so beschlossen. 

Ich habe noch zu bemerken, daß Punkt 4 der 
Tagesordnung für heute abgesetzt werden muß, weil 
wichtige Ausschußberichte noch nicht vorliegen. 

Ich rufe auf Punkt 5: 

Zweite und dritte Beratung ides  von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Handelsgesetz-
buches und der Reichsabgabenordnung (Druck-
sache IV/2865) ; 

Schriftlicher Bericht des  Wirtschaftsausschus

-

ses (16. Ausschuß) (Drucksache IV/3258); 

(Erste Beratung 158. Sitzung). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Müser. 
Will der Herr Berichterstatter das Wort ergreifen? 
— Das ist nicht der  Fall. Das Haus begnügt sich mit 
seinem Schriftlichen Bericht. 

Ich eröffne die  zweite Beratung. Das Wort  in  der 
allgemeinen Aussprache wird nicht gewünscht. Die 
Aussprache ist geschlossen. Ich rufe auf §§ 1, — 2, 
— 3, — 4, — Einleitung und Überschrift. — Wer dein 
aufgerufenen Bestimmungen zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Angenommen! Die zweite Bera-
tung ist geschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung  

ein. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der  Fall. Die 
Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Schluß-
abstimmung. Wer dem Gesetz im ganzen zustimmen 
will,  den  bitte ich, sich zu erheben. — In dieser 
späten Abendstunde kostet es etwas Mühe, mitzu-
stimmen. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Ge-
setz ist einstimmig verabschiedet. 

Dann ist noch über einen Entschließungsantrag 
des Ausschusses abzustimmen, den  'Sie in  der Druck-
sache IV/3258 ,auf Seite 3 .finden: 
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Die Bundesregierung wird ersucht, 

die Frage der handels- und steuerrechtlichen 
Aufbewahrungsfristen im Zusammenhang mit 
der Reform  der Reichsabgabenordnung zu prü-
fen. Der Bundestag hält eine Verkürzung dieser 
Fristen im Interesse der Wirtschaft fürdringend 
erwünscht. 

Wer diesem Entschließungsantrag zustimmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Der Entschließungsantrag ist angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 6: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
den zivilen Ersatzdienst (Drucksache IV/2273); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ar-
beit (21. Ausschuß) (Drucksache IV/3241); 

(Erste Beratung 128. Sitzung, zurückverwie-
sen 161. Sitzung). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Wolf. Das 
Haus begnügt sich mit der schriftlichen Berichter-
stattung. 

Wir treten in die zweite Beratung ein.  Ich rufe auf 
Art. 1 Ziffer 1, 2 und 3. Wer den  aufgerufenen Zif-
fern zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die 
aufgerufenen Ziffern sind angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 4. Dazu liegt ein Änderungs-
antrag auf Umdruck 615 *) vor. Zur Begründung hat 
Herr Abgeordneter Jahn das Wort. 

Jahn (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe die Ehre, den Änderungsantrag 
der Kollegen Dr. Müller-Emmert, Dr. Güde. Frau 
Dr. Diemer-Nicolaus, Dr. Kanka, Jahn, Benda und 
Genossen zu begründen. Es geht um eine Frage von 
grundsätzlicher Bedeutung, und deshalb muß ich Sie 
bitten, noch einen Moment Geduld aufzubringen. 
Es geht um die richtige Bewertung des Art. 4 des 
Grundgesetzes und seine Erfüllung im Rahmen die-
ses Gesetzes. 

Eine Vorbemerkung: Nachdem die hier wesent-
liche Frage der richtigen Behandlung wiederholter 
Ersatzdienstverweigerung inzwischen zum Gegen-
stand eines Verfahrens vor dem Bundesverfas-
sungsgericht gemacht worden ist, müssen wir uns 
darüber im klaren sein, daß jede hier zu treffende 
Entscheidung unter dem Vorbehalt des Spruchs des 
Bundesverfassungsgerichts stehen muß. Das kann 
und darf uns aber nicht daran hindern, eine Frage, 
die weithin Unbehagen bewirken muß und bewirkt, 
in ernster Form selber zu entscheiden. 

Worum geht es? — Unter den Kriegsdienstver-
weigerern, die zum Ersatzdienst herangezogen wer-
den, gibt es eine Gruppe von Leuten — eine nicht 
sehr große Gruppe, aber doch eine Zahl von einigen 
hundert —, die es aus Gewissensgründen auch ab-
lehnen, den Ersatzdienst zu leisten. Sie argumentie-
ren, ihr Gewissen verbiete es, jeder Art staatlichen 

*) Siehe Anlage 9 

Zwangs zu folgen. Nun mag man darüber streiten, 
ob diese Wertung allgemein akzeptiert werden 
kann. Wenn sich aber jemand wie diese Menschen 
mit solchem Nachdruck, solcher Überzeugung und 
solchem Ernst auf sein Gewissen beruft, dann gebie-
tet es schon die Achtung vor dem einzelnen, ins-
besondere aber das, was in Art. 4 des Grundgesetzes 
steht, diese Gewissensentscheidung anzuerkennen. 
Daß sie von großem Ernst getragen ist, daran kann 
doch wohl deshalb kein Zweifel bestehen, weil — 
wie wir alle wissen — gerade aus den Reihen dieser 
Menschen, insbesondere aus denen der Zeugen 
Jehovas, eine große Zahl von Opfern der national-
sozialistischen Gewaltherrschaft hervorgegangen ist. 
Sie haben es sich nie bequem gemacht, und sie haben 
damals auch mit ihrem Leben für ihre Überzeugung 
und ihr Gewissen eingestanden. 

Ich sage ganz offen: Im Grunde ist es ein wenig 
betrüblich zu sehen, daß wir nicht soviel Mut, 
soviel freiheitliche Einstellung, soviel liberale Ge-
sinnung — um ein heute schon mehrfach zitiertes 
Wort auch hier noch einmal zu sagen — aufbringen 
und sagen können: eigentlich müßten wir es aus-
halten, daß eine so verhältnismäßig kleine Gruppe 
von Menschen, die hier unter .Berufung auf ihr Ge-
wissen eine ernsthafte Auseinandersetzung führt, 
völlig von den sonst notwendigen staatlichen Maß-
nahmen ausgenommen wird. Nun, das scheint nicht 
möglich zu sein. Aber das, was sich jetzt auf Grund 
der geltenden Gesetzeslage tut, ist ein auf die 
Dauer nicht nur unbefriedigender, sondern unerträg-
licher Zustand. 

Die Rechtslage ist folgende. Das Gesetz schreibt 
vor, daß diejenigen, die als Kriegsdienstverweige-
rer anerkannt sind, zum Ersatzdienst einberufen 
werden und daß diejenigen, die einberufen werden 
und dann auch den Ersatzdienst verweigern, be-
straft werden. Das führt dazu, daß diejenigen, die 
einmal zum Ersatzdienst einberufen worden sind, 
der Einberufung nicht Folge geleistet haben und 
deshalb bestraft worden sind, nach der Strafverbü-
ßung, wenn sie eine neue Einberufung erhalten und 
dieser wiederum aus Gewissensgründen nicht Folge 
leisten, erneut bestraft werden müssen. Das kann 
bis sonstwohin fortgesetzt werden, ohne daß damit 
in der Sache etwas Sinnvolles geschieht, ja, ohne 
daß überhaupt irgend etwas erreicht wird, außer daß 
wir einige Nachteile einstecken müssen. Einmal muß 
nämlich der Gesetzgeber und der Staat bei einer 
solchen Methode zwangsläufig an Glaubwürdigkeit 
verlieren, zum anderen wird darüber hinaus ein 
sehr wichtiger Grundsatz, der für den Gesetzgeber 
gelten muß und selbstverständlich gilt, nämlich der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Mittel, hier 
einfach übersehen und mißachtet. Es ist gar nicht 
so, daß die Betreffenden immer wieder aufs neue 
einen Entschluß fassen, die Leistung des Ersatz-
dienstes erneut zu verweigern. Das ist vielmehr 
ein einziger Entschluß, den sie auf Grund ihrer Ge-
wissensüberzeugung einmal gefaßt haben und den 
sie nur konsequent vollziehen. 

Nun wird gesagt: Ja, wenn das im Gesetz nicht 
geregelt ist, kann man dann nicht einen anderen 
Weg finden, und ist es nicht im Grunde so, daß 
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durch die  Praxis der Verwaltung, d. h. durch die 
Praxis des Bundesarbeitsministers, dem dadurch 
schon Rechnung. getragen wird, daß eine zweite Ein-
berufung in der Regel nicht erfolgt? Das ist zwar 
richtig; meine Damen und Herren. Aber ich muß ganz 
offen sagen: Das ist ja nun kein hinreichender 
Schutz, das gibt keine hinreichende Klarheit. Abge-
sehen davon, daß das zwar im Augenblich Verwal-
tungspraxis sein mag, die Verwaltung aber durch 
diese freie Entscheidung ja niemals gebunden wird 
und sie jederzeit einseitig wieder ändern könnte, 
steckt doch eigentlich in diesem Verfahren auch das 
erklärte Zugeständnis der Verwaltung, daß hier 
eine Lücke im Gesetz ist. Wenn wir eine solche 
Lücke im Gesetz haben, nun gut, dann muß sie 
doch wohl endlich geschlossen werden, und zwar 
dadurch, daß auch der Gesetzgeber einen Riegel 
schafft, der bewirkt, daß eine wiederholte Bestra-
fung in diesen Fällen nicht in Frage kommen kann. 

Wenn wir uns dahin gehend entscheiden könnten 
— und darum bitte ich Sie sehr herzlich —, würde 
damit auch einem dringenden Bedürfnis der Justiz, 
der Gerichte, der Staatsanwaltschaften Rechnung 
getragen, die nämlich mehr als unglücklich über die 
Zwangslage sind, in der sie sich befinden. i s gibt 
eine ganze Reihe von Fällen, in denen diese Ver-
fahren zum wiederholten Male eingeleitet werden 
müssen. Das hat, wie ich mir habe berichten lassen, 
jetzt einen unserer Generalstaatsanwälte in der 
Bundesrepublik veranlaßt, alle diese Verfahren vor-
läufig einzustellen und zunächst einmal abzuwarten, 
was bei den Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts herauskommt. Das ist auch nur ein Not-
behelf, der aus dieser Situation erwachsen ist, der 
aber zeigt, daß es hier einer eindeutigen, klaren 
und abschließenden gesetzlichen Regelung bedarf. 

Dem dient der Antrag, in § 12 einen neuen Ab-
satz 5 einzufügen, in dem es heißt: 

Hat ein anerkannter Kriegsdienstverweigerer 
die gegen ihn wegen Dienstflucht verhängte 
Freiheitsstrafe in einer Gesamthöhe von min-
destens 18 Monaten verbüßt, so wird er nicht 
mehr zum Ersatzdienst einberufen. 

Damit ist also klargestellt, daß der Betreffende nach 
einer Strafverbüßung in einem bestimmten Umfang 
aus diesem circulus vitiosus herauskommt und da-
mit endlich wieder ein würdiger Zustand herbeige-
führt werden kann. Denn das muß doch auch einmal 
gesagt werden: das Verfahren, wie es nach der heu-
tigen Gesetzeslage ist und wie es im Grunde nur 
mit gewissen Tricks umgangen wird, ist unwürdig, 
unwürdig auch für eine freiheitliche Demokratie, die 
stark genug ist und sein muß — und unsere ist es —, 
eine kleine Gruppe solcher Leute auszuhalten und 
hier nicht eine übertriebene Härte an den Tag legen 
zu müssen. 

Nun gibt es in diesem Zusammenhang noch zwei 
andere Probleme, zu denen ich nur wenige Sätze 
sagen möchte. Das ist zunächst einmal der Teil des 
Antrags, der dahin geht, § 37 zu ändern und vor-
zusehen, daß nicht eine Gefängnisstrafe verhängt 
werden muß, sondern eine Einschließung möglich 
ist. Hier ist ein falscher Vergleich im Gesetz gezo-
gen worden, und zwar deshalb, weil hier die Bezie

-

hung zum Wehrstrafgesetz hergestellt wird. Wir 
haben es hier aber mit einem ganz anderen Täter-
kreis zu tun, der gar nicht zum Wehrstrafgesetz in 
Beziehung gesetzt werden kann, denn es handelt 
sich um Ersatzdienst. Es handelt sich um etwas auch 
seiner Natur nach anderes als den Wehrdienst. Es 
handelt sich doch im wesentlichen um Leute, denen 
von Amts wegen attestiert worden ist, daß sie zu-
nächst einmal eine Grundentscheidung ihres Ge-
wissens vollzogen haben. Diese Überzeugungstäter 
aus Gewissensgründen nicht ohne weiteres ins Ge-
fängnis zu werfen, sondern die Möglichkeit der Ein-
schließung vorzusehen, halte ich eigentlich für eine 
Selbstverständlichkeit, ganz abgesehen davon, daß 
in den Beratungen des Strafrechtsausschusses aus-
drücklich anerkannt worden ist, daß die Überzeu-
gungstäter entsprechend behandelt werden sollen, 
und die Möglichkeit der Einschließung ohnehin für 
sie vorgesehen ist. 

Ähnliche Argumente gelten schließlich für den 
dritten Punkt, nämlich den § 38 b Abs. 3, der ge-
strichen werden soll mit dem Ziel, auch hier vor-
zusehen, daß eine Gefängnisstrafe in eine Geld-
strafe umgewandelt werden kann. Meine Damen 
und Herren, auch hier ist der Vergleich mit dem 
Wehrstrafgesetz völlig unangebracht, weil im 
Wehrstrafgesetz disziplinarische Maßnahmen damit 
verbunden sind und weil darüber hinaus ein Aus-
weichen auf den Strafarrest als eine mildere Form 
möglich ist. Wir haben es hier mit einem normalen 
Unrechtstatbestand, eigentlich sogar, wenn man es 
genau nimmt, mit einem Ordnungsunrecht zu tun. 
Da sollte es doch wohl selbstverständlich sein,  daß 
man die im Strafrecht allgemein anerkannte Mög-
lichkeit, eine Ersatzgeldstrafe anstelle der Frei-
heitsstrafe zu verhängen, auch zugestehen soll. Das 
würde dazu führen, daß in allen streitigen Fällen 
der Behandlung von Verweigerern des Ersatzdien-
stes eine Regelung gefunden werden kann, die 
einem Tatbestand Rechnung trägt, dem wir unsere 
Achtung nicht versagen dürfen. Denn selbst wenn 
eis dem einen oder anderen schwerfallen sollte, hier 
zu sagen: „Ich halte diese persönliche Auffassung, 
diese persönliche Einstellung für diskutabel" — das 
Grundgesetz gebietet im Artikel 4 die Achtung vor 
dieser Gewissensentscheidung, und die muß auch in 
dieser Novelle endlich — die Regelung des Pro-
blemes ist überfällig — vollzogen werden. 

Ich bitte Sie deshalb um Annahme unserer An-
träge. 

Vizepräsident Schoettle: Meine Damen und 
Herren! Sie werden bemerkt haben, daß Herr Ab-
geordneter Jahn nicht zu dem von mir aufgerufe-
nen Umdruck 615, sondern zu dem Umdruck 609 
(neu) *) die Begründung geliefert hat. Zu dem Um-
druck 609 (neu) liegt ein Änderungsantrag auf Um-
druck 615 vor. Das Wort zur Begründung dieses 
Änderungsantrages hat der Abgeordnete Wolf. 

Wolf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Den Änderungsantrag der Abgeordneten 

*) Siehe Anlage 10 
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Behrendt und Genossen zum. Änderungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Müller-Emmert, Dr. Güde und 
Genossen auf Umdruck 609 (neu) begründe ich na-
mens der Antragsteller wie folgt. 

Wie mein Kollege Jahn schon ausgeführt hat, ist 
es bisher nach den gesetzlichen Bestimmungen 
möglich, denjenigen, der aus Überzeugungsgründen 
den Ersatzdienst verweigert, wegen jeder neuen 
Nichtbefolgung des Einberufungsbefehls immer 
wieder zu bestrafen. Wir meinen hier mit dem 
Strafrechtsausschuß, daß dieser gegenwärtige 
Rechtszustand wenig befriedigend  ist,  zumal er da-
zu führen kann, daß die Summe der gegen ihn 
nach und nach erkannten Strafen eine Höhe er-
reicht, die in keinem rechten Verhältnis mehr zu 
dem Verhalten des Täters steht, wenn man berück-
sichtigt, daß dieses nur die Folge des aus religiöser 
Überzeugung ein für allemal gefaßten Entschlusses 
ist. 

Die Antragsteller bekennen sich deshalb zu der 
Auffassung des  Sonderausschusses Strafrecht, der 
dem federführenden Ausschuß einstimmig empfoh-
len hat, an § 12 einen Absatz 5 anzufügen: 

(5) Hat ein anerkannter Kriegsdienstver-
weigerer gegen ihn wegen Dienstflucht ver-
hängte Freiheitsstrafen in einer Gesamthöhe 
von mindestens 18 Monaten verbüßt, so wird 
er nicht mehr zum Ersatzdienst einberufen. 

Die Praxis ist auch bisher so gewesen, daß der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung in 
den Fällen, in denen der Ersatzdienstpflichtige ge-
gen ihn wegen Dienstflucht verhängte Strafen in 
einer seiner Ersatzdienstzeit entsprechenden Höhe 
verbüßt hat, von einer weiteren Einberufung abge-
sehen hat. Von Vertretern des Arbeitsministeriums 
wurde hier mitgeteilt, daß die höchste Strafver-
büßung 14 Monate betrug. 

Wir sind daher der Meinung, daß eine bisher ge-
übte Praxis nicht, wie im Änderungsantrag auf Um-
druck 609 (neu) vorgesehen, erweitert werden soll, 
um nicht von Gesetzes wegen Ersatzdienst und 
Strafverbüßung gleichzusetzen. Sicher wird keiner 
bestreiten wollen, daß 18 Monate Strafverbüßung 
nicht mit 18 Monaten ziviler Ersatzdienstzeit gleich-
zusetzen sind. 

Wir bitten daher, unseren Antrag auf Um-
druck 615 anzunehmen, der dem Antrag des Straf-
rechtsausschusses entspricht, weil er nach unserer 
Auffassung ein annehmbarer Kompromiß ist zwi-
schen der Notwendigkeit, die staatliche Ordnung 
und Autorität zu schützen, und der Notwendigkeit, 
den Bogen gegenüber dem Dienstpflichtigen, dem 
Überzeugungstäter aus Gewissensgründen, nicht zu 
überspannen. Wir bitten, den Änderungsantrag auf 
Umdruck 609 (neu) dahin abzuändern, daß in § 12 
Abs. 5 die Zahl 18 durch die Zahl 12 ersetzt wird, 
und ihn im übrigen anzunehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Scheppmann. 

Scheppmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst habe ich eine kleine 
Korrektur anzubringen — Herr Kollege Jahn, wenn 
Sie ein wenig aufpassen wollten —: Ich habe hier 

 eine Erklärung der Kollegen Dr. Kanka und Dr. 
Güde, die von dem Antrag, den sie mit unterzeich-
net haben, zurücktreten und ihn nicht mehr befür-
worten. Ich möchte diese Erklärung hier verlesen, 
damit sie im Protokoll erscheint. 

(Abg. Jahn: Darf ich eine Zwischenfrage 
stellen?) 

— Bitte! 

Jahn (SPD) : Haben Sie eine Erklärung dafür, 
Herr Kollege Scheppmann, weshalb die betreffen-
den Kollegen nicht selber hier im Saale sind, so daß 
wir uns .mit ihnen darüber auseinandersetzen kön-
nen, warum sie eigentlich von ihrem Antrag zu-
rücktreten? Es war immerhin ein einstimmiger Be-
schluß des Strafrechtsausschusses, der zu diesem 
interfraktionellen Antrag geführt hat. 

Scheppmann (CDU/CSU) : Ich darf dazu sagen, 
meine Damen und Herren: Die Mehrheit des feder-
führenden Ausschusses hat den einstimmigen Be-
schluß des Strafrechtsausschusses nicht akzeptiert, 
der Mehrheitsbeschluß des federführenden Aus-
schusses widerspricht dem einstimmigen Beschluß 
des Strafrechtsausschusses. Aus diesem Grunde 
glaube ich berechtigt zu sein, für meine Kollegen, 
die im Augenblick nicht hier sein können, eine Er-
klärung abzugeben. 

(Abg. Jahn: Warum?) 

— Warum, werden Sie gleich hören. Lassen Sie es 
mich doch erst einmal verlesen! 

(Abg. Jahn: Warum sie nicht hier  sind!) 

Ich möchte hier folgendes vortragen: 

Die Kollegen der CDU-Fraktion, die den Antrag 
auf Umdruck 609 mit unterschrieben haben, verfol-
gen ihn nicht weiter. Sie halten es nicht für gut, die 
Zeit verbüßter Strafe und die Zeit geleisteten Dien-
stes gegeneinander abzuwägen. Daher verzichten 
sie nun auf eine Bestimmung von der Art des § 12 
Abs. 5, 

(Abg. Jahn: Also 12 Monate, weil das die 
einzig sinnvolle Konsequenz wäre! 

nachdem vom zuständigen Ministerium die Erklä-
rung abgegeben wurde, man werde bei der Wieder-
einberufung bereits oder sogar wiederholt zu ver-
büßten Freiheitsstrafen verurteilter Zeugen Jehovas 
oder ähnlicher Ersatzdienstverweigerer vernünftig 
maßhalten. 

(Zuruf von der SPD: Maßhalten wie bei den 
Postgebühren!) 

Was die Strafe der Einschließung angeht, soll das 
sehr ernste Problem der weiteren Anwendung der 
Einschließung als einer nicht ehrenrührigen Frei-
heitsstrafe im größeren Zusammenhang der allge-
meinen Strafrechtsreform gelöst werden. Es ist 
wenig ratsam, es zum Gegenstand streitiger Erörte- 
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rung über das vorliegende Gesetz mit Vorschriften 
des Nebenstrafrechts zu machen. 

Soweit die Erklärung der Kollegen, die den An-
trag auf Umdruck 609 mit unterzeichnet haben und 
die jetzt also, Herr Kollege Jahn, von diesem Antrag 
zurücktreten. 

(Abg. Jahn: Warum sind die Kollegen nicht 
hier?) 

Zur Sache selbst möchte ich folgendes sagen. Es 
wird hier von der wiederholten Bestrafung und da-
von gesprochen, daß diese Relation doch nicht recht 
am Platze sei. Ich darf hier einmal vortragen, wie 
sich die Sache entwickelt hat. Als die Vorlage der 
Regierung eingebracht wurde, hat zunächst einmal 
der Bundesrat in seiner Sitzung vom 8. Mai 1964 
zu dieser Angelegenheit Stellung genommen. Im 
Bundesrat haben sich der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialpolitik, der Ausschuß für Innere Angelegen-
heiten, der Rechtsausschuß und der Verteidigungs-
ausschuß damit beschäftigt und die Regierungsvor-
lage als richtig anerkannt. So ist diese Regierungs-
vorlage vom Plenum dieses Hohen Hauses dem 
federführenden Ausschuß zugeleitet worden. 

Wir haben nicht einige hundert, sondern wir ha-
ben 1300 anerkannte Kriegsdienstverweigerer. Wir 
haben zur Zeit 550 Widersprüche, 120 Verwaltungs

-

streitverfahren, 550 Strafanzeigen, 60 Beschlußver-
fahren und 12 neue Revisionsverfahren. Auch das 
möchte ich einmal sagen, weil die meisten Kollegin-
nen und Kollegen nicht darüber unterrichtet sind: 
auf etwa 1000 Ersatzdienstverweigerer haben wir 
einen Schriftwechsel von etwa 55 000. Sie sehen 
daraus, welche Arbeit das macht. 

In den Ausführungen von Herrn Kollegen Jahn 
und Herrn Kollegen Wolf wird das doch nicht ganz 
richtig dargestellt. Wir müssen mal folgendes sehen. 
Unsere jungen Leute dienen bei der Bundeswehr 18 
Monate. Dazu müssen sie laut Wehrgesetz ihre neun 
Monate Übungen machen. Das sind insgesamt 27 Mo-
nate. Nun wollen Sie diesen Leuten, die als Kriegs-
dienstverweigerer aus Gewissensgründen anerkannt 
sind, aber diesen Dienst nicht leisten wollen, in be-
sonderer Weise das Leben leichter machen. 

(Abg. Jahn meldet sich zu einer Zwischen

-

frage.) 

— Lassen Sie mich erst mal aussprechen, Herr Jahn. 
Ich habe Sie bei Ihrer Begründung auch nicht unter-
brochen. Sie können gleich antworten. Ich wünsche 
jetzt keine Unterbrechung. 

Ich möchte einmal darlegen, wie die Dinge in 
Wirklichkeit sind. Sie sind der Meinung, daß ein 
Kriegsdienstverweigerer bei dem zuständigen Ge-
richt, wenn er sich weigert, seinen Ersatzdienst zu 
leisten, mit einer Geldstrafe davonkommen soll oder 
daß man ihn mit einer Ehrenhaft, einer Einschlie-
ßung, bestrafen soll. Sie sind der Meinung, daß im 
Höchstfall eine Strafe von einem Jahr gegeben wer-
den soll. Wiederholte Bestrafungen wünschen Sie 

 eigentlich gar nicht. 

Diesen Leuten, die aus Überzeugung glauben, sie 
brauchten keinen Wehrdienst zu leisten, gibt der  

Gesetzgeber die Möglichkeit, im zivilen Ersatzdienst 
18 Monate Dienst zu leisten, und zwar in Kranken-
anstalten oder in Universitätskliniken einen sehr 
leichten Dienst zu machen. Das wird von den Leuten 
abgelehnt. Von den anderen, die bei der Bundes-
wehr sind, verlangt man einfach, daß sie zunächst 
einmal 18 Monate Grundwehrdienst leisten und dar-
über hinaus noch neun Monate Übungen vollziehen. 
Das alles soll nun nach Ihrer Auffassung geändert 
werden. Ich bin der Auffassung, daß man eine solche 
Vergünstigung gegenüber der  Bundeswehr — so 
möchte ich sie bezeichnen —, die man hier für 
Kriegsdienstverweigerer einführen will, nicht ein-
führen sollte, sondern daß man .diese Leute in glei-
cher Weise behandeln sollte. Ich will nicht von fort-
laufender Bestrafung reden. Das soll in gar keiner 
Weise ,gemacht werden. Es muß aber doch auch end-
lich einmal gesagt werden, daß diesen Kriegsdienst-
verweigerern, die praktisch jede staatliche Ordnung 
ablehnen, klargemacht werden muß, daß sie sich — 
wenn sie in dieser Gemeinschaft leben und wenn 
die Gemeinschaft für sie sorgen soll — umgekehrt 
aber auch in der Gemeinschaft in diese Ordnung zu 
fügen haben. 

(Beifall bei„ der CDU/CSU.) 

Das möchte ich einmal ganz klar gesagt haben. 
 Anders geht es doch wirklich nicht. Wir haben uns 

schließlich alle der Ordnung zu fügen. 

(Abg. Dr. Schäfer: Art. 4 des Grundgesetzes 
interessiert ihn nicht!) 

— Art. 4 des Grundgesetzes wird ganz genau be-
achtet. Nach einer anderen Bestimmung des Grund-
gesetzes ist die Regierung dazu verpflichtet, Vor-
schläge zu machen, wie der Ersatzdienst geleistet 
werden soll, und hierzu sind Vorschläge gemacht 
worden. Ersatzdienstpflichtige, die 18 Monate Dienst 
tun sollen, können sich sogar noch freiwillig melden 
und ihre Wünsche äußern, in welchen Häusern sie 
untergebracht werden wollen. Sie können in den 
Krankenhäusern Dienst am Kranken verrichten und 
in den Universitätskliniken und sonstigen Pflege-
anstalten Dienst tun. Aber auch ,der Dienst in  diesen 
Häusern wird von den Kriegsdienstverweigerern 
abgelehnt. Sie wollen ihn nicht ableisten. Es sind 
zwar nur verhältnismäßig wenige; etwa ein Drittel 
der anerkannten Kriegsdienstverweigerer haben 
bisher ihre Dienstleistung verrichtet. 

Sie sind nun der Meinung, daß man diesen Dingen 
Rechnung tragen müsse. Ich möchte Ihnen einmal 
sagen, wie es in anderen Staaten ist. Sie wissen 
auch, daß in Belgien gesetzlich eine Bestrafung un-
begrenzt möglich ist, daß in Frankreich eine Be-
strafung gesetzlich und tatsächlich für die Dauer 
der Wehrpflichtzeit unbegrenzt möglich ist, daß in 
den Niederlanden eine Bestrafung gesetzlich unbe-
grenzt möglich ist. Tatsächlich dauert die Vollstrek-
kung so lange, bis 18 Monate Wehrdienst erreicht 
sind. In Italien gibt es Bestrafungen, in den USA 
gleichfalls. Nur Sie möchten den Kriegsdienstver-
weigerern etwa mit einer Geldstrafe, einer Ehren-
haft oder mit einer Einschließung entgegenkommen. 
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Das sind doch die Dinge, die in Ihren Anträgen 
stehen. 

(Zurufe von der SPD: Das ist doch nicht 
wahr! — Abg. Behrendt: Wir wollen die 
Bestrafung genauso wie Sie! — Abg. Dr. 

Schäfer: Lesen Sie es doch mal!) 

— Ich habe es gelesen und weiß sehr wohl, was 
drinsteht. 

Ich bin .der Auffassung, daß man auf diesem Ge-
biete bei den Kriegsdienstverweigerern keine Aus-
nahmen machen kann und daß man sie nicht anders 
stellen kann als diejenigen, die nun bei der Bundes-
wehr ihre Pflicht zu erfüllen haben. Im Grunde ist 
es doch so: Oberstes Gebot muß es sein, beim zivi-
len Ersatzdienst kein Sonderrecht zu schaffen. Der 
Ersatzdienst ist Erfüllung der  alle männlichen Staats-
bürger treffenden allgemeinen Wehrpflicht. Das 
muß doch einmal ganz klar herausgestellt werden. 
Es ist nicht einzusehen, warum 0,4 % von ihnen 
deutlich bessergestellt werden sollen, während die 
restlichen 99,6 % schlechter gestellt sind. 

Von den Zeugen Jehovas wird gesagt, daß sie 
diesen Dienst verweigern und nicht daran denken, 
ihn zu leisten. Man sagt, sie glaubten, man wolle 
sie zu Märtyrern machen. Das stimmt gar nicht. Wir 
wollen sie nicht dazu machen, sondern wir wollen 
diese Menschen nicht anders behandeln als unsere 
Soldaten bei der Bundeswehr. Wir wollen nicht, daß 
der eine zur Bundeswehr gehen muß und dort 
18 Monate Dienst plus 9 Monate Übungen ableistet, 
während der andere glaubt, mit einer Geldstrafe 
oder mit einer kurzen Einschließung davonkommen 
zu können. Ich glaube, das verstieße gegen den 
Gleichheitsgrundsatz. Das sollte man nicht tun. 

Sie mögen für Ihre Haltung Ihre Gründe' haben; 
das soll uns gleich sein. Wir werden diese Gründe 
niemals anerkennen und werden aus diesem Grunde 
beide Anträge, die Sie gestellt haben,  ablehnen. 

Ich bitte das Hohe Haus, diese Anträge ablehnen 
zu wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat die 
Frau Abgeordnete Dr. Diemer -Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich muß sagen, 
das politische Leben ist immer interessant, und vor 
Überraschungen ist man nie sicher. 

(Zuruf links: Das kann man wohl sagen!) 

Ich war selten so überrascht, Herr Kollege Schepp-
mann, wie jetzt, nämlich darüber, daß die Herren 
Kollegen Güde und Kanka nicht nur nicht hier sind, 
sondern auch ihre Unterschriften unter dem Antrag 
zurückgezogen haben. Denn die Gründe, die sie 
dafür angegeben haben, betrafen Dinge, die schon 
vorher bei uns im Sonderausschuß Strafrecht in 
vollem Umfange bekannt waren. 

(Zuruf von der SPD: 12 Monate sogar!) 

Es würde mich reizen, auf Ihre Ausführungen, 
Herr Kollege Scheppmann im einzelnen zu entgeg

-

nen. Ich verzichte im jetzigen Augenblick wegen der 
vorgerückten Stunde darauf. Ich möchte aber das 
eine Grundsätzliche sagen — das dürfen Sie mir 
nicht übelnehmen —: Ihre Rede zeigt sehr wenig 
Verständnis für die Gewissensnöte anderer, zeigt 
sehr wenig Verständnis für solche Menschen, die 
lieber ihr Leben hingegeben haben, als ihrem Ge-
wissen nicht zu folgen. Ich teile nicht die Auffassung 
der Zeugen Jehovas. Aber ich bin tolerant, so wie 
es dem Grundgesetz entspricht, und bin deshalb der 
Auffassung, daß man auch diesen.Menschen die Ge-
wissensnot zubilligen kann. 

Die 'Regelung, die der Sonderausschuß Strafrecht 
gefunden hatte, war von allen Parteien nach sehr 
langen, sehr reiflichen Überlegungen einstimmig be-
schlossen worden, und zwar in der Form, daß es 
zwölf Monate und nicht achtzehn Monate waren. 
Wenn ich auch den Änderungsantrag zu meinem 
eigenen Antrag nicht unterzeichnet habe, so unter-
stütze ich ihn aber in vollem Umfang. Der Antrag, 
der 18 Monate vorsah, war ein Kompromißvorschlag 
gegenüber manchen Einwendungen. Aber es sind 
im Arbeits ausschuß Dinge miteinander verglichen 
worden, die überhaupt nicht vergleichbar sind. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich unterstreiche damit jedes Wort, das Herr Kol-
lege Jahn gesagt hat. Er hat die einmütige Auffas-
sung des Sonderausschusses Strafrecht zum Aus-
druck gebracht. Wir können nicht warten, bis eine 
generelle Regelung für das gesamte Strafrecht 
kommt. Die Bestimmtheit der Strafbestimmung er-
fordert, daß wir eine gesetzliche Regelung treffen 
und uns nicht mit Verwaltungsmaßnahmen und der 
Bereitschaft zum Maßhalten bei Verwaltungsmaß-
nahmen einverstanden erklären, die jederzeit ge-
ändert und widerrufen werden können. Das Arbeits-
ministerium hat ausdrücklich erklärt, daß es die 
Möglichkeit der Abweichung von dieser Praxis be-
halten wolle. Deswegen ist eine gesetzliche Grund-
lage erforderlich. Sie können sich auch nicht auf den 
Bundesrat berufen. Seien wir als Abgeordnete fort-
schrittlich! Handeln wir auf alle Fälle im Geiste 
unseres Grundgesetzes, besonders des Art. 4, im 
Geiste der Toleranz und der Achtung vor der Ge-
wissensnot auch der Menschen, die anderer Auf-
fassung sind. Ich bitte daher um Annahme der Än-
derungsanträge. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete von Haniel-Niethammer. 

Dr. von Haniel-Niethammer (CDU/CSU) : Ver-
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich darf vielleicht ganz kurz und ganz plastisch den-
jenigen Kollegen, die sich mit der Materie nicht 
so befaßt haben, sagen, worum es bei dem Gesetz 
über den zivilen Ersatzdienst geht und welches An-
liegen die CDU und CSU und wohl auch Teile der 
FDP vertreten. 
Der moralische Grund, warum wir das Kriegs-

dienstverweigerungsrecht grundsätzlich anerkennen, 
liegt darin, daß der Kriegsdienst unter Umständen 
zum Töten zwingen kann. Diejenigen, denen das 
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Kriegsdienstverweigerungsrecht zugebilligt wird, 
müssen einen zivilen Ersatzdienst von der gleichen 
Dauer wie der Wehrdienst - nämlich 18 Monate 
- leisten. Dieser zivile Ersatzdienst steht in keiner 
Weise — auch nicht indirekt, wie es manchmal so 
polemisch in einer gewissen Öffentlichkeit ver-
breitet wird 	im Dienst der Wehrpflicht. Es geht 
darum, daß die Leute in Krankenhäusern, in Heil-
und Pflegeanstalten, bei den Ärmsten der Armen 
Dienst tun sollen und daß sie dort ihre christliche 
Nächstenliebe betätigen können. Wenn sie sich wei-
gern, dieser zivilen Ersatzdienstpflicht nachzukom-
men, sollen sie genauso behandelt und bestraft wer-
den, wie ein Wehrpflichtiger, der seiner Wehrpflicht 
nicht nachkommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Es liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung für die Änderungs-
anträge, zunächst über den Änderungsantrag Um-
druck 615, der eine Änderung der Ziffer 1 des Ände-
rungsantrags auf Umdruck 609 herbeiführen will. 
Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 

(Zurufe: Das erste war die Mehrheit!) 

- Nein, das letzte war die Mehrheit; der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ziffer 1 
des Umdrucks 609. Wer diesem Antrag zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Hier ist 
die Situation etwas anders. Gegenprobe bitte! Das 
erste war die Mehrheit. Der Antrag ist angenom-
men. 

Wir stimmen über die Nr. 4 in der neuen Fassung 
ab. Wer dieser Nr. 4 zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Das ist die gleiche Mehr-
heit wie vorhin; Nr. 4 ist angenommen. 

(Zurufe: Gegenprobe!) 

- Entschuldigen Sie. Nehmen Sie es mir nicht übel; 
ich bin auch etwas müde wie Sie. Die Gegenprobe! — 

(Zurufe: Auszählen! Lassen Sie auszählen!) 

- Wir wiederholen die Abstimmung durch Auf-
stehen. Wer der Nr. 4 zustimmen will, den bitte ich, 
sich zu erheben. - Danke. Die Gegenprobe! 

(Zurufe: Auszählen!) 

Ich entscheide, daß das erste die Mehrheit war; Zif-
fer 4 ist angenommen. 

(Zuruf: Das können Sie doch nicht! — 
Weitere Zurufe.) 

Wir fahren in der Abstimmung fort. 

(Anhaltende Unruhe und Zurufe: Hammel

-

sprung!) 

Ich rufe auf die Nrn. 5, 6, 7, 8, 9, 10, 'F1, '12, 13, 
14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25. Wer den 
aufgerufenen Nummern zustimmen will, den bitte 
ich um ein 'Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! 
- Enthaltungen? - Die aufgerufenen Nummern 
sind angenommen. 

Zu Nr. 26 liegt ein Änderungsantrag auf Um-
druck 609 (neu) vor. Er ist bereits begründet. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer diesem Än-
derungsantrag zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Die Gegenprobe 'bitte! — Das ist 
die gleiche Situation wie vorhin; der Antrag ist an-
genommen. 

Wir stimmen ab über die Nr. 26 in der neuen Fas-
sung. Wer zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Die gleiche Mehrheit wie vorhin. 

Ich rufe auf die Nr. 27. Wer zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. -Gegenprobe bitte! 
— Das erste war die Mehrheit; Nr. 27 ist angenom-
men. 

Ich rufe auf Nr. 28. Hier liegt auf Umdruck 609 
(neu) Ziffer 3 ein Änderungsantrag vor. Er ist be-
reits begründet. Wer ihm zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! 
- Dieselbe Mehrheit wie vorhin; der Antrag ist 
angenommen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

- Ich weiß nicht, meine Damen und Herren, warum 
Sie lachen. Ich habe die Absicht, die zweite Bera-
tung dieses Gesetzes ohne Pannen zu Ende zu füh-
ren. Vielleicht verstehen Sie nun besser. Ich stelle 
fest: Der Änderungsantrag ist angenommen. 

Wir stimmen über Nr. 28 in der neuen Fassung 
ab. Wer zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. - Danke. Die Gegenprobe! - Das erste 
war die Mehrheit; Nr. 28 in der neuen Fassung ist 
angenommen. 

Ich rufe auf die Nrn. 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 
37. Wer diesen aufgerufenen Nummern zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. 
Die Gegenprobe! — 

(Unruhe.) 

Enthaltungen? - Meine 'Damen und Herren, jeder 
kann nach seinem Gewissen abstimmen. Das wollen 
wir akzeptieren. Das erste war die Mehrheit; die 
aufgerufenen Nummern sind angenommen. 

Ich rufe nun auf Art. 2, Art. 3, Art. 4, Art. 5, Ein-
leitung und Überschrift. - Wer den aufgerufenen 
Artikeln, der Einleitung und der Überschrift zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Danke. Die Gegenprobe! - Die aufgerufenen Arti-
kel, Einleitung und Überschrift sind einstimmig an-
genommen. 

Herr Abgeordneter Wagner! 

Wagner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die soeben angenommenen Ände-
rungen machen, so denke ich, eine nochmalige Über-
prüfung und Beratung in den Fraktionen notwendig. 
Ich beantrage deshalb, gemäß § 85 der Geschäfts-
ordnung die dritte Beratung heute abzusetzen. 

(Abg. Jahn: Trauen Sie sich bessere Einsicht 
zu?) 

Vizepräsident Schoettle: Ich glaube, diesem 
Fristeinspruch muß das Haus folgen. Die dritte Be-
ratung ist also ausgesetzt. 
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Vizepräsident Schoettle 
Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Viehseuchen

-

gesetzes (Drucksache IV/3203) ; 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten (19. Aus-
schuß) (Drucksache IV/3320). 

(Erste Beratung 175. Sitzung) 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Pohlenz. 
Ich nehme an, das Haus begnügt sich mit dem Schrift-
lichen Bericht. — Ich danke dem Herrn Berichterstat-
ter. 

Ich rufe auf zur zweiten Beratung und eröffne die 
allgemeine Aussprache. Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Die Aussprache ist geschlossen. 

Ich rufe auf Art. 1, — Art. 1 a, — Art. 2, — Art. 3, 
— Einleitung und Überschrift. — Wer den aufgeru-
fenen Artikeln sowie der Einleitung und der Über-
schrift zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmige Annahme. 

Wir treten ein in die 

dritte Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Die Aussprache ist geschlos-
sen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem Ge-
setz in der vorliegenden Fassung im ganzen zu-
stimmen will, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Sechsten Ge-
setzes zur Änderung des Milch- und Fett-
gesetzes (Drucksache IV/3299). 

Eine Begründung seitens der Bundesregierung 
wird nicht gegeben. 

Ich eröffne die Aussprache in der ersten Beratung. 
Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
Aussprache. 

Das Gesetz soll an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten überwiesen werden. — 
Diesem Überweisungsantrag wird nicht widerspro-
chen; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 

Erste Beratung  des  von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Vertrag vom 21. April 1964 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und dem Kaiserreich 
Äthiopien über die Entschädigung für das 
deutsche Vermögen in Äthiopien (Drucksache 
IV/3173) . 

Eine Begründung wird nicht gegeben. 

Ich eröffne die Aussprache in der ersten Beratung. 
Das Wort wird nichtgewünscht. Die Aussprache ist 
geschlossen. 

Das Gesetz soll überwiesen werden an den 
Finanzausschuß — federführend — sowie an den 
Ausschuß für ,auswärtige Angelegenheiten. Diesen 
Vorschlägen wird nicht widersprochen; es ist so  be-
schlossen. 

Ich rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von  der  Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Änderung der Internationalen Gesund-
heitsvorschriften vom 25. Mai 1951 (Vor-
schriften Nr. 2 der Weltgesundheitsorganisa-
tion) und zur Änderung des Gesetzes über 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zu den Internationalen Gesundheitsvorschrif-
ten vom 25. Mai 1951 (Vorschriften Nr. 2 der 
Weltgesundheitsorganisation) .(Drucksache 
IV/3251). 

Ich eröffne die  allgemeine Aussprache. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Die Aussprache ist geschlos-
sen. 

Das Gesetz soll an  den  Ausschuß für Gesundheits-
wesen überwiesen werden. Diesem Vorschlag wird 
nicht widersprochen; es ist so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 11 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 20. Dezember 1962 
über den Schutz des Lachsbestandes in der 
Ostsee (Drucksache IV/3257). 

Eine Begründung erfolgt nicht. Ich eröffne die 
Aussprache. Das Wort wird nicht gewünscht. Die 
Aussprache ist geschlossen. 

Die  Vorlage soll an  den  Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — federführend — so-
wie .an den Ausschuß für auswärtige Angelegen-
heiten überwiesen werden. Diesen Vorschlägen wird 
nicht widersprochen; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 12 der  Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
Rationalisierung im Steinkohlenbergbau 

(Drucksache IV/3181). 

Eine mündliche Begründung wird nicht gegeben. 
Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Die Aussprache ist geschlos-
sen. 

Die Vorlage soll an den Wirtschaftsausschuß — 
federführend —, an den Finanzausschuß und den 
Haushaltsausschuß überwiesen werden. Diesen 
Vorschlägen wird nicht widersprochen; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 13: 

Erste Beratung des von den .Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Haftungshöchst-
beträge nach dem Straßenverkehrsgesetz 
(Drucksache IV/3250). 
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Vizepräsident Schoettle 
Eine Begründung wird nicht gegeben. Ich eröffne 

die Aussprache. Das Wort wird nicht gewünscht. 
Die Aussprache ist geschlossen. 

Das Gesetz soll überwiesen werden an den Wirt-
schaftsausschuß — federführend — und an den 
Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen. 
Diesen Vorschlägen wird nicht widersprochen; es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 14: 

Erste Beratung des von  den  Abgeordneten 
Dr. Artzinger, Leicht, Beuster, Dr. Koch, Dr. 
Imle, Frau Funcke (Hagen) und Genossen 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Tabaksteuergesetzes (Druck-
sache IV/3287). 

Eine Begründung erfolgt nicht. Ich eröffne die 
Aussprache. Das Wort wird nicht gewünscht. Die 
Aussprache ist geschlossen. 

Die Vorlage soll an den Finanzausschuß und den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung überwiesen werden. Diesen Vorschlägen wird 
nicht widersprochen; das Haus beschließt so. 

Ich rufe auf Punkt 15: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Ruhensvorschrif-
ten in der gesetzlichen Rentenversicherung 

und in der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Drucksache IV/3271). 

Eine Begründung erfolgt nicht. Ich eröffne die 
Aussprache. Das Wort wird nicht gewünscht. Die 
Aussprache ist geschlossen. 

Die Vorlage soll an den Ausschuß für Sozialpoli-
tik — federführend — sowie an den Haushaltsaus-
schuß ,gemäß § 96 der Geschäftsordnung und zur 
Mitberatung überwiesen werden. Diesen Vorschlä-
gen wird nicht widersprochen; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 16: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP betr. zentrales Institut 
zur Ausbildung und Fortbildung von Straf

-vollzugsbediensteten (Drucksache IV/3239). 

Dieser Antrag wird nicht begründet. Eine Aus-
sprache wird nicht gewünscht. 

Die Vorlage soll an den Rechtsausschuß überwie-
sen werden. Diesem Vorschlag wird nicht wider-
sprochen; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Schluß der Tagesordnung angelangt. Ich berufe die 
nächste Sitzung auf Donnerstag, den 6. Mai, 14.30 
Uhr. Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.43 Uhr.) 

Berichtigungen 

Es ist zu lesen: 

175. Sitzung, Seite 8789 A Zeile 5 von unten, statt 
„441": 442; Zeile 4 von unten statt „341" : 342; 
Seite 8790 A hinter Lautenschlager einzufügen: 
Leber. 

177. Sitzung, Seite 8900 A Zeile 19 statt „Projekt. 
Soweit ich weiß, neigen Großbritannien" : Projekt, 
ein in Frankreich entwickeltes Projekt; 

Zeile 21 statt „neigt": neigen; 

Seite 8935 C Zeile 14 statt „1000": 100 000. 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete() 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Frau Ackermann 7. 5. 
Dr. Adenauer 7. 5. 
Arendt (Wattenscheid) 7. 5. 
Dr. Dr. h. c. Baade 7. 5. 
Bading * 7. 5. 
Bals 7. 5. 
Bauer (Würzburg) ** 7. 5. 
Bäuerle 7. 5. 
Berkhan ** 7. 5. 
Dr. Besold ** 7. 5. 
Frau Beyer (Frankfurt) 11. 5. 
Biegler 7. 5. 
Dr. Birrenbach 5. 5. 
Fürst von Bismarck ** 7. 5. 
Blachstein ** 7. 5. 
Blumenfeld 8. 5. 
Bühler 7. 5. 
Dr. h. c. Brauer ** 7. 5. 
Corterier ** 7. 5. 
Frau Döhring 7. 5. 
Dürr 8. 5. 
Eichelbaum 8. 5. 
Frau Dr. Elsner 7. 5. 
Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) ** 7. 5. 
Dr. Frey (Bonn) 8. 5. 
Frau Freyh (Frankfurt) 8. 5. 
Dr. Dr. h. c. Friedenburg 7. 5. 
Frau Funke (Hagen) 6. 5. 
Dr. Furler ** 7. 5. 
Gaßmann 7. 5. 
Dr. Götz 7. 5. 
Dr. Gradl 7. 5. 
Dr. Dr. Heinemann 7. 5. 
Hilbert 7. 5. 
Hirsch 7. 5. 
Höhmann (Hess. Lichtenau) 7. 5. •  
Höhne 7. 5. 
Hösl 7. 5. 
Frau Dr. Hubert ** 7. 5. 
Dr. Huys 7. 5. 
Dr. Jaeger 8. 5. 
Dr. Jungmann 6. 5. 
Kalbitzer 5. 5. 
Frau Kalinke 5. 5. 
Frau Dr. Kiep-Altenloh 7. 5. 
Frau Klee 5. 5. 
Dr. Kliesing (Honnef) ** 7. 5. 
Knobloch 7. 5. 
Dr. Kopf ** 7. 5. 
Kraus 6. 5. 
Kriedemann * 5. 5. 
Krüger 7. 5. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

** Für die Teilnahme an einer Tagung der Beratenden 
Versammlung des Europarats 

Anlagen zum Stenographischen Bericht  

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Lenze (Attendorn) ** 7. 5. 
Dr. Löhr 7. 5. 
Frau Lösche 7. 5. 
Maier (Mannheim) 7. 5. 
Mattick 7. 5. 
Mauk * 6. 5. 
Frau Dr. Maxsein ** 7. 5. 
Memmel ** 7. 5. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 6. 5. 
Dr. von Merkatz ** 	 7. 5. 
Merten * 5. 5. 
Dr. Meyer (Frankfurt) ** 7. 5. 
Michels 7. 5. 
Dr. Miessner 6. 5. 
Frhr. von Mühlen ** 7. 5. 
Müller (Worms) 7. 5. 
Dr. Müller-Emmert 5. 5. 
Neumann (Allensbach) 7. 5. 
Neumann (Berlin) 7. 5. 
Nellen 7. 5. 
Dr. Dr. Oberländer 7. 5. 
Paul ** 7. 5. 
Frau Pitz-Savelsberg ** 7. 5. 
Frau Dr. Probst 7. 5. 
Rademacher * 7. 5. 
Dr. Ramminger 7. 5. 
Frau Renger ** 7. 5. 
Riedel (Frankfurt) 7. 5. 
Riegel (Göppingen) 7. 5. 
Dr. Rutschke ** 7. 5. 
Schlee 5.5. 
Dr. Schneider (Saarbrücken) 7. 5. 
Dr. Schwörer 6. 5. 
Dr. Seffrin ** 7. 5. 
Seidel (Fürth) 7. 5. 
Seidl (München) ** 7. 5. 
Seifriz 5. 5. 
Dr. Serres ** 7. 5. 
Dr. Stammberger 7. 5. 
Dr. Starke 7. 5. 
Dr. Stecker 7. 5. 
Frau Stommel 7. 5. 
Strauß 7. 5. 
Unertl 8. 5. 
Verhoeven 10. 5. 
Dr. Frhr. von Vittinghoff-Schell ** 7. 5. 
Dr. Wahl ** 7. 5. 
Wehner 7. 5. 
Weinkamm * 8. 5. 
Wienand ** 7. 5. 
Dr. Willeke 7. 5. 
Dr. Zimmer ** 7. 5. 
Zoglmann 6. 5. 

b) Urlaubsanträge 

Frau Engländer 15. 5. 
Haage (München) 15. 5. 
Heiland 5. 6. 
Frau Kleinert 15. 5. 
Schlüter 22. 5. 
Steinhoff 15. 5. 
Zühlke 6. 6. 
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Nachtrag zur Anlage 1 des Sitzungsberichts der 
177. Sitzung 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Müller (Remscheid) 	 2. 4.. 

Anlage 2  

Der Präsident des Bundesrates 

Abschrift 

Bonn a. Rh., 9. April 1965 
An den 
Herrn Bundeskanzler 
Bonn  
Bundeskanzleramt 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 281. Sitzung am 9. April 1965 zu dem 

Steueränderungsgesetz 1965 

die nachstehende Entschließung angenommen hat: 

In gleicher Weise wie der Bundestag in seiner Ent-
schließung vom 25. 3. 1965 ersucht der Bundesrat die 
Bundesregierung, die Körperschaftsteuerbefreiung 
für öffentlich-rechtliche Versicherungs- und Versor-
gungseinrichtungen von Berufsgruppen nach § 4 
Abs. 1 Nr. 10 KStG erneut zu überprüfen. Für die 
öffentlich-rechtlichen berufsständischen Pflichtver-
sorgungseinrichtungen, wie die Versorgungswerke 
der Ärzte, Apotheker und Notare und das geplante 
Versorgungswerk der Rechtsanwälte, wäre es von 
schwerstem Nachteil, wenn sie der Körperschaft-
besteuerung unterworfen würden, soweit die Sat-
zungen die Beiträge nicht auf die Höhe der Sozial-
versicherungsbeiträge beschränken. Es handelt sich 
um gemeinnützige und gemeinwirtschaftliche Selbst-
hilfeeinrichtungen der freien Berufe, die den Steuer-
zahler von Sozialleistungen entlasten und die in 
gleicher Weise nach dem Grundsatz der Gegensei-
tigkeit arbeiten, wie die Einrichtungen der Sozial-
versicherung. Dazu kommt, daß Arbeiter und An-
gestellte in einem viel früheren Lebensalter die 
Möglichkeit haben, Beiträge zur Sozialversicherung 
zu entrichten, als Ärzte, Apotheker, Notare und 
Rechtsanwälte. 

Der Bundesrat hält die im vorliegenden Gesetz ent-
haltene Regelung nicht für tragbar. Er erwartet da-
her, daß die Bundesregierung alsbald eine Verbesse-
rung durch eine Änderung des § 4 Abs. 1 Nr. 10 
KStG in die Wege leitet. 

Dr. Diederichs 
Vizepräsident 

Bonn a. Rh., 9. April 1965 
An den 
Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 
Bonn  

Bundeshaus  

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dor-
tige Schreiben vom 26. März 1965 mit der Bitte um 
Kenntnisnahme übersandt. 

Diederichs 
Vizepräsident 

Anlage 3  

Der Präsident des Bundesrates 

Abschrift 

Bonn a. Rh., 9. April 1965 

An den 
Herrn Bundeskanzler 
Bonn  
Bundeskanzleramt 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 281. Sitzung am 9. April 1965 beschlossen hat, 
dem vom Deutschen Bundestag am 25. März 1965 
verabschiedeten 

Gesetz über die Beweissicherung und Fest-
stellung von Vermögensschäden in der so-
wjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und im Sowjetsektor von Berlin (Beweis-
sicherungs- und Feststellungsgesetz — BFG) 

gemäß Artikel 85 Abs. 1 des Grundgesetzes zuzu-
stimmen. 

Der Bundesrat hat die aus der Anlage ersichtliche 
Entschließung angenommen. 

Dr. Diederichs 
Vizepräsident 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 
Bonn  
Bundeshaus 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dor-
tige Schreiben vom 26. März 1965 mit der Bitte um 
Kenntnisnahme übersandt. 

Diederichs 
Vizepräsident 

Anlage 
zum Schreiben des 
Präsidenten des Bundesrates 
vom 9. April 1965 
an den Bundeskanzler 

Entschließung: 

Der Bundesrat hat dem Beweissicherungs- und Fest-
stellungsgesetz in der Erwartung zugestimmt, daß 
die Länder nicht zur Finanzierung der sich als Folge 
des Gesetzes später ergebenden Leistungen heran-
gezogen werden, weil es sich insoweit um Kriegs-
folgelasten handelt, für die nach Artikel 120 des 
Grundgesetzes die ausschließliche Zuständigkeit des 
Bundes gegeben ist. 
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Anlage 4 

Der Präsident des Bundesrates 

Abschrift 

Bonn a. Rh., 30 April 1965 

An den 
Herrn Bundeskanzler 
Bonn 
Bundeskanzleramt 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 282. Sitzung am 30. April 1965 zu dem 

Gesetz zur Beseitigung von Härten in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen und zur 
Änderung sozialrechtlicher Vorschriften 
(Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — 

RVÄndG) 

die nachstehende Entschließung angenommen hat: 

Der Bundesrat ersucht die Bundesregierung, durch 
gezielte statistische Erhebungen laufend einen all-
gemeinen Überblick über die Arbeitslosigkeit älte-
rer Angestellter und älterer Arbeiter sowie einen 
solchen von Empfängern von Berufsunfähigkeits-
renten sicherzustellen. 

Begründung: 

Nach den Bestimmungen des § 1386 RVO / § 113 AVG 
hatte der Arbeitgeber bisher bei versicherungs-
pflichtiger Beschäftigung von Empfängern von Ruhe-
geld der Rentenversicherungen oder von pensionier-
ten Beamten den Arbeitgeberanteil zur Rentenver-
sicherung zu zahlen. 

Durch den Fortfall der genannten Paragraphen ent-
stehen jetzt bei Beschäftigung von pensionierten 
Beamten (auch in der Regel vorzeitig pensionierten 
Polizeibeamten und Berufssoldaten) oder von Alters-
ruhegeldempfängern 7 v. H. weniger Lohn- bzw. 
Gehaltskosten als bei Beschäftigung von älteren 
Angestellten oder Arbeitern oder von Empfängern 
von Berufsunfähigkeitsrenten, die das 65. Lebens-
jahr noch nicht erreicht haben. 

Es muß beobachtet werden, ob durch den Fortfall 
dieser Paragraphen die Möglichkeit für arbeitslos 
gewordene ältere Angestellte oder Arbeiter, einen 
neuen Dauerarbeitsplatz zu erhalten, verschlechtert 
wird. 

Dr. h. c. Dr. e. h. Zinn 

Bonn, den 30. April 1965 
An den 
Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 
Bonn 
Bundeshaus 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dor-
tige Schreiben vom 15. April 1965 mit der Bitte um 
Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. h. c. Dr. e. h. Zinn 

Anlage 5 

Deutscher Bundestag 
Haushaltsausschuß 
— Der Vorsitzende — 

Bonn,  den 1. April 1965 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Herrn D. Dr. Gerstenmaier 

Betr.: Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1965 
hier: Einzelplan 06, Kapitel 06 02 Titel 987 

— Kassenhilfe an die „Deutsche Welle" 
und den „Deutschlandfunk" für die 
Inbetriebnahme, Einrichtung und Ver-
waltung - 

- Umdruck. 575 — 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

In der 165. Plenarsitzung am 18. Februar 1965 wurde 
dem Haushaltsausschuß der Änderungsantrag — 
Umdruck 575 — überwiesen. Nach diesem Ände-
rungsantrag wird der Haushaltsausschuß beauftragt, 
eine endgültige Festlegung der Mittel für die 
„Deutsche Welle" und den „Deutschlandfunk" in 
den Erläuterungen bei Kapitel 06 02 Titel 987 nach 
weiterer Prüfung vorzunehmen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner heutigen Sit-
zung beschlossen, den im Haushaltsplan ausgebrach-
ten Betrag von 66 188 900 DM wie folgt aufzuteilen: 
Es entfallen auf: 

a) die „Deutsche Welle" 	40 991 200 DM 

den „Deutschlandfunk" 	25 197 700 DM 

zusammen:                              66 188 900 DM 

Ich bitte Sie, das Hohe Haus von diesem Beschluß 
des Haushaltsausschusses in Kenntnis zu setzen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Schoettle 

Anlage 6 	 Umdruck 624 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung  des  Entwurfs eines Zweiten Ge-
setzes zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer (II. Vermögensbildungsgesetz — 
II. VermBG) (Drucksachen IV/2687, IV/2814, IV/3224). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Dem § 2 Abs. 1 wird nach Buchstabe e folgender 
neuer Buchstabe f angefügt: 

„f) als Aufwendungen des Arbeitnehmers zur 
freiwilligen Alters-, Invaliden- und Lebens-
versicherung für sich und seine Familien-
angehörigen." 
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2. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

Vermögenswirksame Leistungen im Sinne 
dieses Gesetzes können nur in Verträgen mit 
Arbeitnehmern oder in Betriebsvereinbarungen 
vereinbart werden." 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird gestrichen. 

b) Absatz 5 wird Albsatz 4. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird in der Fassung der Regie-
rungsvorlage wiederhergestellt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„ (2) Absätze 1 und 3 gelten nicht, wenn 

vermögenswirksame Leistungen nach § 4 ver-
einbart werden." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
„ (3) Die vermögenswirksamen Leistungen 

werden nur dann nach den Vorschriften die-
ses Gesetzes gefördert, wenn sie für Arbeit-
nehmer erbracht werden, die zur Zeit der 
Fälligkeit der Leistungen mindestens 12 Mb-
nate dem Betrieb oder Unternehmen ange-
hören. Dies gilt nicht, wenn vermögenswirk-
same Leistungen aufgrund einer Ergebnis-
beteiligung erbracht werden." 

5. § 6 wird in der Fassung der Regierungsvorlage 
wiederhergestellt. 

5. In § 11 wird Absatz 3 in der Fassung der Regie-
rungsvorlage wiederhergestellt. 

7. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„ (2) Werden in  den  Fällen des § 2 Abs. 1 

Buchstaben a und b die in § 1 Abs. 4 Nr. 2 
des Spar-Prämiengesetzes und § 2 Abs. 2 
Satz 3 des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 
vorgesehenen Voraussetzungen oder werden 
in den Fällen des § 2 Abs. 1 Buchstaben d 
und e die Sperrfristen nicht eingehalten, so 

 wird im Jahr der Abhebung der abgehobene 
Betrag als Einnahme im Sinne des Einkom-
mensteuergesetzes behandelt." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) in Satz 1 wird die Nummer 3 gestrichen; 
Ziffer 4 wird Nummer 3, 

bb) Satz 2 wird gestrichen. 

B. § 13 wird in der Fassung der Regierungsvorlage 
wiederhergestellt. 

Bonn, den 5. Mai 1965 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 7 	 Umdruck 623 

Änderungsantrag der Abgeordneten Killat, Dr. 
Schellenberg, Junghans, Dr. Mommer, Dr. h. c. 
Dr.-Ing. E. h. Möller und Genossen zur dritten Be-
ratung des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Förderung der Vermögensbildung der Arbeitneh-
mer (IL Vermögensbildungsgesetz — II. VermBG) 
(Drucksachen IV/2687, IV/2814, IV/3224). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Dem § 2 Abs. 1 wird folgender Buchstabe f an-
gefügt: 

„f) als Beiträge des Arbeitnehmers zu Lebens-
versicherungen (Kapital- und Rentenversiche-
rungen) mit Sparanteil und einer Vertrags-
dauer von mindestens fünf Jahren." 

2. In § 2 Abs. 2 werden anstelle der Worte „des 
Absatzes 1 Buchstaben a und b") die Worte „des 
Absatzes 1 Buchstaben a, b und f" eingesetzt. 

Bonn, den 4. Mai 1965 

Killat 
Dr. Schellenberg 
Junghans 
Dr. Mommer 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. 
Möller 

Anders 
Biermann 
Büttner 
Dröscher 
Dr. Eppler 
Figgen 
Geiger 

Jahn 
Junker 
Dr. Koch 
Könen (Düsseldorf) 
Dr. Müller-Emmert 
Dr. Rinderspacher 
Dr. Roesch 
Sänger 
Dr. Schäfer 
Dr. Seume 
Dr. Tamblé 
Wellmann 

Anlage 8 	 Umdruck 625 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer (II. Vermögensbildungsgesetz — 
II.  VermBG) (Drucksachen IV/2687, IV/2814, 
IV/3224) . 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Bundestag unverzüglich zu berichten, welche 
Möglichkeiten sie sieht, vermögenswirksame Lei-
stungen entsprechend dem Zweiten Vermögensbil-
dungsgesetz für die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes zu gewähren. 

Bonn, den 5. Mai 1965 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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Anlage 9 	 Umdruck 615 

Änderungsantrag der Abgeordneten Behrendt, 
Folger, Gerlach, Hussong, Frau Rudoll, Stephan, 
Wolf zum Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Müller-Emmert, Dr. h. c. Güde, Frau Dr. Diemer-
Nicolaus, Dr. Kanka, Jahn, Benda und Genossen 
— Umdruck 609 — zur zweiten Beratung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den zivi-
len Ersatzdienst (Drucksachen IV/2272, IV/3241). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Nummer 1 des Änderungsantrages — Umdruck 609 
(neu) — wird wie folgt abgeändert: 

In § 12 Abs. 5 wird die Zahl „18" durch die Zahl „12" 
ersetzt. 	 • 

Bonn, den 1. April 1965 

Berendt 	Frau Rudoll 
Folger 	Stephan 
Gerlach 	Wolf 
Huss 

Anlage 10 	 Umdruck 609 (neu) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Müller-
Emmert, Dr. h. c. Güde, Frau 'Dr. 'Diemer-Nicolaus, 
Dr. Kanka, Jahn, Benda und Genossen zur zweiten 
Beratung des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes über den zivilen Ersatzdienst (Drucks ache 

 IV/2273, IV/3241). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

In § 12 wird folgender neuer Absatz 5 eingefügt: 
„ (5) Hat ein anerkannter Kriegsdienstverwei-

gerer gegen ihn wegen Dienstflucht verhängte 
Freiheitsstrafen in einer Gesamthöhe von min-
destens 18 Monaten verbüßt, so wird er nicht 
'mehr zum 'Ersatzdienst einberufen." 

2. Nr. 26 erhält folgende Fassung: 

,26. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach den Worten 
„mit Gefängnis nicht unter einem Monat" 
die Worte „oder mit Einschließung von 
einem Monat bis zu fünf Jahren" einge-
fügt. 

b) Nach Absatz .3 wird folgender neuer Ab-
satz 4 eingefügt: 

„ (4) Wer einen Dienstleistenden zu 
einer nach Absatz 1 mit Strafe bedrohten 
Handlung zu bestimmen versucht, wird 
mit Gefängnis oder mit Einschließung bis  

zu fünf Jahren bestraft. § 49 a Abs. 3 
Nr. 1 und Abs. 4 des Strafgesetzbuches 
findet entsprechende Anwendung." ' 

3. Nr. 28 wird wie folgt geändert: 

In § 38b wird Absatz 3 gestrichen. 

Bonn, den 1. April 1965 

Dr. Müller-Emmert 
Jahn 
Bauer (Würzburg) 
Hirsch 
Frau Kleinert 
Dr. Koch 
Rehs 
Dr. Reischl 

Frau Renger 
Dr. Stammberger 
Dr. h. c. Güde 
Dr. Kanka 
Benda 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Dr. Krümmer 
Dr. Rutschke 

Anlage 11 

Erklärung 

zur Abstimmung gem. § 59 der Geschäftsordnung 

Zur globalen Abstimmung über die § 15-17 (Ein-
leitung und Überschrift des 2. Gesetzes über Ver-
mögensbildung in Arbeitnehmerhand) gebe ich fol-
gende Erklärung zu Protokoll: 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
auf Umdruck 625 zu TO 179/180 lag bei Beginn der 
Sitzung vor. Aus dem Inhalt des Antrages ist ein-
deutig zu ersehen, daß die FDP-Fraktion für den 
Fall der Annahme 'des  Gesetzes von der Regierung 
wissen will,  welche Möglichkeiten sie sieht, den 
öffentlichen Dienst miteinzubeziehen. 

Bei der Begründung  unserer  Zustimmung zu § 4 
ist bereits unsere Bejahung des § 15 durch mich 
zum Ausdruck gebracht worden. Es kann also aus 
der globalen Abstimmung über die § 15-17 nicht 
gefolgert werden, daß die FDP und ich die Einbezie-
hung der Beamten, Richter, Berufssoldaten und Sol-
daten auf Zeit nicht gewünscht hätten, da im Rah-
men der Globalabstimmung für alle die Abgeordne-
ten, die meinen Ausführungen zu § 4 gefolgt waren, 
klar ergeben mußte, daß die Ablehnung sich nur 
auf die §§ 16 und 17 beziehen konnte. 

Kurt Spitzmüller 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Stücklen vom 5. April 1965 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dürr 
(Drucksache IV/3227, Frage III) : 

Aus welchen Gründen verlangt die Deutsche Bundespost bei 
der Ausgabe eines neuen örtlichen Fernsprechbuchs die Rückgabe 
des dadurch veralteten Exemplars? 

Die Rückgabe der alten örtlichen Fernsprech-
bücher wird wie die Rückgabe der alten amtlichen 
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Fernsprechbücher verlangt, weil in vielen Fällen 
mit der Weiterverwendung der alten Bücher ge-
rechnet werden muß. Diese sind aber durch ständige 
Veränderungen in den Teilnehmereinträgen zu 
etwa 30 v. H. überholt. Fehlverbindungen und damit 
ärgerliche Beschwerden wären deshalb unvermeid-
lich. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Langer vom 15. April 1965 
auf die Zusatzfrage des Abgeordneten Dr. Huys zu 
der Mündlichen Anfrage ,des Abgeordneten Höh-
mann (Hessisch Lichtenau) *). 

In Beantwortung Ihrer Fragen in  der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 1. April 1965 habe 
ich Ihnen eine branchenmäßige Aufgliederung der 
im Zonenrandgebiet von 1961-1963 neu angesiedel-
ten 160 Betriebe zugesichert. Anliegend übersende 
ich Ihnen eine Tabelle, die ein Übergewicht des 
Textilbereichs nicht erkennen läßt. Die neu ange-
siedelten Betriebe sind vielmehr hinsichtlich ihrer 
geweiligen Branche breit und wirtschaftlich günstig 
gestreut. Daß insgesamt mehr Frauen (7106) als 
Männer (5488) neu beschäftigt worden sind, dürfte 
sich aus dem verfügbaren Arbeitskräftepotential er-
klären. Die relative Konzentration der weiblichen 
Beschäftigten im Textilbereich (von  den  7100 Frauen 
arbeiten rd. 3100 dort) ergibt sich zwangsläufig aus 
der  besonderen Art der  Arbeit in dieser Branche. 

Aufgliederung der im Zonenrandgebiet 
von 1961-1963 angesiedelten Betriebe nach 

Industriegruppen 

Betriebe 	 
insgesamt 

Beschäftigte 

I 	Männer I 	Frauen 

Eisen und 
Metall 36 2 595 2 223  372 

Elektro 17 1914 581 1 333 

Chemie 13 1 497 721 776 

Holz 5 245 202 43 

Nahrung und 
Genuß 10 985 419 566 

Leder 8 530 133 397 

Textil 12 809 228 581 

Bekleidung 42 2 755 242 2 513 

Sonstige 17 1 264 739 525 

zusammen 160  12 594 5 488 7 106 

Quelle: „Die Standortwahl der Industriebetriebe in der 
Bundesrepublik Deutschland". Herausgegeben 
vom BMA, Bonn 1964; bearbeite t vom Institut 
für Raumforschung. 

*) Siehe 176. Sitzung Seite 8841 A. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. L anger  vom 8. April 1965 
auf die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau 
Meermann (Drucksache IV/3254 Frage VII/4) : 

Trifft es zu, daß das Bundeswirtschaftsministerium eine Ka-
binettsvorlage ausgearbeitet hat, in der die Verbilligung von 
Kapitalmarktmitteln durch die öffentliche Hand, u. a. auch im 
Wohnungsbau, begrenzt werden soll? 

Eine inzwischen vom Kabinettsausschuß für Wirt-
schaft gebilligte Kabinettvorlage des Bundeswirt-
schaftsministeriums befaßt sich mit Zinssubventio-
nen. Ein hierzu von der Presse verbreiteter Kom-
mentar des Instituts für Städtebau, Wohnungswirt-
schaft und Bausparwesen, der offenbar Anlaß zu 
Ihrer Frage gab, verkennt jedoch Inhalt und Ziel der 
Kabinettvorlage. Sie enthält keine Kritik an  be-
stimmten Subventionen, auch nicht an denen für den 
Wohnungsbau, sondern bezweckt nur eine Begren-
zung des heute schon sehr hohen jährlichen Gesamt-
volumens der in  den  verschiedenen Bereichen durch 
Zinssubventionen induzierten Nachfrage nach 
neuem Kapital. Eine solche Begrenzung der Zins-
subventionen ist im Interesse unserer Währungs-
stabilität, unseres Kapitalmarktes und nicht zuletzt 
auch deshalb erforderlich, um das wirtschaftspoli-
tisch wichtige Instrument der Zinssubventionen nicht 
durch Übertreibung seiner Anwendung funktions-
unfähig zu machen. Im Hinblick ,auf die kleine An-
frage der Fraktion der  SPD vom 26. März 1965 betr. 
Subventionen — Bundestagsdrucksache IV/3253 —
darf ich annehmen, daß Sie  mir hierin voll zustim-
men. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 3. April 
1965 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dröscher (Drucksache IV/3254, Frage X/8) : 

Ist die Bundesregierung bereit, den Ausbau der B 41 im Raum 
Idar-Oberstein/Birkenfeld und deren Anschluß an die Bundes-
fernstraße Landau—Trier angesichts der starken Inanspruchnahme 
der öffentlichen Straßen durch alliierten und deutschen Militär-
verkehr stärker zu unterstützen als bisher mit dem Ziel, daß 
neben der im Bau befindlichen Umgehungsstraße Idar-Oberstein 
auch die Umgehung Weierbach—Nahbollenbach und das erfor-
derliche Teilstück der B 408 so schnell in Angriff genommen 
werden können, wie das der Stand der Vorbereitungen und die 
Kapazität der Bauwirtschaft zulassen? 

Wie ich Ihnen bereits schriftlich mitteilte, reichen 
die für den Neu-, Um- und Ausbau des Bundesfern-
straßennetzes des Landes Rheinland-Pfalz in den 
nächsten Jahren zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel des Bundes nicht aus, alle dringlichen 
Baumaßnahmen zur gleichen Zeit und in kürzester 
Frist durchzuführen. Der Bau der Umgehungsstraße 
Weierbach—Nahbollenbach kann daher noch nicht 
in dem gewünschten Umfange gefördert werden. 
Für die im Bau befindliche Umgehungsstraße Idar-
Oberstein und das Teilstück der B 408 zwischen 
Kusel und Landstuhl werden jährlich Beträge von 
je 4 bis 5 Mio DM bereitgestellt. 
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Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 3. April 
1965 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord-

neten Flämig (Drucksache IV/3254 Fragen X/9 und 
X/10) : 

Inwieweit liegt die Trassenführung der neuen Bundesautobahn 
Gießen—Seligenstadt im Raume des Landkreises Hanau in der 
Planung schon fest? 

Ist es möglich, die Trasse Gießen—Seligenstadt so zu führen, 
daß das Waldgebiet der Bulau, das durch militärische Lager-
stätten, Industriebetriebe und Verkehrseinrichtungen in den • 
letzten Jahren ohnehin empfindlich eingeengt wurde, nicht aber-
mals durchschnitten wird? 

Die Linienführung der  künftigen Bundesautobahn 
Gießen—Hanau liegt im einzelnen noch nicht fest, 
so daß auch zum Trassenverlauf 'im 'Raume des 
Landkreises Hanau  noch keine näheren Angaben 
gemacht werden können. 

Die hessische Auftragsverwaltung, die z. Z. eine 
verkehrswirtschaftliche Untersuchung zur Ermitt-
lung !des günstigsten Trassenverlaufes durchführt, 
ist gebeten worden, Ihre Vorschläge in ihre Unter-
suchungen mit 'einzubeziehen. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Stücklen vom 8. April 1965 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Ritzel 
(Drucksache IV/3254, Fragen XI/1 und XI/2) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um den für 
das Fernsehen noch unerschlossenen und damit noch unter-
entwickelten Gebieten eine ausreichende Förderung angedeihen 
zu lassen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Bau von Gemeinschafts-
antennenanlagen für den Fernsehempfang in den noch uner-
schlossenen Gebieten finanziell zu fördern? 

Soweit die Frage die Versorgung mit dem 2. Fern-
sehprogramm betrifft, sind alle Dienststellen der 
Deutschen Bundespost bemüht, das Fernsehnetz, das 
z. Z. 60 Fernsehsender großer Leistung und 46 Fern-
seh-Frequenzumsetzer umfaßt, so schnell wie mög-
lich entsprechend der im Rundfunkabkommen von 
Stockholm festgesetzten Senderzahl und einer gro-
ßen Anzahl von Fernseh-Frequenzumsetzeranlagen 
weiter auszubauen. Mit den in Betrieb befindlichen 
Anlagen werden bereits über 75% der Bevölke-
rung der Bundesrepublik mit dem 2. Fernsehpro-
gramm versorgt. Weitere 18 Fernsehsender großer 
Leistung und 104 Fernseh-Frequenzumsetzer sind 
im Aufbau. Die Liefer- und Montagekapazität des 
Hoch- und Stahlbaues sowie der funktechnischen 
Industrie wird hierbei voll ausgeschöpft. Verzöge-
rungen entstehen häufig durch Einsprüche von An-
liegern und örtlichen Behörden (z. B. Landschafts-
schutz) gegen die Errichtung der technischen An-
lagen, die ihrer Natur nach in den meisten Fällen 
weithin sichtbar sein müssen. 

Die Kosten für den Aufwand auf der Empfangs-
seite — wozu auch die Antennenanlage gehört — 
trägt der Teilnehmer. Bei Gemeinschafts-Antennen

-

anlagen werden die Kosten in der Regel auf die 
einzelnen Teilnehmer umgelegt. Das trifft auch für 
die großen Gemeinschafts-Antennenanlagen, die so-
genannten privatöffentlichen Gemeinschafts-Anten-
nenanlagen, zu. Eine finanzielle Beteiligung der 
Deutschen Bundespost an den Kosten von Gemein-
schafts-Antennenanlagen ist leider auch deshalb 
nicht möglich, weil sie gegen den Gleichheitsgrund-
satz verstoßen würde. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Stücklen vom 8. April 1965 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Hauser (Drucksache IV/3254, Fragen XI/3 und XI/4) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Gemeinden des 
hinteren Murgtals im Landkreis Rastatt (Baden) mit einer Be-
völkerung von rund 10 000 bis 12 000 Seelen das 2. Fernseh 
programm überhaupt nicht, ja teilweise sogar das 1. Fernseh-
programm nur sehr schlecht empfangen können und der auf dem 
Merkur bei Baden-Baden vorgesehene Umsetzer diese Gemeinden 
nicht erreicht? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in aller Bälde den in Frage 
XI/3 geschilderten beklagenswerten Mißstand zu beheben und 
auf einem günstigen Punkt — es wurde etwa der Vorschlag ge-
macht, die „Hohe Schar" gegenüber Au (Murgtal) auszuwählen 
— einen Fernseh-Frequenzumsetzer zu erstellen, der sodann die 
gesamten in Frage stehenden Gemeinden gut erreichen könnte? 

Zu Frage XI/3: 

Die Versorgungslücke (2. Programm) im Murgtal 
ist durch die abschattende Wirkung der umliegen-
den Berge bedingt und der Deutschen Bundespost 
bekannt. Zur systematischen Schließung dieser Ver-
sorgungslücke wird auf dem Merkur ein Fernseh-
Frequenzumsetzer aufgebaut werden, an den wei-
tere Umsetzer angeschlossen werden sollen, die die 
Versorgung auch des hinteren Murgtales überneh-
men werden. Nach Fertigstellung des Fernseh-Fre-
quenzumsetzers auf dem Merkur sind dann die tech-
nischen Voraussetzungen für den Bau des Umsetzers 
auf dem Draberg gegeben. Für die Fernsehversor-
gung mit dem 1. Programm ist nicht die Deutsche 
Bundespost, sondern der Südwestfunk zuständig. 

Zu Frage XI/4: 

Die Vorermittlungen zur Versorgung des Murg-
tales mit dem 2. Fernsehprogramm haben ergeben, 
daß als Standort für den nächsten Fernseh-Frequenz-
umsetzer der Draberg, 965 m über NN, 2 km nörd-
lich Forbach, der günstigste ist. Von hier aus lassen 
sich unmittelbar mehr Einwohner versorgen als von 
der „Hohen Schar", die auch mit in die Vorermitt-
lung einbezogen worden ist. 

Anlage 19 
\gem. GO Anl. 1 Nrn. 12 und 19 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Stücklen vom 8. April 1965 auf 
die  Mündlichen Anfragen des  Abgeordneten Bausch 
(Drucksache IV/3254 Fragen XI/8, XI/9 und XI/10) : 
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Worin liegt die Ursache dafür, daß die vor kurzem von der  
Deutschen Bundespost herausgegebenen Sonderbriefmarken zum  
Gedächtnis von Matthias Claudius so rasch ausverkauft waren,  
daß heute bei den Postämtern nicht ein einziges Exemplar  
dieser Briefmarke erhältlich Ist?  

Wenn die von den Postämtern geäußerte Vermutung zutrifft,  
daß der größte Teil der Auflage der Sonderbriefmarken zum  
Gedächtnis von Matthias Claudius von einem Briefmarkenhändler  
aufgekauft worden ist: was gedenkt der Bundespostminister zu  
unternehmen, um diesen Briefmarkenspekulanten das Handwerk  
zu legen und die Rechte der ehrlichen Kunden der Bundespost  
zu sichern?  

Ist der Bundespostminister bereit, anzuordnen, daß unverzüg-
lich eine Neuauflage der Briefmarke zum Gedächtnis an den  
Wandsbecker Boten Matthias Claudius gedruckt wird?  

Die Auflagenhöhe bei Gedenkmarken beträgt im  
allgemeinen 20 Millionen Stück. Auch die Claudius

-

Gedenkmarke ist mit 20 Millionen Stück aufgelegt  
worden. Solche Gedenkmarken, die zu einem be-
stimmten Anlaß erscheinen, sollen die  anderen Post-
wertzeichen am Postschalter nicht für längere Zeit  
ablösen oder ersetzen. Ihr Zweck wird erfüllt mit  
dem Hinweis auf den  Gedenkanlaß.  
Über spekulative Käufe von Claudius-Gedenk-

marken ist mir nichts bekannt. Sie sind wegen der  
hohen Auflage von 20 Millionen Stück auch unwahr-
scheinlich. Vermutlich war sie deshalb an den Post-
schaltern vielfach schnell ,ausverkauft, weil sie, wie  
der Deutsche Kunstrat e. V. ,sich geäußert hat, bin  
Meisterstück der Briefmarkengestaltung ist. Einen  
wirksamen Schutz von Spekulationen bieten die  
Versandstellen für Sammlermarken der Deutschen  
Bundespost. Bei ihnen kann jedermann jede ge-
wünschte Menge aller Neuerscheinungen im Abon-
nement beziehen. Von dieser Möglichkeit machen  
Briefmarkensammler in ständig .steigendem Umfang  

B) Gebrauch. Diese unmittelbare Bedarfsdeckung bei  
den Versandstellen entzieht der  Spekulation weit-
gehend den Boden.  

Zu Frage XI/10:  
Die Auflage der Claudius-Gedenkmarke ist vor  

der Ausgabe mit 20 Millionen Stück bekanntgege-
ben worden. Mit fester Auflage angekündigte Son-
dermarken beabsichtige ich auch nicht ausnahms-
weise nachdrucken zu lassen, denn die Postkunden  
und Markensammler sollen sich auf ,einmal gege-
bene Ankündigungen verlassen können.  

Anlage 20  

Schriftliche Antwort  

des Bundesministers Schwarz vom 3. Mai 1965 auf  
die Zusatzfragen des Abgeordneten Dr. Kohut zu  
der Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Matt-
höfer *).  
Aus den Verhandlungen über den einheitlichen  

Getreidepreis in der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft ist bekannt, daß die Bundesrepublik  
Deutschland den höchsten Weizenpreis aufweist. Bei  
unseren westlichen Nachbarn wird Brot fast aus-
schließlich aus Weizen hergestellt. Für das Back-
gewerbe ist in diesen Ländern der Rohstoff Mehl für  
die Brotherstellung somit billiger. Es konnte außer- 

*) Siehe 178. Sitzung Seite 8958 A.  

dem festgestellt werden, daß die Löhne der Bäcker  
in einigen Mitgliedsstaaten der EWG um 20% und  
mehr unter denen des Bundesgebietes liegen. Hinzu  
kommt weiter, daß auch für Verkehrsleistungen  
von dem deutschen Backgewerbe mehr aufgebracht  
werden muß als von dem unserer Nachbarländer.  
Diese Wettbewerbsungleichheit hat die Kommis-

sion der EWG bereits vor Jahren veranlaßt, dem  
deutschen Antrag auf Festsetzung einer Ausgleichs-
abgabe bei der Einfuhr von Brot aus Holland statt-
zugeben. Erst am 31. März 1965 hat die Kommission  
erneut diese Abgabe auf 17,53 DM je 100 kg Brot  
festgesetzt.  
Die Angleichung der Getreidepreise im EWG-

Raum ab 1. Juli 1967 dürfte zusammen mit der An-
gleichung anderer Kostenelemente zu einer Annähe-
rung der Brotpreise in den Mitgliedsstaaten führen.  

Anlage 21  

Schriftliche Antwort  

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 9. April  
1965 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten  
Dröscher (Drucksache IV/3265, Frage IX/1):  

Wie stellt sich die Bundesregierung die Versorgung der Be-
nutzer der im Bau befindlichen Bundesstraße 400 mit Kraftstoff 
und Rastgelegenheiten vor, nachdem bisher private Bauprojekte 
abgelehnt wurden, aber noch keinerlei Planung der Gesellschaft 
für Nebenbetriebe der Bundesautobahnen vorliegt und diese 
Straße im übrigen rechtlich auch keine Bundesautobahn ist? 

Die Bundesstraße 400 wird nach den für die Bun

-

desautobahn geltenden Grundsätzen gebaut und 
nach Fertigstellung der beiden Fahrbahnen als Bun-
desautobahn gewidmet werden. Der Bau von Tank-
und Rastanlagen an den Bundesautobahnen obliegt 
nach dem Bundesfernstraßengesetz dem Bund. Zur 
Zeit ist im Bereich des Landes Rheinland-Pfalz erst 
ein verhältnismäßig kurzer Abschnitt dieser im 
Sprachgebrauch auch als „linksrheinische Autobahn" 
bezeichneten Strecke im Bau. Im Jahre 1966 wird 
voraussichtlich ein erster einbahniger Abschnitt von 
etwa 10 Kilometer Länge dem Verkehr übergeben. 
Der Bau von Tank- und Rastanlagen wird so recht-
zeitig begonnen, daß die Versorgung der Verkehrs-
teilnehmer sichergestellt ist, sobald ein längerer 
zusammenhängender Abschnitt in Betrieb genom-
men wird. 

Anlage 22  

Schriftliche Antwort  

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 
9. April 1965 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Wendelborn (Drucksache IV/3265 
Fragen IX/2 und IX/3) : 

Hält die Bundesregierung den § 23 Abs. 1 StVZO in An-
betracht der jetzigen Verkehrsdichte noch für zeitgemäß, nach 
dem es heißt, daß abgestellte Fahrzeuge, die durch andere Licht-
quellen ausreichend beleuchtet sind, ihre eigene Beleuchtung 
nicht in Betrieb zu setzen brauchen? 
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Hält die Bundesregierung es nicht für angebracht, grundsätz-
lich ein unbeleuchtetes Abstellen von Fahrzeugen über 1,5 t 
Gesamtgewicht zu verbieten, auch wenn die Fahrzeuge durch 
andere Lichtquellen ausreichend beleuchtet sind? 

Die von Ihnen angesprochene Vorschrift soll auch 
in die neue Straßenverkehrs-Ordnung übernommen 
werden. § 10 Abs. 4 des Entwurfs sieht vor, daß 
haltende Fahrzeuge innerhalb geschlossener Ort-
schaften keiner eigenen Beleuchtung bedürfen, 
wenn die Straßenbeleuchtung es gestattet, das Fahr-
zeug auf ausreichende Entfernung deutlich zu sehen. 
Diese Bestimmung entspricht wörtlich den von der 
Konferenz der  Europäischen Verkehrsminister be-
schlossenen Grundsätzen für die Vereinheitlichung 
der Straßenverkehrsregeln. Schon mit Rücksicht auf 
den starken zwischenstaatlichen Straßenverkehr er-
scheint es nicht zweckmäßig, hiervon abzuweichen. 

Für Lastkraftwagen ist nichts Abweichendes vor-
geschrieben; jedoch ist zu berücksichtigen, daß das 
Parken der Lastkraftwagen schon wegen ihrer 
Breite nur in begrenztem Maße zulässig ist. Hier 
muß besonders darauf geachtet werden, daß kein 
anderer gefährdet wird. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.- Ing. Seebohm vom 9. April 
1965 auf .die Mündliche Anfrage des  Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Offenbach) (Drucksache IV/3265 Frage 
IX/4) : 

Wann ist mit einer endgültigen Entscheidung über den Antrag 
der Stadt Offenbach (Main) zu rechnen, die sogenannte Durch-
bruchstraße (Berliner Straße) als Bundesstraße (B 43) einzu-
stufen? 

Es ist bereits entschieden, die Durchbruchstraße 
(Berliner Straße) in Offenbach nach Fertigstellung 
als Bundesstraße (B 43) zu widmen. Inwieweit Teil-
abschnitte nach Ausbau .schon vorzeitig als Bundes-
straße gewidmet werden können, wird im Einzelfall 
zu gegebener Zeit zu prüfen sein. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 9. April 
1965 auf die  Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Offenbach) (Drucksache IV/3265 Frage 
IX/5) : 

Wann ist mit der Fortführung der Bauarbeiten des Main-
Neckar-Schnellweges, insbesondere der Hochstraße am Kaiserlei-
Kreisel, in südlicher Richtung zu rechnen? 

Die Bauarbeiten für die Fortführung des Main-
Neckar-Schnellweges vom Strahlenberger Kreisel in 
südlicher Richtung werden noch in diesem Jahre 
aufgenommen, ,sofern gegen das in Kürze einge-
leitete Planfeststellungsverfahren keine schwerwie-
genden Einsprüche erhoben werden. 

Die Hochstraße, die erst bei stärkerem Verkehrs-
zuwachs zur Entlastung des Strahlenberger Kreisels 
vorgesehen ist, wird dann ausgeführt werden, wenn 
die Notwendigkeit hierfür gegeben ist. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 9. April 
1965 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Offenbach) (Drucksache IV/3265, Frage 
IX/6) : 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung im Hinblick auf 
die besondere Verkehrslage in der Stadt und dem westlichen 
Landkreis Offenbach (Main) über den zeitlichen Ablauf der in 
Frage IX/5 genannten Straßenbaumaßnahmen? 

Wie schon erwähnt, sollen die Arbeiten im Ab-
schnitt zwischen Kaiserleibrücke und dem Taunus-
ring an der südlichen Ringstraße von Offenbach noch 
dieses Jahr anlaufen. Darüber hinaus ist beabsichtigt, 
auch den Abschnitt zwischen der Landesstraße 3317 
(Neu-Isenburg) und Egelsbach in Angriff zu nehmen, 
wobei zunächst mit den Großbrücken östlich Sprend-
lingen und östlich Langen begonnen wird. Der zeit-
liche Ablauf sowie die Aufnahme der Arbeiten in 
weiteren Abschnitten erfolgt in dem Rahmen, wie 
dies die Bereitstellung der erforderlichen Haus-
haltsmittel zuläßt. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 9. April 
1965 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne-
ten Stooß (Drucksache IV/3265, Fragen IX/7, IX/8 
und IX/9) : 

Trifft es zu, daß die Linienführung der künftigen Bundesfern-
straße Würzburg—Ulm im nördlichen Streckenabschnitt Würz-
burg-Dinkelsbühl bereits generell festliegt und auf Landesebene 
auch schon das Raumordnungsverfahren eingeleitet ist? 

Ist die in Frage IX/7 genannte Trassenführung im Zusammen-
wirken und mit Zustimmung der Landesverkehrsverwaltungen 
Bayern und Baden-Württemberg festgelegt worden? 

Falls Frage IX/8 bejaht wird: Sind bei dieser Festlegung auch 
die kommunalen Spitzen des Hohenloher Raumes gehört 
worden? 

Die Festlegung der Linienführung neuer Bundes-
fernstraßen erfolgt nach den Bestimmungen des § 16 
Bundesfernstraßengesetz im Benehmen mit den Lan-
desplanungsbehörden und im Einvernehmen mit den 
an der Raumordnung beteiligten Bundesministerien. 
Dieses Verfahren ist für die in Aussicht genommene 
Bundesfernstraße Würzburg—Ulm—Lindau noch 
nicht durchgeführt. Wohl trifft es zu, daß auf baye-
rischem Gebiet für den Streckenabschnitt Uffen-
heim—Dinkelsbühl von der Bezirksplanungsstelle 
bei der Regierung von Mittelfranken das Raumord-
nungsverfahren nach Landesrecht eingeleitet wor-
den ist, dem eine vom Autobahnbauamt Nürnberg 
erarbeitete generelle Trassenführung zugrunde 
liegt. Für den anschließenden Abschnitt bis zur Bun- 



9064 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 179. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Mai 1965 

desautobahn Karlsruhe—Ulm--München ist gegen-
wärtig eine verkehrswirtschaftliche Untersuchung im 
Gange, die im Einvernehmen zwischen der baden-
württembergischen und der bayerischen Landesstra-
ßenbauverwaltung durchgeführt wird. Sobald auf 
der Grundlage dieser Verkehrsuntersuchung wei-
tere Planunterlagen erarbeitet sind, werden die zu-
ständigen Dienststellen der Landesstraßenbauver-
waltungen selbstverständlich eine Abstimmung mit 
den zu beteiligenden kommunalen Behörden herbei-
führen. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 9. April 
1965 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Josten (Drucksache IV/3265 Frage IX/10) : 

Wie weit sind die Pläne für die Umgehungsstraße der Kreis-
stadt Mayen (Eifel) gediehen? 

Dem Bundesminister für Verkehr liegt bisher nur 
ein Vorentwurf für die Umgehung der Stadt Mayen 
im Zuge der Bundesstraße 258 und Bundesstraße 256 
vor. Die Auftragsverwaltung des  Landes Rheinland-
Pfalz führt z. Z. nähere Untersuchungen durch. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 9. April 
1965 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Fritsch (Drucksache IV/3265 Frage IX/11): 

Ist sichergestellt, daß bei der Aufhebung der Bahnsteigsperren 
der Deutschen Bundesbahn die dort bis jetzt tätigen Schwer-
beschädigten andere gleichwertige und den Beschädigungsgraden 
entsprechende Dienstposten zugewiesen erhalten? 

Wie Ihnen bekannt ist, beabsichtigt die Deutsche 
Bundesbahn aus Gründen des Kundendienstes und 

 der Rationalisierung !die Bahnsteigsperren aufzu-
heben. Dabei spielt die Frage der anderweitigen 
Verwendung der  an  den  Bahnsteigsperren beschäf-
tigten schwerbeschädigten Bediensteten eine wich-
tige Rolle. Sie wird gegenwärtig von der Deutschen 
Bundesbahn noch eingehend geprüft. Dabei wird 
sichergestellt, .daß, wie bei allen Rationalisierungs-
maßnahmen, soziale Härten vermieden werden. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 9. April 
1965 auf idle  Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Bauer (Würzburg) (Drucksache IV/3265 Frage IX/12) : 

Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu tun, daß durch 
Auftragsverwaltung des Bundes bei Inangriffnahme von Auto

-b

ahnvorhaben verschiedentlich Eingriffe in privates Eigentum 
vorgenommen wurden, ohne die Eigentümer vorher zu unter-
richten? 

Nach § 19 Abs. 4 des Bundesfernstraßengesetzes 
dürfen die Straßenbaubehörden Grundstücke zur 
Durchführung von Vermessungen, Bodenunter-
suchungen und sonstigen Vorarbeiten nur betreten, 
wenn eine Erlaubnis des Grundstückseigentümers 
vorliegt, oder wenn die zuständige Enteignungs-
behörde eine entsprechende Anordnung getroffen 
hat. Ebenso darf mit Baumaßnahmen auf fremdem 
Eigentum erst begonnen werden, wenn der Eigen-
tümer eine Bauerlaubnis gegeben hat, oder die Ent-
eignungsbehörde gemäß § 19 Abs. 3 des Bundes-
fernstraßengesetzes die Straßenbaubehörde in den 
Besitz des Grundstücks !eingewiesen hat. 

Diese gesetzlichen Regelungen zum Schutze frem-
den Eigentums haben die Straßenbaubehörden zu 
beachten. Wie mir auf Anfrage bei der Obersten 
Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des 
Innern bekannt wurde, sind im Raume Würzburg 
einige Grundstücke ohne formelle Erlaubnis der 
Eigentümer oder Anordnung durch die Enteignungs-
behörde betreten worden. Die Oberste Baubehörde 
im Bayerischen Staatsministerium Ides  Innern hat 
das zuständige Autobahnbauamt !angewiesen, § 19 
Abs. 3 und 4 ides  Bundesfernstraßengesetzes genau 
zu beachten, so daß die  Gewähr bestehen dürfte, 
daß künftig auf fremden Grundstücken Arbeiten 
ohne Erlaubnis des Eigentümers oder Anordnung 
der Enteignungsbehörde nicht mehr durchgeführt 
werden. 

Sollten Ihnen weitere Fälle bekannt werden, so I 
bitte ich, mir diese mitzuteilen ,damit ich das Er-
forderliche veranlassen kann. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Stücklen vom 9. April 1965 auf 
die Mündlichen Anfragen der Abgeordneten Frau 
Haas (Drucksache IV/3265, Fragen X/1, X/2 und X/2) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deutsche National-
Zeitung zur Zeit Abonnentengebühr durch Posteinzug ein-
treiben läßt, nachdem sie einige Probenummern in die Haus-
briefkästen verteilen ließ? 

Teilt die Bundesregierung meine Ansicht, daß die Deutsche 
National-Zeitung mit der in Frage X/1 geschilderten Methode 
kein anderes Ziel verfolgt, als den arglosen Staatsbürger als 
Leser und Abonnenten zu werben, zumal aus der Posteinzugs

-

karte nicht hervorgeht, um welche Zeitung es sich handelt, und 
er das erst nach Rückfrage beim zuständigen Postamt erfahren 
kann? 

Sollte der Posteinzug von Zeitungsgebühren nicht nur auf die 
Fälle beschränkt bleiben, bei denen der Empfänger durch seine 
Unterschrift den Zeitungsbezug bestätigt hat, und nicht, wie im 
Falle der Frage X/1, ohne seine Zustimmung durch die Post-
einzugskarte als Abonnent adressiert und deklariert wird? 

Zu Frage X/1: 

Nach § 27 Abs. 3 Postzeitungsordnung zieht die 
Deutsche Bundespost auf Antrag des Verlegers das 
Bezugsgeld bei geworbenen Beziehern ein. Nach all-
gemeinem Handelsbrauch gilt ein Bezieher auch dann 
als geworben, wenn der Verleger dem Bezieher 
Probelieferungen zugesandt und ihn in zwei brief- 
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lichen Mitteilungen, die getrennt von der Probelie-
ferung versandt worden sind, von dem Zweck der 
Zusendung unterrichtet hat. In den Mitteilungen 
muß auf den bevorstehenden Versuch der Post, das 
Bezugsgeld bei dem Bezieher einzuziehen, hingewie-
sen und zum Ausdruck gebracht worden -  sein, daß 
keine Verpflichtung besteht, das Bezugsgeld zu ent-
richten. Dieser Handelsbrauch wurde bei der zum 
1. Januar 1964 durch die Postzeitungsordnung ge-
troffenen Neuregelung des Postzeitungsdienstes auf 
ausdrücklichen Wunsch der Verlegerschaft aus den 
früheren Vorschriften übernommen. Es ist bisher 
nicht bekannt geworden, daß sich der Verleger der 
„Deutschen National-Zeitung und Soldaten-Zeitung" 
nicht an diesen Handelsbrauch gehalten hat. Die 
Dienststellen sind im übrigen angewiesen, gegen 
Verleger, die dieses Verfahren in einer nicht dem 
Handelsbrauch entsprechenden Weise benutzen, 
einzuschreiten. 

Zu Frage X/2: 

Die Zusteller der Deutschen Bundespost sind bei 
diesem Verfahren durch Dienstvorschriften ange-
wiesen, den Bezieher ausdrücklich darauf hinzuwei-
sen, daß der Einziehversuch durch den Verleger 
veranlaßt ist. Außerdem sind die Zusteller ver-
pflichtet, auf Verlangen die für jedes Zeitungsstück 
angelegte Zeitungsstammkarte vorzuweisen, auf der 
u. a. auch die Benennung der Zeitung vermerkt ist. 
Jeder Bezieher ist daher durchaus in der Lage, beim 
Inkasso festzustellen, für welche Zeitung er das Be-
zugsgeld entrichten soll. Auf den Zeitungsbezugs-
scheinen — von Ihnen, verehrte Frau Kollegin Haas, 
als Posteinzugskarte bezeichnet — wird daher aus 
Rationalisierungsgründen statt der Benennung nur 
das der Zeitung im Postzeitungsdienst zugeteilte 
Vertriebskennzeichen vermerkt. 

Zu Frage X/3: 

Wie bereits zur 1. Frage dargelegt, entspricht die-
ses Verfahren einem im Pressewesen üblichen Han-
delsbrauch, auf dessen Beibehaltung die Verleger-
schaft großen Wert legt. 

Anlage 31 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 8. April 1965 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Urban (Drucksache IV/3265 Fragen XI/1, XI/2 und 
XI/3) : 

Hat der Bundesschatzminister mit Fernschreiben vom 15. De-
zember 1964 den Senator für Jugend und Sport in Berlin unter-
richtet, daß er seine Berliner Dienststelle angewiesen hat, ab-
schließende Verhandlungen mit dem Ziel einer Auftragserteilung 
und eines baldigen Beginns der Arbeiten für die Flutlichtanlage 
im Olympia-Stadion in Berlin zu führen? 

Wann wird mit den Bauarbeiten für die Flutlichtanlage im 
Olympia-Stadion in Berlin begonnen? 

Welche Gründe stehen gegebenenfalls einem sofortigen Bau-
beginn für die Flutlichtanlage im Olympia-Stadion in Berlin 
noch entgegen? 

Die in ,der Anfrage erwähnte Unterrichtung des 
Senators für Jugend und Sport hat stattgefunden. 

Im Verlaufe der  auf Grund meiner Weisungen 
geführten Verhandlungen und Prüfungen hat mir 
meine Berliner Dienststelle am 13. Januar 1965 
pflichtgemäß berichtet, daß die in Aussicht genom-
mene Haftung für den Vertragspartner nicht zumut-
bar sei. 

Am 27. Januar 1965 wurde ich sodann von meiner 
Dienststelle unterrichtet, daß auch in lichttechnischer 
Hinsicht zu große Risiken bestünden. 

Noch ,am selben Tage mußte ich mich daher ent-
schließen, ein neues Projekt .ausarbeiten zu lassen, 
das die lichttechnischen Forderungen  der  von mir 
bestellten Gutachter und meiner Verwaltung erfüllt. 

Die Vorschläge für das neue Projekt liegen mir 
zwischenzeitlich vor. Die Ausschreibungen werden 
in Kürze erfolgen. 

Anlage 32 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 7. April 1965 
auf die Mündlichen Anfragen ides Abgeordneten 
Felder (Drucksache IV/3265 Fragen XI/4 und XI/5) : 

Welche Hemmnisse ergeben sich gegenwärtig noch für die 
zeitlich früheste Fertigstellung des Plenarsaales im Reichstags-
gebäude nach den Plänen des Architekten Paul Baumgarten? 

Liegen dem Bundesschatzministerium z. Z. besondere Anforde-
rungen der Bundesbaubehörde vor, die eine weitere Beschleuni-
gung der Ausbauarbeiten im Reichstagsgebäude zur Folge haben 
könnten? 

Zu Frage XI/4: 

Hemmnisse sind gegenwäritg nicht zu erkennen. 
Das schließt nicht aus, 'daß sich auf Grund der Eigen- 
art ,des Bauvorhabens und der bisher gemachten 
Erfahrungen noch ,Schwierigkeiten ergeben werden. 

Der vollständige Neubau des Plenarsaales als 
Kern der Gesamtanlage in  Verbindung mit dem 
Wiederaufbau der anschließenden Bauteile erfordert 
die Lösung einer Reihe sehr schwieriger stati-
scher, konstruktiver, technischer und gestalterischer 
Probleme, die einen zügigen Baufortschritt nicht im-
mer zulassen. 

Gegenüber einem Neubau können viele Arbeiten 
nur nacheinander und nicht gleichzeitig durchgeführt 
werden. 

Für 1965 send Ausgaben in Höhe von 6 Mio DM 
und eine Bindungsermächtigung in Höhe von 4 Mio 
DM vorgesehen. Nach dem jetzigen Stand der  Ar-
beiten werden wir einen Betrag in Höhe von 9 Mio 
DM und eine Bindungsermächtigung in Höhe von 
12 Mio DM anfordern müssen. 

Zu Frage XI/5: 

Nein. 
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Anlage 33 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Dr. Schwarzhaupt vom 
12. April 1965 auf die Mündliche Anfrage des Abge

-

ordneten Riegel (Göppingen) (Drucksache IV/3265, 
Frage XII/1) : 

Ist die Bundesregierung bereit, den Neubau eines Sportver-
letzten-Krankenhauses des Württembergischen Landessport-
bundes in Stuttgart-Bad Cannstatt durch einen angemessenen 
Beitrag zu fördern? 

Das Vorhaben „Neubau eines Sportverletzten

-

Krankenhauses in Stuttgart-Bad Cannstatt" wird 
von meinem Hause als förderungswürdig angesehen. 
Es ist deshalb in den Haushaltsvorschlag für das 
Rechnungsjahr 1966 unter Kapitel 1502, Titel 610, 
Nr. 10 der Erläuterungen aufgenommen worden. 

Außerdem liegt meinem Hause bereits seit länge-
rer Zeit der Antrag auf Gewährung eines Bundes-
zuschusses zur Errichtung eines Neubaues für das 
Sportverletzten-Krankenhaus in Hellersen vor. Die-
ses Vorhaben ist gleichfalls in den Haushaltsvoran-
schlag für das Rechnungsjahr 1966 unter Kapitel 
1502, Titel 610, Nr. 6 der Erläuterungen aufgenom-
men. 
Die für das Rechnungsjahr 1966 in Aussicht stehen-

den Mittel zur Förderung derartiger Vorhaben wer-
den nicht ausreichen, um sämtliche als förderungs-
würdig angesehene Vorhaben durch Gewährung 
eines angemessenen Beitrages zu fördern. Sollte je-
doch der Bundestag die erforderlichen Mittel bewil-
ligen, bin ich gern bereit, bereits im Rechnungsjahr 
1966 auch den Neubau eines Sportverletzten-Kran-
kenhauses in Stuttgart-Bad Cannstatt durch einen 
angemessenen Beitrag zu unterstützen. 

Anlage 34 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Dr. Schwarzhaupt vom 
12. April 1965 auf die Mündliche Anfrage des Abge

-

ordneten Porzner (Drucksache IV/3265, Frage XII/4) : 

Wie viele durch Contergan geschädigte Kinder gibt es — nach 
Altersklassen aufgegliedert — in der Bundesrepublik? 

Zunächst darf ich darauf hinweisen, daß ich zur 
Frage, ob das Contergan die Mißbildungen bei den 
Kindern hervorgerufen hat, nicht in der Lage bin, 

 Stellung zu nehmen, weil ein exakter Nachweis bis-
her nicht gelungen ist und andererseits die einschlä-
gigen gerichtlichen Verfahren bisher nicht zum Ab-
schluß gekommen sind. 

Wegen der fehlenden Meldepflicht war die Ermitt-
lung der Zahl von Kindern mit typischen Mißbil-
dungen, d. h. Fehl- und Mißbildungen an den Glied-
maßen, auch kombiniert mit Mißbildungen der Sin-
nes- und inneren Organe, sehr schwierig. Durch Um-
fragen bei den Ländern wurde versucht, die Zahl der 
in den Jahren 1958 bis 1962 mit typischen Mißbil-
dungen geborenen Kinder festzustellen. Nach dem 
Ergebnis dieser Umfragen sind bis einschließlich 1963 
insgesamt 2394 lebende Kinder erfaßt worden. Hier-
bei handelt es sich um ein Teilergebnis, wahrschein-
lich wird die Gesamtzahl der lebenden Kinder bei 
3000 liegen. Hiervon werden ca. 1000 fortlaufend 
prothetisch zu versorgen sein. Eine Aufschlüsselung 
nach Altersklassen ist nicht möglich, weil nicht alle 
Länder diese detaillierten Angaben zur Verfügung 
hatten. 

Noch schwieriger ist es, die Gesamtzahl der totge-
borenen oder verstorbenen Kinder festzustellen. 
Nach übereinstimmender Ansicht sind ca. 40 bis 
50% der mit Gliedmaßenmißbildungen geborenen 
Kinder verstorben. Die Gesamtzahl der Kinder — 
lebende und verstorbene — dürfte somit 5000 bis 
6000 betragen. 

Übereinstimmend wurde von den Ländern berich-
tet, daß die Zahl der Neugeborenen mit den typi-
schen Mißbildungen ab August 1962 schlagartig zu-
rückgegangen sind. Der Bundesverband körperge-
schädigter Kinder e. V. bemüht sich mit Hilfe der 
Bundesregierung auf örtlicher Ebene die noch im 
verborgenen gehaltenen Kinder für die notwendige 
Betreuung zu erfassen und die Eltern dieser Kinder 
über die erforderlichen Maßnahmen zu unterrichten. 
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